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87. Sitzung

Berlin, Freitag, den 26. Juni 2026

Beginn: 09:00 Uhr

Vizepräsident Omid Nouripour:
Schönen guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Nehmen Sie gerne Platz; denn die Sitzung ist er-
öffnet.

Ich wünsche allen, die das Spiel unserer National-
mannschaft gestern Abend gesehen haben, dass sie sich 
gut erholt haben mögen. Alle, die es nicht gesehen haben, 
haben nichts verpasst. Es ist auch nicht schlimm, weil wir 
ja das Spiel am Montag um 22:30 Uhr gewinnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und der Linken)

Und schon geht es los. Ich rufe auf den Tagesord-
nungspunkt 6 sowie den Zusatzpunkt 16: 

6 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Infrastruktur-Zukunftsgesetzes 
Drucksachen 21/4099, 21/4301
Beschlussempfehlung und Bericht des Ver-
kehrsausschusses (15. Ausschuss)
Drucksache 21/6701

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 21/6702

ZP 16 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verkehrsausschusses (15. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Matthias 
Gastel, Tarek Al-Wazir, Victoria Broßart, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Infrastrukturvorhaben im Schienennetz effek-
tiv beschleunigen

Drucksachen 21/4458, 21/6701

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegen ein 
Änderungsantrag der Fraktion der AfD sowie ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
erste Rede in dieser Aussprache Daniel Kölbl von der 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Daniel Kölbl (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor rund einem Monat ist meine Tochter ge-
boren worden, und ich möchte, dass sie in einem Land 
aufwächst, in dem sie eines Tages nicht über dieselben 
Infrastrukturvorhaben diskutieren muss wie heute ihre 
Eltern, wie vor etlichen Jahren schon ihre Großeltern 
oder vor Jahrzehnten bereits ihre Urgroßeltern. Und ge-
nau deswegen vollziehen wir den Politikwechsel in der 
Verkehrspolitik, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie machen eine 
Rolle rückwärts! – Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau! Rückwärts ist das!)

Im Rahmen der Verhandlungen zum Infrastruktur-Zu-
kunftsgesetz haben wir uns in konstruktiven Gesprächen 
innerhalb der Koalition darauf verständigt, das über-
ragende öffentliche Interesse

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
… auf alles auszuweiten!)

mit Augenmaß zusätzlich zu dem sehr gelungenen Kabi-
nettsentwurf, lieber Herr Minister Schnieder, auf weitere 
Vorhaben auszuweiten:

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie setzen keine Prioritäten mehr! Das 
ist doch das Problem! Sie machen alles lang-
samer!)
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den Gewässerausbau von Häfen im transeuropäischen 
Verkehrsnetz, den Ausbau von Flughäfen, die Unterhal-
tung von Tunneln, den Ausbau von rund 70 Bundesstra-
ßen sowie weitere Neubau- und Unterhaltungsmaßnah-
men bei der Wasserstraße.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagen Sie mal, was 
Sie nicht priorisieren wollen! Es interessiert 
mich keine Priorisierung!)

Damit fallen alle wesentlichen Verkehrsprojekte des 
Bundes zukünftig ins überragende öffentliche Interesse 
und erhalten bei behördlichen und gerichtlichen Abwä-
gungsentscheidungen besonderes Gewicht. Egal ob auf 
der Straße, dem Wasser, der Schiene oder in der Luft: 
Mit uns gibt es keine grüne Verkehrsträgerdiskriminie-
rung, sondern wir setzen uns für alle Mobilitätsformen 
ein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie setzen sich doch 
nur für die Straße ein, für die Straße und noch-
mals für die Straße!)

Anstatt bei Natureingriffen zukünftig Ausgleichsmaß-
nahmen durchführen zu müssen, kann diese verantwor-
tungsvolle Aufgabe bei Verkehrsvorhaben im überragen-
den öffentlichen Interesse gegen Zahlung eines Ersatz- 
geldes an das Bundesumweltministerium übertragen wer-
den.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Damit können sich die Infrastrukturunternehmen auf das 
konzentrieren, was sie am besten können: auf den Bau der 
Infrastruktur statt auf Krötenschau, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In meinem Heimatbundesland Schleswig-Holstein 

profitieren davon unter anderem die A20, die A23 und 
die Marschbahn. Mögliche Klagen gegen die Marsch-
bahn werden direkt beim Bundesverwaltungsgericht an-
gesiedelt, um langwierige Klageverfahren über mehrere 
Instanzen zu vermeiden, und bei der Elektrifizierung ent-
fällt die Pflicht der Umweltverträglichkeitsprüfung. Im 
Land zwischen den Meeren freuen wir uns über das über-
ragende öffentliche Interesse für den Hochwasser- und 
Küstenschutz und die Möglichkeit, den Ausbau der Ener-
gieinfrastruktur bei Natureingriffen durch Zahlung eines 
Ersatzgeldes zu beschleunigen. Liebe Grüne, das, was 
wir hier heute beschließen, ist kein Teufelswerk, sondern 
wir bringen Deutschland voran.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie werfen unser 
Land zurück! Straße, Straße, Straße! Nichts 
als Straße!)

Wir führen erstmalig eine nationale Stichtagsrege- 
lung ein, damit neue Gesetze nicht dazu führen, dass 
Planungen immer wieder überarbeitet werden müssen. 
Wir digitalisieren konsequent Planfeststellungsverfahren, 

erweitern den Katalog planrechtsfreier Maßnahmen, syn-
chronisieren Fristen und beschleunigen an vielen weite-
ren Stellschrauben. Und wir verpflichten Behörden erst-
malig dazu, Planunterlagen innerhalb eines Monats auf 
Vollständigkeit zu prüfen, damit nicht erst nach einem 
Jahr fehlende Unterlagen nachgefordert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei Infrastrukturvor-
haben ist es genauso wie bei der Fußballweltmeister-
schaft: Wir können nicht immer nur Tikitaka spielen, 
sondern wir müssen auch zum Abschluss kommen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD – Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
treffen ja gar keine Entscheidungen! Was ist 
denn mit der Neubaustrecke Hamburg–Hanno-
ver oder mit dem Brenner-Nordzulauf? Sie ent-
scheiden nicht!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 

Tarek Al-Wazir?

Daniel Kölbl (CDU/CSU):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Al-Wazir, bitte.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Abgeordneter Kölbl, guten Morgen! Vielen Dank, 

dass Sie die Zwischenfrage zulassen.
Ich finde es ja lustig, dass Sie sich bei den Temperatu-

ren vor allem an den Grünen abarbeiten. Ich will es mal 
so sagen – nur als Hinweis –: Der Zustand der Verkehrs-
infrastruktur in Deutschland ist nicht gut. Es hat aber 
noch nie in der Geschichte Deutschlands einen grünen 
Verkehrsminister gegeben. Die meisten waren von CDU 
und CSU.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ina Latendorf [Die Linke] – 
Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es! Oh là là!)

Sie haben gesagt, das überragende öffentliche Interesse 
soll dazu beitragen, dass bestimmte Projekte priorisiert 
werden. Im Änderungsantrag ist jetzt hinzugekommen, 
dass der Ausbau von Flughäfen im überragenden öffent-
lichen Interesse und im Sicherheitsinteresse Deutsch-
lands ist, obwohl – helfen Sie mir! – überhaupt kein 
zukünftiges Flughafenausbauprojekt in Deutschland be-
kannt ist.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hä?)

Deswegen meine Frage: Kennen Sie eins?

Daniel Kölbl (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege Al-Wazir, es gab ja durchaus an-

dere Minister von den Grünen auf unterschiedlichen Ebe-
nen, beispielsweise Bundesumweltminister, die auch Re-
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gelungen geschaffen haben, die den Ausbau von Ver-
kehrsinfrastruktur verhindern.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wie hieß nur dieser 
hessische grüne Verkehrsminister?)

Es ist so, dass der Ausbau von Flughäfen im über-
ragenden öffentlichen Interesse und im Sinne unserer 
Sicherheit ist, gerade mit Blick auf die Verteidigungs-
politik und darauf, was uns dort in den nächsten Jahren 
noch ereilen könnte – und hoffentlich nicht passiert.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Welcher denn jetzt?)

Wir müssen dafür gewappnet sein, dass wir im Fall der 
Fälle schnell reagieren und Flughäfen ausbauen können, 
damit wir die Konnektivität unseres Landes auch im Ver-
teidigungsfall stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie fort.

Daniel Kölbl (CDU/CSU):
Ich war mit meiner Rede sowieso fertig. Von daher: 

Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Erstklassig!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Ulrich von Zons 

von der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich von Zons (AfD):
Herr Präsident! Geschätzte Kollegen! Stellen Sie sich 

vor: keine Staus dank sanierter heiler Straßen und Brü-
cken, pünktliche Züge statt ewiger Verspätung auf maro-
der Schiene, ein Land, das endlich wieder funktioniert. Es 
wäre so schön. Diese Utopie wollen wir.

Doch für uns als AfD gilt ein klarer Grundsatz: Starke 
Infrastruktur ja, aber nicht gegen die Bürger. Genau hier 
liegt die einzige Frage, die heute wirklich zählt: Nutzt 
das, was Sie vorlegen, den Bürgern? Geht es ihnen mor-
gen besser als heute? Die ehrliche Antwort lautet: Nein. 
Dieser Entwurf bringt uns dieser Utopie keinen einzigen 
Meter näher. Sie zünden mal wieder Nebelkerzen und 
nennen es ein Zukunftsgesetz.

Erster Punkt. Sie stellen fast jedes Verkehrsprojekt in 
das überragende öffentliche Interesse. Eine Autobahn: 
überragend. Eine Brücke: überragend. Sogar eine Rast-
stätte: überragend. Das heißt: Es gibt keine ehrliche Ab-
wägung mehr. Das Ergebnis steht vorher fest.

Sie glauben mir nicht?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Redet der jetzt ge-
gen Bauen, oder was?)

Dann hören Sie doch mal auf die Sachverständigen! Frau 
Dr. Heß nennt es eine – Zitat – „inflationäre Auswei-
tung“, die den Begriff „entleert“.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: AfD wird grün, 
muss man hier sagen!)

Frau Dr. Rohleder spricht von einem „offensichtlich ver-
fassungswidrigen“ Gesetz. Das sind die Worte der Gut-
achterinnen. Es ist ein Verstoß gegen das Willkürverbot, 
Artikel 3 Grundgesetz.

Und das ist kein Versehen, sondern Methode bei Ihnen. 
Beim Wind machen Sie es längst genauso. § 2 EEG stellt 
den Windkraftausbau über alles, über Eigentum, über die 
Kommunen. Der Staatsrechtler Professor Boehme-Neß-
ler nennt es verfassungswidrig und bringt es auf den 
Punkt – ich zitiere –: „Das Ergebnis liegt schon vorher 
fest. Erneuerbare Energien gehen immer vor.“ Zitat En-
de. – Am Ende gewinnt bei Ihnen immer nur die Wind-
lobby. Und wer zahlt? Der Bürger. Wo alles überragend 
ist, wird enteignet, ohne ehrliche Abwägung.

(Beifall bei der AfD)

Den Bauern, der seit Generationen sein Land bestellt, 
übergehen Sie einfach.

Zweiter Punkt, und jetzt wird es richtig dreist bei 
Ihnen. Ihr eigener Änderungsantrag, im Ausschuss mal 
eben durchgewunken, lässt einen ganzen Artikel rück-
wirkend zum 24. Oktober 2025 in Kraft treten – rück-
wirkend! Sie ändern die Spielregeln im Nachhinein – 
das kennen wir schon – und kippen mit einer General-
klausel die Doppelförderungsverbote, einfach so. Im 
Klartext: Milliarden sollen mehrfach fließen dürfen, die 
Kontrolle wird ausgehebelt. Das ist keine seriöse Politik, 
das ist Trickserei am Steuerzahler, und Sie wissen es ganz 
genau.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, all das beweist genau un-
seren Satz: Starke Infrastruktur ja, aber nicht gegen die 
Bürger. – Denn Sie bauen hier gegen das Eigentum, ge-
gen das Recht und gegen den Geldbeutel der Menschen. 
Das ist das glatte Gegenteil von Bürgernähe. Und weil es 
so absurd ist: Während echte Brücken einsturzgefährdet 
sind, träumen Sie von Radwegen auf Autobahnbrücken. 
Selbst die Bauindustrie hat Ihnen gesagt: Streichen, das 
bremst nur.

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU])

Wir als AfD legen einen klaren Änderungsantrag vor: 
Streicht das verfassungswidrige „überragende öffentliche 
Interesse“, baut Bürokratie ab, statt sie zu tarnen! Baut, 
was das Land braucht – stabile Brücken, intakte Schie-
nen –, für die Bürger, nicht über ihre Köpfe hinweg! Des-
halb lehnen wir Ihren Änderungsantrag ab.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Was jetzt? Bauen 
oder nicht bauen?)

Und wir lehnen diesen Gesetzentwurf ab, nicht weil wir 
moderne Infrastruktur nicht wollen, sondern weil wir sie 
wirklich wollen, ehrlich, für die Menschen. Denn: Starke 
Infrastruktur ja, aber nicht gegen die Bürger. Und, liebe 
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Kollegen von den älteren Parteien, hören Sie bitte endlich 
auf, von Zukunft zu reden! Die Zukunft gestalten wir als 
AfD. Die Zukunft, die sind wir, wer sonst?

(Beifall bei der AfD – Björn Simon [CDU/ 
CSU]: Nein! – Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind die Ver-
unstalter!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Armand Zorn 

für die sozialdemokratische Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Armand Zorn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! „Infrastruk-
tur-Zukunftsgesetz“ klingt erst mal sehr technisch. Und 
wer die über 200 Seiten des Entwurfs aufschlägt, der 
findet vor allem Begriffe wie „Planfeststellung“, „Geneh-
migungsfristen“ oder „Verfahrensrecht“. Aber hinter die-
sen sperrigen Begriffen steht etwas Konkretes: Es geht 
darum, ob Menschen morgens zuverlässig mit Bus, Bahn 
oder Auto zur Arbeit kommen, ob sie ihre Kinder pünkt-
lich in die Kita oder Schule bringen können, ob marode 
Brücken noch rechtzeitig saniert werden können, bevor 
sie gesperrt werden müssen.

Denn die Wahrheit ist doch: Milliarden bauen einfach 
keine Brücken, wenn die Verfahren stocken; ein fertiger 
Plan saniert noch keine Schiene, wenn die Genehmigung 
dauert. Und der beste Vorsatz verlegt noch kein Gleis, 
wenn jeder Schritt doppelt geprüft werden muss. Liebe 
Kollegen, mehr Geld alleine schafft eben keine moderne 
Infrastruktur. Entscheidend ist, dass die Mittel aus dem 
Sondervermögen abfließen und dass schnell gebaut wird. 
Genau daran setzen wir heute an.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz werden wir 
Planungs- und Genehmigungsverfahren deutlich verein-
fachen, digitalisieren und beschleunigen. Wir straffen 
Verfahrensdoppelungen, wir lassen die erneute Umwelt-
verträglichkeitsprüfung beim Ersatzneubau einer Brücke 
entfallen, und vor allem verpflichten wir Behörden zu 
digitalen Verfahren.

Wir stellen zentrale Verkehrsprojekte – Straßen, Schie-
ne, Wasserstraßen, Brücken – in das überragende öffent-
liche Interesse. Das schafft Klarheit in der Abwägung und 
verkürzt somit Verfahren spürbar. Vor allem machen wir 
damit deutlich: Diese Infrastrukturen dienen der öffent-
lichen Sicherheit und den Belangen der Landes- und 
Bündnisverteidigung. Deswegen genießen sie den hohen 
Schutzgütervorrang. Denn eine moderne, leistungsfähige 
Verkehrsinfrastruktur entscheidet auch darüber, ob unser 
Land resilient und wettbewerbsfähig bleibt, ob das Land 
funktioniert, ob gesellschaftliche Teilhabe erfolgen kann.

Deswegen will ich sagen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen: Das ist ein wichtiger Schritt. Und ich will mich bei 
den Berichterstatterinnen und Berichterstattern bedan-
ken, die über mehrere Monate sehr gut und sehr sachlich 
verhandelt haben. Ich will mich beim Haus, bei Minister 

Schnieder bedanken für den guten Gesetzentwurf, den 
wir parlamentarisch noch verbessert haben. Und ich 
will auch in Richtung Bundesländer einen Dank ausspre-
chen. Die Beratungen waren konstruktiv, wir haben sehr 
viele der Vorschläge aus den Ländern mit reinnehmen 
können. Deswegen sind wir überzeugt: Das ist ein guter 
Gesetzentwurf, und er wird die Verfahren wesentlich be-
schleunigen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Aber genauso müssen wir ehrlich sagen, dass ein gutes 
Gesetz alleine nicht alles verbessern wird. Es braucht drei 
Sachen. Es braucht die finanziellen Mittel; dafür haben 
wir das Sondervermögen auf den Weg gebracht.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das müssten Sie nur mal da-
für einsetzen!)

Es braucht die gesetzliche Grundlage; deswegen be-
schließen wir heute im Bundestag in zweiter und dritter 
Lesung das Infrastruktur-Zukunftsgesetz. Es braucht aber 
auch einen Mentalitätswechsel, einen Mentalitätswan- 
del bei uns in der Politik, in der Verwaltung, in der Be-
völkerung. Denn es geht darum, dass wir gemeinsam als 
Gesellschaft hinkriegen wollen, dass Verkehrsprojekte 
schneller geplant werden. Das ist nicht nur eine Frage 
von Wirtschaftlichkeit, das ist nicht nur eine Frage von 
Mobilität, das ist auch eine Frage von Vertrauen in unsere 
Demokratie. Demokratische Parteien müssen liefern, un-
ser Staat muss liefern, je schneller, desto besser.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Kolleginnen und Kollegen, zum Abschluss will ich 
sagen – das geht auch in Richtung Grüne und in Richtung 
des geschätzten ehemaligen Verkehrsministers des Lan-
des Hessen –,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ah! – Steffen Bilger 
[CDU/CSU]: Ah!)

dass wir selbstverständlich den Spagat zwischen grüner 
und grauer Infrastruktur hinkriegen wollen und hinkrie-
gen werden.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo denn? Neue Autobahnen wollt ihr 
bauen! – Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mit diesem 
Gesetz?)

Deswegen war es auch richtig, dass wir in den Verhand-
lungen immer wieder das Naturflächenbedarfsgesetz zu-
sammen mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz gedacht 
haben und verhandelt haben. Heute beschließen wir das 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Sie müssen zum Ende kommen.

Armand Zorn (SPD):
– in zweiter und dritter Lesung. Und in den nächsten 

Wochen wird im Kabinett entsprechend – –
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen immer noch zum Ende kommen. Auch in 

den nächsten Wochen werden Sie zum Ende kommen 
müssen, wenn die Redezeit zu Ende ist.

Armand Zorn (SPD):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Swantje Henrike 

Michaelsen für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Dass wir diesen Gesetzentwurf für desa-
strös halten, haben wir schon in der ersten Lesung deut-
lich gemacht. Leider ändert daran auch der Antrag der 
Koalition absolut nichts. Denn unter dem Deckmantel 
der Beschleunigung schreddern Sie hier Naturschutz 
und Beteiligungsrechte, um Ihre klimaschädlichen Lieb-
lingsprojekte gegen weniger Widerstand durchdrücken 
zu können.

Wir brauchen ein funktionierendes, intaktes und klima-
freundliches Verkehrssystem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Davon sind wir weit entfernt. Das zeigen sowohl die 
Defizite bei der Bahn als auch die Notsperrung der Bon-
ner Nordbrücke. Straßen, Brücken und Schienen müssen 
dringend saniert werden. Und ja, es braucht auch einen 
schnelleren Ausbau, aber doch bei der Bahn und ganz 
bestimmt nicht bei Autobahnen, vierspurigen Bundes-
straßen oder Flughäfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – 
Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Doch!)

In Zeiten akuter Krisen müssen klare Prioritäten ge-
setzt werden. Wir müssen Ressourcen, Geld, Material 
und Personal gezielt einsetzen und bevorzugende juristi-
sche Instrumente auf genau die Verkehrsprojekte konzen-
trieren, die wirklich gebraucht werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nach Lektüre des Gesetzes und Änderungsantrages 
drängt sich jedoch die Frage auf, welche Verkehrsinfra-
strukturprojekte eigentlich nicht ins überragende öffent-
liche Interesse gestellt werden. Wer alles priorisiert, prio-
risiert am Ende nichts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei forciert dieser Gesetzentwurf auch noch vor 
allem die schnelle Umsetzung von klimaschädlichen 
und naturzerstörenden Neu- und Ausbauprojekten von 
Autobahnen und vierspurigen Bundesstraßen. Die pau-
schale Ausweitung des überragenden öffentlichen Inte-

resses führt dabei zu einer systematischen Schlechterstel-
lung der Belange der Natur, obwohl diese ohnehin schon 
massiv unter Druck ist.

Mit der sogenannten Eingriffsregelung fällt ein Herz-
stück des Naturschutzes in Deutschland. In der Folge 
werden wertvolle Ausgleichsflächen nicht geschaffen 
und Verkehrsprojekte von vornherein größer dimensio-
niert als nötig, weil es leichter ist, Ersatzgeld zu zahlen, 
als ortsnahe Ausgleichsflächen zu schaffen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So 
ist es!)

Mehrere Expertinnen und Experten in den Anhörungen 
haben deutlich gemacht, dass sie es für verfassungsrecht-
lich äußerst bedenklich halten, wenn mit dem überragen-
den öffentlichen Interesse Natur- und Klimaschutz derart 
ausgehebelt werden, und dass ein überragendes öffent-
liches Interesse zwar für Projekte angewendet werden 
kann, die der Bewältigung akuter Krisen dienen, aber 
ganz bestimmt nicht, um politisch genehme Projekte zu-
lasten der Natur einfach durchzudrücken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: „Politisch genehm“ 
heißt Mehrheit!)

Doch diese Bedenken haben Sie einfach vom Tisch ge-
wischt.

In unserem Antrag zeigen wir, dass beides miteinander 
in Einklang gebracht werden könnte: ein zukunftsfähiges 
Verkehrssystem und Natur- und Klimaschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie hingegen bringen nichts voran. Sie gehen einfach 
zurück in die Verkehrspolitik des letzten Jahrhunderts.

Ihr Gesetz geht in der Verkehrspolitik an den eigentli-
chen Bedarfen vorbei. Für die Natur ist es desaströs. Wir 
lehnen es natürlich ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jorrit Bosch für 

die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Jorrit Bosch (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Infrastruktur-Zukunftsgesetz wird den 
Ausbau unserer Infrastruktur nicht beschleunigen. Das 
Bild, das Sie hier skizzieren wollen, ist, dass Deutschland 
nicht vorankommt, weil Umweltverbände blockieren, 
weil Bürger klagen, weil Gerichte aufhalten. Naturschutz 
stört da nur. Bürgerbeteiligung bremst nur und Rechts-
schutz verzögert nur.

Jetzt packen Sie von der Koalition endlich mal richtig 
an und räumen das alles aus dem Weg. Das ist, finde ich, 
eine schöne Erzählung. Sie ist aber schlicht falsch, und 
sie ist vor allem sehr gefährlich.

(Beifall bei der Linken)
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Ich finde nämlich, die eigentliche Frage müsste lauten: 
Wollen wir Infrastruktur wirklich schneller machen durch 
eine starke Verwaltung, bessere Verfahren, digitale Pla-
nung und gesicherte Finanzierung, oder wollen wir am 
Ende nur so tun, als würden wir beschleunigen, während 
wir Beteiligung, Umweltprüfung und gerichtliche Kon-
trolle abbauen? Ich sage es, wie es ist: Sie, liebe Koaliti-
on, mogeln sich mal wieder vom Feinsten durch.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Ganz meine Meinung!)

Herr Kölbl von der Union erzählte uns in der ersten 
Lesung, dass er neun Jahre alt war, als der Ausbau der 
A20 beschlossen wurde. Ich finde, ein schönes Bild: Ein 
kleiner Junge, der von Autobahnen träumt, auf denen er 
mit seinen Hot Wheels fahren kann, wenn er groß ist. Ich 
finde, es gibt genug Autobahnen in Deutschland. Herr 
Kölbl, Sie hätten auch einfach eine andere nehmen kön-
nen.

Inzwischen ist Herr Kölbl aber erwachsen und die A20 
ist es noch nicht ganz. Da stellt sich natürlich die Frage: 
Wessen Fehler war das eigentlich? War es die bedrohte 
Haselmaus? Waren es die bösen, bösen Umweltverbän-
de? Oder war es schlicht Ihre Partei, die Union, die seit 
Jahrzehnten Verantwortung trägt, Behörden kaputtge-
spart hat und heute lieber den Umweltschutz, Bürgerbe-
teiligung, Gerichte zu Schuldigen erklärt, statt die eige-
nen Fehler einzugestehen?

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Gesetz, liebe Kollegen von der Union, ersetzt 
keine ehrliche Bilanz. Ja, ich möchte es gar nicht abstrei-
ten: Es gab Klagen. Es gab Verzögerungen, und am Ende 
gab es immer auch Einigung. Interessen wurden geprüft. 
Fehler wurden korrigiert. Lösungen wurden gefunden. 
So, liebe Kollegen von der Union, funktioniert ein guter 
Rechtsstaat.

(Beifall bei der Linken)

Die gute Geschichte ist doch: Die Haselmaus lebt. Das 
wollen Sie in Zukunft ändern. Herr Schnieder, Sie hätten 
heute zum Helden der Haselmaus werden können, der 
Ritter des Rechts, der Hüter der Natur. Stattdessen führen 
Sie einen modernen Ablasshandel ein. Früher galt: Wer 
Natur zerstört, muss möglichst konkret ausgleichen. Ab 
heute gilt: Wer Natur zerstört, der zahlt einfach ein biss-
chen Geld. Die Haselmaus wird künftig ihren Lebens-
raum verlieren, und Sie sind für mich, Herr Schnieder, 
ab heute der Henker der Haselmaus.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Steffen Bilger 
[CDU/CSU]: So ein Unsinn!)

Sie ignorieren, dass der Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen im Grundgesetz steht. Artikel 20a ist 
kein Hobby von Menschen mit Outdoorjacke und San-
dalen. Umweltverbände sind die Anwälte unserer Natur. 
Naturschutz ist Verfassungsauftrag, und ich bin mir si-
cher, dass das Verfassungsgericht einen kritischen Blick 
auf Ihre Pseudobeschleunigung haben wird.

Ich möchte feststellen: Gegen Schnelligkeit hat hier 
niemand was. Niemand will Papierstapel statt Planfest-
stellung. Niemand will Behörden, die mit Faxgeräten und 
Windows 95 gegen die Verkehrswende kämpfen. Natür-
lich müssen Verfahren besser und schneller werden. Aber 
dann reden wir doch über die echten Flaschenhälse. Re-
den wir über Personal, über Fachwissen, über Digitalisie-
rung, Ausstattung der Behörden und Gerichte.

Wer schneller planen will, der braucht Menschen, 
die planen. Wer Genehmigungen beschleunigen will, 
braucht Genehmigungsbehörden. Wer Gerichtsverfahren 
beschleunigen will, braucht Gerichte, die nicht auf Kante 
genäht sind. Und am Ende werden Sie da doch wieder 
kürzen. Seien wir doch ehrlich.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Jawohl!)

Mit Ihrem Änderungsantrag werden dann mehrere 
fragwürdige Verkehrsvorhaben zum überragenden öf-
fentlichen Interesse erklärt und plötzlich militärisch rele-
vant.

Ich möchte Sie nur darauf hinweisen: Ihr eigener Sach-
verständiger in der Anhörung musste zugegeben, dass 
man ein überragendes öffentliches Interesse beispiels-
weise für Rastanlagen nicht rechtfertigen kann.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!)

Vielleicht sollten Sie sich mal fragen, ob das, was Sie hier 
heute verabschieden wollen, irgendeiner rechtlichen Prü-
fung überhaupt standhalten wird.

Jetzt noch mal zu den Fakten: Brückensperrungen in 
Berlin und Bonn, marode Bauwerke überall. Das Pro-
blem ist nicht, dass sich die Haselmaus durch Beton fres-
sen wird. Das Problem ist, dass die Infrastruktur unseres 
Landes seit Jahrzehnten auf Verschleiß gefahren wurde. 
Es war politisch immer attraktiver, irgendwo ein buntes 
Band an einer neuen Ortsumfahrung durchzuschneiden, 
statt eine bestehende Brücke zu sanieren.

Es war politisch attraktiver; denn seien wir ehrlich: 
Niemand postet gerne: „Heute ist wieder mal keine Brü-
cke eingestürzt.“ Dabei wäre das doch die eigentliche 
Erfolgsmeldung. Sie können jetzt noch elf Jahre mit 
dem Sondervermögen arbeiten. Aber wir müssen auch 
darüber reden, wie wir nie wieder in die Situation kom-
men, dass unsere Infrastruktur so kaputtgespart wird. Da-
für müssen wir langfristig Gelder für die Sanierung be-
reitstellen.

(Beifall bei der Linken)

Wir müssen die Schuldenbremse abschaffen, weil sie uns 
in schwierigen Zeiten die Hände bindet, wenn Sanierun-
gen dringend notwendig werden. Das muss doch die 
Lehre aus den vergangenen Jahren sein.

Sie verkaufen dieses Gesetz als großen Wurf, als Ga-
mechanger für Straße, Schiene und Wasserstraße glei-
chermaßen. Wissen Sie, Herr Schnieder, was ein Ga-
mechanger ist?

(Daniel Kölbl [CDU/CSU]: Die Haselmaus!)
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Ein Gamechanger verändert das Spiel. Er dreht etwas 
grundlegend um. Ein Gamechanger ist zum Beispiel 
Deniz Undav. Shoutout an der Stelle an ihn.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was Sie hier vorlegen, dreht gar nichts um. So gerne Sie 
ein Leuchtturm wären, so gerne Sie ein Gamechanger der 
Verkehrspolitik wären: Sie und dieses Gesetz sind es ein-
fach nicht.

(Beifall bei der Linken – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Was haben Sie denn so gearbeitet?)

Diese ganze Debatte ist ja auch irgendwie ein Ablen-
kungsmanöver. Sie zeigen auf die Haselmaus.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nichts gearbeitet!)

Sie rufen „Blockade“ und hoffen, dass niemand auf leere 
Personalstellen schaut, dass niemand auf die kaputten 
Brücken

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sozialwissen-
schaften!)

oder auf die fehlenden Milliarden in der Zukunft schaut. 
Sie nennen das, was Sie vorlegen, Zukunftsgesetz, tat-
sächlich ist es ein Freifahrtschein für alte Fehler: mehr 
Straße, weniger Kontrolle, weniger Naturschutz und am 
Ende trotzdem nichts pünktlicher und keine Brücke sta-
biler.

Wir als Linke sagen: Zukunft baut man nicht, indem 
man Rechte abbaut.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Jorrit Bosch (Die Linke):
Zukunft baut man mit guten Verfahren, ausreichend 

Personal, verlässlichem Geld –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Jorrit Bosch (Die Linke):
– und klaren Prioritäten: Erhalt statt Neubau.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Jetzt noch die Internationale singen!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist der Bundes-

minister für Verkehr Patrick Schnieder.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Patrick Schnieder, Bundesminister für Verkehr:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Es lebe die Ha-
selmaus!)

Bis zum 3. Juni dieses Jahres sind über die Bonner Nord-
brücke täglich 100 000 Fahrzeuge gefahren. 100 000 Tag 
für Tag. Doch Anfang des Monats musste diese Brücke 
gesperrt werden

(Zuruf von der Linken: Haselmaus!)
mit Folgen für die Bürger, für die Wirtschaft, für die 
gesamte Region. Ich war in den letzten Wochen dreimal 
vor Ort und kann beurteilen, was das für die Stadt und 
was das für die Region bedeutet. Es ist eine gewaltige 
Belastung.

Auch wenn wir jetzt den Turbo einlegen und zuver-
sichtlich sind, dass wir diese Brücke in zwei Jahren wie-
der aufgebaut haben, zeigt dieser Fall vor allem eines: 
Deutschland hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
zu wenig in die Verkehrsinfrastruktur investiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Wir haben die Infrastruktur viel zu lange vernachlässigt. 
Das sehen wir bei den Brücken. Das sehen wir bei den 
Straßen. Das sehen wir bei den Schienen, und das sehen 
wir bei den Wasserstraßen.

Deshalb hat diese Bundesregierung sich vorgenom-
men, diesen Investitionsstau aufzulösen. Wir haben 
enorme Mittel zur Verfügung, die wir jetzt in die Straße, 
in die Schiene und in die Wasserstraße investieren 
werden. Deshalb sage ich Ihnen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Wir brauchen dringend mehr Tempo beim 
Sanieren, beim Aufbauen, beim Ausbauen unserer Infra-
struktur.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Gastel von Bündnis 90/Die Grünen?

Patrick Schnieder, Bundesminister für Verkehr:
Ja, bitte.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Gastel, bitte.

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, es ist sehr nett, dass ich die Zwischen-

frage stellen darf. – Sie haben gerade den Punkt ange-
sprochen: mehr Geld für die Infrastruktur. Ich möchte 
dazu auf die Schiene zu sprechen kommen. Wir haben 
den Fall, dass bei immer mehr Schienenprojekten die 
ersten Leistungsphasen abgeschlossen sind, sie aber nicht 
weitergeplant werden können, weil es keine Finanzie-
rungsmittel dafür gibt.

Ich war letzte Woche im Besucherzentrum für das 
Neubauprojekt der Strecke Dresden–Prag. Es musste ex-
tra für mich geöffnet werden. Eigentlich hat es schon seit 
Jahresbeginn zu, da die Planung nicht weitergeht, weil 
Sie kein Geld geben.

Die Neubaustrecke Augsburg–Ulm: Planung einge-
stellt, da es kein Geld für die weitere Planung gibt. Das 
Planungsteam löst sich gerade auf.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 87. Sitzung. Berlin, Freitag, den 26. Juni 2026                                                                                                                                                                                                   10655 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jorrit Bosch 



Bei den Neubaustrecken gibt es mehrere baureife Pro-
jekte. Nicht ein einziges davon ist aus dem Sonderver-
mögen finanziert – Stichwort: 400 Milliarden Euro für 
zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur –, es gibt 
nicht 1 Cent für Aus- und Neubau der Schiene.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Unglaublich!)

Sie als Koalition treffen keine Entscheidungen. Was ist 
mit der Strecke Hamburg–Hannover? Dieses Projekt 
wird seit Monaten geschoben, eine parlamentarische Be-
fassung findet nicht statt. Beim Brenner-Nordzulauf war-
ten wir ebenfalls.

(Zuruf von der CDU/CSU)

Sie treffen keine Entscheidungen. Sie finanzieren die 
Planungen nicht ausreichend. Sie finanzieren nicht, dass 
baureife Projekte auch tatsächlich in Bau gehen können.

(Zuruf von der CDU/CSU)

Wie bewerten Sie das, und wie bringen Sie das mit Ihrer 
Aussage, es gebe so viel mehr Geld, zusammen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Minister, bitte.

Patrick Schnieder, Bundesminister für Verkehr:
Sehr geehrter Herr Kollege Gastel, ich bin einigerma-

ßen erstaunt. Sie reden bei verschiedenen Gelegenheiten 
nämlich ganz unterschiedlich.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Überhaupt nicht!)

Sie sagen immer: Erhalt vor Neubau. Und genau das tun 
wir:

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aber nicht bei der Schiene!)

Erhalt vor Neubau bei allen Verkehrsträgern, weil wir die 
bestehende Infrastruktur zunächst auf Vordermann brin-
gen wollen.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sagen: Engpässe müssen aufgelöst 
werden!)

Herr Gastel, zweiter Punkt. Es ist eine ganz einfache 
Rechnung: Wir stecken in dieser Legislaturperiode knapp 
170 Milliarden Euro in die Verkehrsinfrastruktur, davon 
106 Milliarden Euro in die Schiene.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist mit Aus- und Neubau der Schie-
ne? Das ist meine Frage!)

106 Milliarden Euro in die Schiene! Das ist wesentlich 
mehr als jemals zuvor. Da können Sie doch nicht sagen, 
wir steckten kein Geld in die Schiene, sie werde vernach-
lässigt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf des Abg. Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Herr Gastel, dritter Punkt; hören Sie zu. Wir befinden 
uns in den Haushaltsberatungen. Sie haben das Prinzip 
noch nicht verstanden, nämlich dass wir über das Sonder-
vermögen Erhaltungsmaßnahmen machen – bei Schiene, 
bei Straße, bei Digitalisierung der Schiene – und dass wir 
die Mittel, die wir im Haushalt veranschlagen werden, in 
Neu- und Ausbau stecken. Lassen Sie sich überraschen, 
was dieser Haushalt Ihnen präsentieren wird.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mir wird angst und bange!)

Man soll immer schön warten, bis man die Fakten auf 
dem Tisch hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Setzen Sie gern Ihre Rede fort, Herr 

Minister.

Patrick Schnieder, Bundesminister für Verkehr:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben so 

viel Geld wie nie zuvor zur Verfügung; das müssen wir 
jetzt schnell verbauen. Dafür sorgen wir jetzt mit dem 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz, über das wir heute ab-
schließend beraten. Damit können wir in der Tat wichtige 
Infrastrukturvorhaben schneller planen und genehmigen. 
Da geht es nicht nur um Brücken, die ersetzt werden 
müssen, sondern auch um Zugstrecken, die wir elektrifi-
zieren, digitalisieren und modernisieren wollen,

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

um Engpässe, die wir beseitigen müssen, etwa auf Bun-
desstraßen und Autobahnen. Es geht aber auch um Lkw- 
Stellplätze, die wir ausbauen wollen, und erstmals auch 
um alle wichtigen Wasserstraßenprojekte.

Ich will den Damen und Herren rechts und links in 
diesem Hause noch etwas zu den Lkw-Stellplätzen sagen: 
Fragen Sie mal Lkw-Fahrer – sie sind auch Bürger dieses 
Landes –,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ach!)

welche Bedingungen sie dort vorfinden. Was ist mit den 
Menschen, die schwer verletzt werden – einige verunglü-
cken sogar tödlich –,

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

weil sie auf Lkws aufgefahren sind, die auf der Autobahn 
parken, weil deren Fahrer keinen Stellplatz finden? Auch 
da müssen wir handeln. Vor allem müssen wir schneller 
werden; das ist das entscheidende Kriterium. Sie sind so 
weit entfernt von der Wirklichkeit in diesem Land, von 
den Menschen in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Tino 
Chrupalla [AfD]: Das sagt der Richtige!)

Was Sie hier erzählt haben, ist wirklich der Hohn.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden 
Planungs- und Genehmigungsverfahren insgesamt bei 
Projekten beschleunigen. Ein wichtiger Baustein dabei 
ist die Digitalisierung. Das mag lapidar klingen, aber 
wir können viel Zeit und Aufwand damit sparen; wie viel, 
können Sie an einem konkreten Projekt sehen:

Ich habe mir mal angeschaut, wie man beim Ausbau 
der Donau zwischen Straubing und Vilshofen im Rahmen 
des Planungsverfahrens vorgegangen ist. Es mussten im 
Planfeststellungsverfahren 369 Planunterlagen erstellt 
werden, die jeweils einen Umfang von drei Umzugskar-
tons hatten und an elf Stellen ausgelegt werden mussten. 
Der Planfeststellungsbeschluss hat einen Umfang von 
2 360 Seiten, gefasst in drei Bände – 6 Kilogramm Papier. 
Über Monate wurden Mitarbeiter gebunden, Akten be-
wegt und Räume vorgehalten, nur für dieses Papierwerk.

Wenn das Infrastruktur-Zukunftsgesetz schon gegolten 
hätte, dann wäre ein solches Verfahren komplett, von A 
bis Z, digital durchgeführt worden. Wir werden bei sol-
chen Verfahren dank der Digitalisierung eine Zeiterspar-
nis von 30 Prozent erreichen können. Deshalb ist das ein 
ganz wichtiger Schritt, den wir hier vornehmen. Digitali-
sierung schafft schnellere und einfachere Verfahren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

In Zukunft wird es in bestimmten Fällen verbindliche 
Fristen geben, deren Verstreichenlassen als Zustimmung 
gilt. Damit verhindern wir Stillstand durch Nichtent-
scheiden.

Wir schaffen Doppelprüfungen ab. Es wird im Moment 
an mehreren Stellen des Verfahrens unter verschiedenen 
Überschriften genau das Gleiche geprüft. Damit muss 
Schluss sein.

Auch bei unvermeidbaren Eingriffen in Natur und 
Landschaft schaffen wir praxistaugliche Lösungen. Ich 
sage hier in aller Deutlichkeit, damit nicht die Mär wei-
tererzählt wird, die, auch in dieser Debatte, immer wieder 
vorgetragen wird: Wir senken keinen einzigen Standard 
ab.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Realkompensation ver-
schwindet nur! – Weiterer Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir machen Umwelt- und Naturschutz nur praxistaugli-
cher und besser handhabbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Und ich sage als der Retter der Haselmaus, als der ich 
hier bezeichnet worden bin:

(Jorrit Bosch [Die Linke]: Als „Henker der 
Haselmaus“! – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es wird uns in Zukunft eben nicht mehr um das einzelne 
Tier auf der Trasse gehen, sondern wir wollen die Popu-
lation schützen. Darum muss es doch gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Steffen Bilger [CDU/CSU]: 
Genau!)

Das ist wirklicher Schutz. Das bringt Infrastrukturvor-
haben und Umweltschutz in eine ordentliche Balance. 
Es kann schnell gehen, und trotzdem sorgen wir für Um-
welt- und Naturschutz, gerade bei geschützten Arten wie 
der Haselmaus.

(Zuruf des Abg. Jorrit Bosch [Die Linke])
Wir schaffen auch die Möglichkeit, Ausgleich und Er-

satzgeldzahlungen gleichrangig als Optionen nutzen zu 
können. Das ist ja kein neues Instrument; wir schaffen 
diese Option nur für alle Fälle. Damit fällt keine Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahme unter den Tisch, sondern 
der Projektträger kann sich damit ablösen. Er konzentriert 
sich auf das, was er kann, nämlich die Genehmigung 
voranzutreiben und das Projekt zu bauen.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Mit der Zahlung werden dann von anderer Stelle diese 
Maßnahmen durchgeführt. Das ist doch effizienter, pra-
xisgerechter Naturschutz, der sichergestellt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Insgesamt haben wir im parlamentarischen Verfahren 
das Gesetz an wichtigen Stellen weiter verbessert. Dazu 
gehört zum Beispiel die Stichtagsregelung im Planfest-
stellungsverfahren. Das schafft Planungssicherheit für 
alle Beteiligten. Es sind noch viele weitere Verbesserun-
gen dabei.

Mein herzlicher Dank geht an die Berichterstatter 
Daniel Kölbl und Dirk Vöpel, die hier ganz hervorragend 
gearbeitet haben und das Ganze noch mal sehr viel besser 
gemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Meine Damen, meine Herren, ich will noch mal sagen: 

Wofür brauchen wir dieses Gesetz?
(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja?)

Vernünftige Verkehrsinfrastruktur ist die Grundlage des 
Wohlstands in unserem Land.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann sorgen Sie doch dafür! – Gegen-
ruf des Abg. Steffen Bilger [CDU/CSU]: Dafür 
machen wir es doch!)

Eine solche werden wir jetzt schneller bekommen. Wir 
haben das Geld zur Verfügung. Wir werden es schneller 
erreichen, dass die Infrastruktur wieder funktionstüchtig 
ist, dass sie auf Vordermann kommt, dass sie auf dem 
neuesten Stand ist.

Und dieses Gesetz wird ein wesentlicher Beitrag dazu 
sein, die Handlungsfähigkeit des Staates zu stärken. Es 
ermöglicht, Engpässe auf Straße, Schiene und Wasser-
straße schneller zu beseitigen. Es sorgt dafür, dass Bür-
gerinnen und Bürger sowie Wirtschaft wieder stärker 
darauf vertrauen können, dass der Staat Probleme erkennt 
und sie auch löst, dass sie nicht Jahre und Jahrzehnte 
warten müssen, bis wichtige Projekte umgesetzt werden. 
Deshalb ist es ein gutes, ein wichtiges Gesetz, das uns in 
Deutschland entscheidend voranbringen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Der nächste Redner ist 

Wolfgang Wiehle für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Die deutsche Infrastruktur braucht drin-
gend eine bessere Zukunft. Das Gesetz der Koalition 
stellt hier und da ein paar Schräubchen ein, mal besser, 
mal schlechter. Die wirklichen Probleme löst es aber 
nicht.

Die beginnen mit den falschen Prioritäten beim Geld. 
Gute Infrastruktur zahlt auf die Zukunft unseres Landes 
ein. Hören wir auf, dafür Schuldenberge anzuhäufen! 
Sparen wir endlich bei den politischen Katastrophen die-
ser Zeit, bei der Massenmigration und bei der Energie-
wende!

(Beifall bei der AfD)

Falsche Prioritäten setzt die Bundesregierung auch in-
nerhalb der Infrastruktur. Nach ihren eigenen Daten spielt 
der Straßenverkehr auf Jahrzehnte die Hauptrolle. Das 
meiste Geld muss also genau dorthin fließen. So bekom-
men wir auch die vielen kaputten Brücken repariert.

(Beifall bei der AfD)

Falsche Projekte verbrennen Milliarden. Stuttgart 21 
wäre gar nicht erst begonnen worden, wenn man eine 
ehrliche Kostenschätzung gehabt hätte. Und mit einem 
ordentlichen Management wäre es längst fertig.

(Beifall bei der AfD)

Deutschland konnte das früher besser, und da müssen wir 
wieder hin.

Der Antrag der Grünen zum Schienennetz verrät, aus 
welcher Ecke viele falsche Einflüsterungen kommen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Uh!)

Gleich der erste Punkt flötet das Lied vom Deutschland-
takt bei der Bahn. Die schöne Idee vom geplanten Um-
steigen scheitert aber schon bei der ersten Verspätung. 
Aber sie kostet Milliarden für Großprojekte, die ein 
paar Minuten Fahrzeit einsparen sollen.

(Beifall bei der AfD – Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: O Gott! Also 
Zusammenhänge haben Sie auch nicht erkannt! 
In welchem Ausschuss sind Sie eigentlich? 
Welches Thema bearbeiten Sie eigentlich?)

Punkt 4 verrät, wie die Bahn mit Geld aus den Taschen 
unserer Spediteure gefüttert werden soll. Wir brauchen 
die Bahn, aber eben nicht auf Kosten der Straße!

Viele Projekte werden durch jahrelange Klagen um 
Millionenbeträge teurer. In anderen Ländern wie Däne-
mark läuft das besser. Das deutsch-dänische Projekt für 
den Fehmarnbelt-Tunnel zeigt den Unterschied: In Däne-
mark gab es 43 Einwände, in Deutschland 12 600. Die 
Koalition wird einwenden, dass sie mit ihrem Gesetz das 
Planungsverfahren ja vereinfacht. Das stimmt, aber es 

geht eben nicht weit genug. Viele Gruppen, die Einsprü-
che in großer Zahl organisieren, werden staatlich auch 
noch gefördert. Das ist doch absurd!

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Ihr Kollege hat aber etwas anderes ge-
sagt!)

Die vermeintliche Zauberformel vom „überragenden 
öffentlichen Interesse“ wird sich schnell abnutzen; mein 
Kollege hat darüber vorhin schon gesprochen. Die Grü-
nenfraktion will sie seltener verwenden; so steht es in 
ihrem Entschließungsantrag in Punkt 1, so reden Sie 
hier am Mikrofon. Aber gleich in Punkt 2 soll diese 
Formel auf ein neues Thema ausgeweitet werden. Auch 
das ist, mit Verlaub, absurd!

(Beifall bei der AfD)
Es gibt nur eine gute Lösung, nämlich die Konstruk-

tion mit dem „überragenden öffentlichen Interesse“ aus 
dem Gesetz zu entfernen. Diesem Zweck dient der Än-
derungsantrag der AfD-Fraktion. Zugleich wollen wir 
Gerichtsverfahren für alle Projekte bei Bahn und Fern-
straßen auf eine Instanz beim Bundesverwaltungsgericht 
konzentrieren. Stimmen Sie für unseren Antrag, so wird 
das Gesetz schlanker und besser.

(Beifall bei der AfD)
Die deutsche Infrastruktur braucht eine bessere Zu-

kunft, aber dieses Gesetz allein wird sie nicht bringen. 
Wenn die AfD die politische Verantwortung trägt, dann 
werden wir auch die ganz grundsätzlichen Probleme an-
gehen.

(Beifall bei der AfD)
Wir werden dafür sorgen, dass nur noch die von den 

Bürgern selbst finanzierten Organisationen zu Verbands-
klagen gegen Infrastrukturprojekte befugt sind. Vereine, 
die ganz oder teilweise von den Steuerzahlern bezahlt 
werden, sollen das nicht mehr können.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann darf die AfD-Fraktion auch nicht 
mehr klagen! – Zuruf von der Linken)

Wir werden die Projekte neu bewerten und zum Bei-
spiel der Autobahn A20 Priorität geben – Priorität auch 
vor einer neuen Bahnstrecke zwischen Hamburg und 
Hannover, die fast 10 Milliarden Euro kostet und gerade 
mal eine Viertelstunde Fahrzeit einspart.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir werden die falsche Politik beenden, die unser Land 
ruiniert. Schluss mit der Masseneinwanderung, Schluss 
mit der Energiewende! So bleibt Geld übrig, auch für 
bessere Infrastruktur. Das ist die Zukunft, die Deutsch-
land verdient hat, und dafür steht die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Isabel 

Cademartori für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)
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Isabel Cademartori (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wer heute durch Deutschland fährt, sieht an vielen 
Stellen viel zu lang liegengebliebene Baustellen, marode 
Brücken, sanierungsbedürftige Bahnstrecken, kaputte 
Schleusen und Straßen, die zu eng sind, auf denen der 
Verkehr stockt. Und jeder, der mit der Bahn regelmäßig 
unterwegs ist, weiß: Es reicht nicht mehr, nur zu reparie-
ren. Wir müssen unsere Infrastruktur grundlegend moder-
nisieren. Genau dafür haben wir mit dem Sonderver-
mögen die finanziellen Voraussetzungen geschaffen. 
Aber Geld allein baut keine Brücke, Geld allein elektri-
fiziert keine Bahnstrecke,

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])

und Geld allein modernisiert auch keinen Hafen. Zwi-
schen einem politischen Beschluss von heute und dem 
ersten Spatenstich liegen oft Jahre, wenn nicht Jahrzehn-
te. Und genau diese Zeit holen wir uns jetzt zurück.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das Infrastruktur-Zukunftsgesetz ist ein Meilenstein 
und sorgt dafür, dass aus bereitgestellten Milliarden end-
lich gebaute Realität wird. Dass wir heute hier stehen, ist 
alles andere als selbstverständlich. Hinter diesem Ge- 
setz liegen vier Monate intensiver parlamentarischer 
Beratung. Wir wurden gelegentlich freundlich zur 
Eile gemahnt, und wir haben uns wirklich reingekniet: 
135 Änderungswünsche aus dem Bundesrat, zahlreiche 
Stellungnahmen von Verbänden, mehr als 200 Änderun-
gen aus dem Parlament sind eingeflossen. Das zeigt: Die-
ses Gesetz wurde nicht einfach durchgewunken; es wurde 
intensiv verhandelt, verbessert und gemeinsam erarbeitet. 
Ich finde, als Koalition können wir darauf stolz sein, was 
wir hier gemeinsam geschaffen haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Berichterstat-
tern Dirk Vöpel und Daniel Kölbl, den wir davon abhal-
ten mussten, sich noch aus dem Kreißsaal in die Bericht-
erstattergespräche zuzuschalten. Vielen Dank für die 
intensive Arbeit. Ein Dank geht natürlich auch an das 
Ministerium für den guten Entwurf und die gute Zusam-
menarbeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Was bedeutet das nun konkret? Wir räumen bei Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren auf. Wir bauen Dop-
pelprüfungen ab, digitalisieren Prozesse und sorgen 
dafür, dass Verfahren schneller, einfacher und effizienter 
werden. Wenn es zum Beispiel um einen Ersatzneubau 
einer Brücke geht, brauchen wir zukünftig nicht eine 
erneute Umweltverträglichkeitsprüfung. Wenn vorher 
eine Brücke stand, dann gehen wir davon aus, dass es 
mit der Umwelt verträglich ist, dass dort auch eine neue 
Brücke steht. Deswegen verzichten wir auf solche dop-
pelten Prüfungen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir haben hineinverhandelt, dass Bahnstrecken viel 
schneller elektrifiziert werden können. Auch da verzich-
ten wir auf die Umweltverträglichkeitsprüfung.

Häfen und Wasserstraßen können schneller moder-
nisiert werden. Das ist dringend nötig; denn Wasserver-
kehr ist der umweltfreundliche Verkehrsträger, der noch 
sehr viel Kapazität aufnehmen könnte.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und Autobahnen?)

– Ja, als SPD haben wir auch dafür gesorgt, dass wir uns 
auf Rastplätze konzentrieren und priorisieren, dass große 
Rastanlagen in den Fokus genommen werden. Warum? 
Für viele Lkw-Fahrende ist es heutzutage tatsächlich ein 
Problem – und es ist auch ein Problem des Arbeitsschut-
zes –, dass sie keine vernünftigen Anlagen vorfinden. 
Dadurch sind sie gefährdet, und es trägt dazu bei, dass 
sie ganz schlechte Arbeitsbedingungen haben. Oftmals 
herrscht viel Widerstand, neue, große Anlagen mit guter 
Infrastruktur zu bauen. Deswegen stehe ich auch zu die-
sem Kompromiss. Wir müssen bessere Arbeitsbedingun-
gen für Lkw-Fahrerinnen und Lkw-Fahrer schaffen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Genau rich-
tig! Absolut überfällig!)

Dieses Gesetz bedeutet wirklich einen Paradigmen-
wechsel und ist ein großer Wurf. Ich will aber auch beto-
nen, dass es keine Abkehr vom Naturschutz gibt. Deswe-
gen haben wir das Infrastruktur-Zukunftsgesetz auch bis 
zum Schluss gemeinsam mit dem Natürliche-Infrastruk-
tur-Gesetz verhandelt und diskutiert. Mit beiden Geset-
zen zusammen werden wir es schaffen, sowohl Infra-
struktur schnell zu bauen, als auch die Mittel zu haben, 
um biologisch wertvolle natürliche Flächen auszubauen 
und da zu erhalten, wo es sinnvoll ist, da, wo es einen 
biologischen, einen ökologischen Mehrwert hat.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Gesenhues von der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen?

Isabel Cademartori (SPD):
Sehr gern.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 
Als Erstes möchte ich Ihnen danken, weil Sie gerade in 
Ihrer Rede widerlegt haben, was der Verkehrsminister 
vorhin behauptet hat. Der Verkehrsminister hatte ja be-
hauptet, es würden keine Standardabsenkungen im Um-
welt- und Naturschutz stattfinden. Sie haben das zum 
Beispiel mit Blick auf die Umweltverträglichkeitsprü-
fung gerade widerlegt. Dafür erst mal schönen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das ist doch 
Unsinn!)
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Jetzt zu meinen zwei Fragen: Erstens. Mir ist aufgefal-
len: Heute reden gar keine Naturschutzpolitiker oder Na-
turschutzpolitikerinnen der SPD. Meine Frage: Ist ihnen 
dieses Gesetz peinlich? Wenn ja, muss ich sagen: Das 
kann ich verstehen.

Die zweite Frage betrifft das Natürliche-Infrastruktur- 
Gesetz, das Sie angesprochen haben.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das ist eine Ver-
kehrsdebatte!)

Sie haben gestern mit der Verabschiedung des Umwelt- 
Rechtsbehelfsgesetzes die Umweltverbände entrechtet. 
Sie werden heute mit diesem Gesetz die Umwelt- und 
Naturschutzstandards massiv absenken und dafür sorgen, 
dass sich in Zukunft reiche Menschen einfach von Natur-
zerstörungen freikaufen können, anstatt Eingriffe in die 
Natur auszugleichen. Sie haben immer gesagt, als Aus-
gleich komme das Natürliche-Infrastruktur-Gesetz.

Wir haben heute Morgen den Referentenentwurf dazu 
bekommen

(Dirk Wiese [SPD]: Das ist doch jetzt Heu-
chelei!)

und festgestellt, dass zum zweiten Mal – zum zweiten 
Mal! – dieses Gesetz in der Ressortabstimmung massivst 
entkernt worden ist. Da ist keine Verbesserung für den 
Naturschutz mehr drin enthalten. Das heißt, Sie beschlie-
ßen heute Naturzerstörung, und am Ende haben wir gar 
keine Kompensation mehr, weil das Natürliche-Infra-
struktur-Gesetz massivst entkernt worden ist. Das zeigt 
der Referentenentwurf, der heute Morgen verschickt wor-
den ist.

Deswegen frage ich Sie: Werden Sie jetzt im parlamen-
tarischen Verfahren dafür sorgen, dass es doch noch Vor-
kaufsrechte für Naturschutzverbände gibt, dass es eine 
eigene Planfeststellung für den Naturschutz gibt, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

– dass doch der Ausgleich vor den Ersatzzahlungen 
kommt und dass auch endlich das überragende öffent-
liche Interesse für den Naturschutz kommt?

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Nur dann wäre es ein echter Ausgleich für die Natur-
zerstörungen, die Sie heute beschließen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Jetzt können Sie antworten, Frau 

Cademartori.

Isabel Cademartori (SPD):
Herr Kollege, wir haben hinsichtlich der Umweltver-

träglichkeitsprüfung im Gesetz nichts geändert – nichts 
beim Inhalt, den Hürden, den Prüfungen, die darin for-
muliert sind.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir haben aber entschieden, dass es keine erneute Prü-
fung des Umweltrechts braucht, wenn an einer Stelle, an 
der jahrzehntelang eine Brücke stand, die nun marode ist, 
eine neue Brücke gebaut werden muss; denn dort stand ja 
jahrzehntelang eine Brücke.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist also keine Absenkung des Schutzstandards, das ist 
ein Verzicht auf überflüssige Doppelprüfungen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das ist einfach ge-
sunder Menschenverstand!)

Ich bin sehr zuversichtlich, dass meine Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Umweltbereich, mit denen wir 
dieses Gesetz natürlich engmaschig abgestimmt haben, 
auch in allen weiteren Gesetzen die Belange der Natur 
sehr stark im Fokus haben werden. Sie werden einen 
Paradigmenwechsel schaffen, indem sie natürliche Infra-
strukturen erstmals überhaupt ins überragende öffent-
liche Interesse rücken.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mithilfe der Ersatzgeldzahlungen werden wir öko-
logisch wirklich wertvolle Flächen schaffen. Es sollen 
nicht irgendwelche Wiesen in der Nähe von Verkehrs-
projekten entstehen, sondern Flächen, die wirklich CO2 
speichern und unsere Natur voranbringen.

Das ist die Stärke dieser beiden Gesetze, die pragma-
tische und gute Lösungen enthalten, und dieser Koalition, 
die Deutschland voranbringt.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich lasse jetzt die Uhr weiterlaufen.

Isabel Cademartori (SPD):
Zum Schluss möchte ich sagen, dass für uns ein be-

sonderer Schwerpunkt auch darin lag, Bahnstrecken und 
den Bahnausbau voranzubringen. Wir haben im Bereich 
der Elektrifizierung beschleunigt, wir haben auch zahl-
reiche Maßnahmen zur Barrierefreiheit planrechtsfrei ge-
stellt, damit die Modernisierung, die die Menschen jeden 
Tag am Bahnhof erleben – etwa die Modernisierung von 
Fahrstühlen und Bahnsteigen –, viel schneller geht.

Wir als Sozialdemokraten haben Geld bereitgestellt. 
Wir haben die Verfahren beschleunigt. Jetzt kann es los-
gehen! Ich freue mich darauf.

Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Matthias Gastel 

für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

brauchen Jahre zu viel, um Schienenprojekte umzuset-
zen, um Engpässe im Schienennetz aufzulösen, um 
Züge pünktlicher zu machen und um mehr Güter auf 
der Schiene statt auf der Straße zu transportieren. Um 
das zu erreichen, ist es aber erst mal notwendig, dass 
Entscheidungen getroffen werden. Und diese Koalition 
trifft diese Entscheidungen nicht. Warum wird die Ent-
scheidung über den Aus- und Neubau der Strecke Ham-
burg–Hannover immer wieder vertagt?

(Zuruf des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])
Wo bleibt der Brenner-Nordzulauf in der parlamentari-
schen Befassung? Wenn Sie über Projekte nicht entschei-
den, dann kann es auch nicht vorangehen. Das ist doch 
wohl logisch!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn man Projekte will, dann muss man sie auch 

finanzieren. Das tun Sie auch nicht: Immer mehr Projek-
te, die in der Planung sind, müssen gestoppt werden, weil 
Sie die Planungskosten nicht finanzieren. Kein einziges 
baureifes Projekt kann in den Bau gehen, weil Sie das 
nicht finanzieren. Aus dem Sondervermögen gibt es nicht 
einen Cent für Aus- und Neubau der Schienenwege. Und 
da hilft Ihre Erklärung, Herr Minister, auf meine Zwi-
schenfrage vorhin überhaupt nicht weiter. Sie sind aus-
gewichen, statt Antworten auf den Stopp dieser Projekte 
zu geben. Dazu haben Sie überhaupt nichts gesagt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Donth [CDU/CSU]: Natürlich hat er 
das gesagt!)

CDU/CSU und SPD sind die Fahrgäste in den un-
pünktlichen Zügen schlicht und ergreifend egal. Ihnen 
sind auch die Güterverkehre völlig egal, die immer 
mehr auf der Straße stattfinden müssen, weil die Schiene 
nicht mehr die Kapazitäten bietet. Sie treffen Entschei-
dungen nicht, und Sie finanzieren nicht, was notwendig 
ist.

Deswegen haben wir einen Antrag gestellt, mit dem 
wir im Bereich der Schiene schneller vorankommen. 
Wir brauchen einen Fonds, um auskömmlich und verläss-
lich zu finanzieren. Wir brauchen eine Reform bei den 
trägen Behörden wie dem Eisenbahn-Bundesamt. Wir 
brauchen weniger Bürokratie: Wirtschaftlichkeitsnach-
weise für kleine Projekte, wie zum Beispiel zusätzliche 
Weichen, müssen weg. Wir brauchen keine jahrelangen 
Prüfungen.

Wir müssen endlich ins Umsetzen kommen,
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

damit die Züge wieder pünktlicher werden, damit es ge-
lingt, mehr Güter auf die Schiene zu verlagern. Das sind 
die Aufgaben, und hier machen Sie Ihre Hausaufgaben 
überhaupt nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Carl-Philipp 

Sassenrath für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Carl-Philipp Sassenrath (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Zielkonflikte zu lösen, ist 
die Aufgabe der Politik. Aber es geht nicht alles – und 
nicht alles gleichzeitig. Da müssen Sie, meine Damen 
und Herren der Opposition, sich einfach mal entscheiden. 
Sie verstecken sich hier aber stattdessen lieber hinter 
Worthülsen, weil Sie ganz genau wissen: Wer gegen die-
ses Gesetz ist, der möchte lieber Gutachten schreiben, 
statt Schienen zu verlegen; der möchte lieber Schiffe 
durch 100 Jahre alte Schleusen fahren lassen; der nimmt 
achselzuckend in Kauf, dass Entwicklungen wie zuletzt 
an der Bonner Nordbrücke auch anderswo entstehen kön-
nen. Und da sagen wir: Nicht mit uns!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir von der Koalition sagen Verschleppungen den 
Kampf an. Mir ist ein Bundesminister für Verkehr, der 
seinen Job ernst nimmt und dem der Verkehr heilig ist, 
hundertmal lieber als ein Held der Haselmaus. Diese Auf-
gabe, Herr Kollege Bosch, überlassen wir gerne und ge-
trost allein Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir machen Politik für die Menschen,

(Zuruf von der AfD: Seit wann denn?)
indem wir Entscheidungen für eine bessere Infrastruktur 
treffen, und zwar schnell; denn langsame Entscheidungen 
verbessern weder die Infrastruktur noch den Umwelt-
schutz. Der Entwurf zum Infrastruktur-Zukunftsgesetz 
war ein guter Gesetzentwurf der Bundesregierung.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er war kein guter, und er ist auch kein 
guter!)

Am Ende ist es im besten Sinne ein Gesetz dieses Par-
laments, ein Gesetz, das wir in den Verhandlungen an 
vielen Stellen noch einmal vorangebracht haben.

Allein im Bereich der Wasserstraße haben die Koaliti-
onsfraktionen gegenüber dem Regierungsentwurf ge-
meinsam mehr als 15 zusätzliche Verbesserungen verein-
bart. Diese Entscheidungen für die Wasserstraße und die 
Häfen und Binnenhäfen sind dringend nötig. Denn die 
Binnenschifffahrt befindet sich statistisch betrachtet auf 
einem Tiefstand. Von 617 erfassten Wehren und Schleu-
sen sind 205 älter als 100 Jahre. Legt man eine Studie aus 
dieser Woche zugrunde, dann hängen an der Wasserstra-
ßeninfrastruktur allein in fünf Regionen Deutschlands 
rund 360 000 Arbeitsplätze.

Deswegen stellen wir die Wasserstraße nun endlich 
den anderen Verkehrsträgern gleich. Das führt zum Bei-
spiel dazu, dass wir die Abladeoptimierung am Mittel-
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rhein durch dieses Gesetz beschleunigen. Wir handeln 
nicht erst, wenn eine Schifffahrtsanlage einen kritischen 
Zustand erreicht hat. Der Gewässerausbau in See- und 
Binnenhäfen wird priorisiert. Davon profitieren zum Bei-
spiel auch ausdrücklich die Neuss-Düsseldorfer Häfen. 
So kann uns, um Ihre Worte aufzugreifen, Herr Minister, 
das Comeback der Infrastruktur gelingen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ja, dieses Gesetz wird nicht von heute auf morgen 
einen sofortigen Unterschied machen. Aber ohne dieses 
Gesetz werden wir morgen erst recht keine Unterschiede 
sehen. Nichtstun ist immer teurer, und Infrastruktur ist 
geduldig. Umso mehr ist politische Ungeduld angebracht. 
Diese werden wir weiter an den Tag legen, indem wir eine 
klare Perspektive für die Binnenschifffahrt entwickeln, 
indem wir Bürokratie im großen Stil abbauen, indem 
wir den Pfad für Rekordinvestitionen im Verkehr fortset-
zen und ausbauen und indem wir bei Brücken künftig 
sagen müssen: Whatever it takes!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, diese Koalition trifft Ent-
scheidungen – nicht immer so schnell, wie es wünschens-
wert ist, aber sie trifft Entscheidungen –: in der Energie-
politik, bei der Rente, bei der Infrastruktur.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Sie müssen zum Ende kommen.

Carl-Philipp Sassenrath (CDU/CSU):
Deswegen stimmen wir für dieses Gesetz.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Maximilian 

Kneller für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Maximilian Kneller (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich hoffe, Sie sind alle zufrieden mit meinem 
Double, das ich noch schnell für das Präsidium organi-
sieren konnte. – Liebe Grüne, die Bahn befindet sich in 
einem katastrophalen Zustand.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die AfD wird nichts daran ändern!)

Erst diese Woche gab es mal wieder einen Super-Gau: 
Kein Zug fuhr in ganz Deutschland. Chaos! Die Bürger 
wurden mehrere Stunden im Ungewissen gelassen. Auch 
heute und in den kommenden Tagen bereitet sich die 
Bahn auf den nächsten Ausnahmezustand vor. Die so-
genannte Hitzewelle rollt auf Deutschland zu. Bei ein 
paar Grad mehr Außentemperatur geht die Bahn schon 
in die Knie. Selbst Ihr eigener NRW-Verkehrsminister 

ordnete die Ereignisse der letzten Tage als einen neuen 
Tiefpunkt ein. Ihr NRW-Kollege, liebe Grüne! Sie haben 
die Bahn mit Ihrer Politik an den Abgrund getragen.

Ihr Antrag ist ein Scherz.
(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Sie haben wirklich null Ahnung!)
Sie wollen mit noch mehr Geld, ein paar Schulungen, 
einem Schwung an Auflagen und nichtigen Änderungen 
der Gesetzeslage die Bahn wieder auf den Erfolgskurs 
führen. Augenwischerei!

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Lösung liegt dagegen auf der Hand: Ja, man muss 
die Bahn modernisieren und sanieren. Ja, man muss den 
Bestand erhalten und für ein resilientes Netz sorgen. Aber 
auf den wesentlichen Trassen muss man – nach dem Vor-
bild eigentlich aller Hochtechnologienationen – ein eige-
nes, ein autonomes, ein resilientes Fernverkehrsnetz ha-
ben. Das kann man auf zwei Weisen tun: Mit dem ICE – 
200 km/h, viel Verschleiß, alle 30 Jahre Runderneuerun-
gen, 30 Meter breite Schneisen durch Stadt und Land. 
Oder man nimmt den Transrapid – 500 km/h, kein Ver-
schleiß, keine Emissionen,

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

100 Jahre haltende Trassen, 30 Prozent Betriebskosten, 
15-minütige Taktung und viel geringere Planungskosten, 
weil er auf Stelzen fährt.

(Beifall bei der AfD)
Mit dem Wahn des Deutschlandtaktes möchten Sie 

zwischen Bielefeld und Hannover, in meiner Region, 
eine neue Trasse abseits der bisherigen bauen. Doch nicht 
nur die Kosten für dieses Vorhaben sind utopisch. Nein, 
es ist auch die Tatsache, dass man eine komplette Region 
zerstückelt, Heilquellen untergräbt, Naturschutzgebiete 
zerstört und nebenbei noch Zehntausende Haselmäuse 
tötet. Liebe Grüne, an dieser Stelle ist Ihnen Naturschutz 
völlig egal.

(Beifall bei der AfD)
Mit einer Magnetbahn könnten Sie frei trassieren – 

beispielsweise neben der bestehenden Stecke oder neben 
der Autobahn. Auch brauchen Sie erheblich weniger Per-
sonal, haben keinen Verschleiß und wesentlich geringere 
Energiekosten. Das ist eine echte Entlastung der Schiene 
und nicht Ihre Pfuscherei von Antrag.

(Beifall bei der AfD)
Sie erwähnen in Ihrem Antrag das GVFG. Auch die 

Bundesregierung will im GVFG die Magnetbahngleich-
stellung. Die Kommunen haben den Bund aktiv darum 
gebeten, Magnetbahnen für den Nahverkehr freizugeben. 
Sie, liebe Grüne, verstehen die Technik nicht; deswegen 
lehnen Sie sie ab und wollen sie den Kommunen ver-
wehren und verbieten.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Umgekehrt ist es! Umgekehrt! Sie ver-
stehen die Technik nicht, und sind deswegen 
dafür! – Swantje Henrike Michaelsen [BÜND-
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NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie verstehen gar 
nichts!)

– Wo ist da eigentlich Ihre Fortschrittsfreundlichkeit, 
Herr Gastel?

Und überhaupt: Bei der Vision Zero sind Sie die Ers-
ten, die uns im Ausschuss immer erzählen: Das ist alles so 
schrecklich. Wenn nur ein Mensch durch einen Auto-
unfall stirbt, dann ist es einer zu viel. Dafür wäre es 
berechtigt, das Auto abzuschaffen.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das stimmt ja auch! – 
[Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der Meinung sind Sie offenbar nicht! 
Wie viele Tote sind Sie denn bereit zu riskie-
ren?)

– Da sage ich Ihnen: Wenn Sie das TSB bauen, dann 
haben Sie keinen Toten mehr vor der Straßenbahn, weil 
dann kein Mensch mehr überfahren wird. In Bielefeld 
wird jedes Jahr einer von der Straßenbahn überrollt. 
Sind Ihnen diese Leute auch egal?

(Beifall bei der AfD – Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
O Gott! So eine billige Polemik!)

Sie sind es, die wollen, dass wir in der Steinzeit ver-
sauern und eben nicht auf in der Schublade liegende 
Lösungen setzen, die wir in Deutschland entwickelt ha-
ben.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr Niveau ist unterirdisch! Ihr Niveau 
liegt tiefer als jede U-Bahn!)

Sie sind es, die dafür verantwortlich sind, dass die Leute 
mehr Zeit in der Bahn verbringen als bei ihrer Familie zu 
Hause. Sie sind es, die unser Land Stück für Stück de-
industrialisieren.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wissen Sie, wer hier regiert?)

Wir werden Deutschland wieder zu einer Hochtech-
nologienation machen: mit den schnellsten Zügen, den 
besten Straßen und den besten Autos, mit den modernsten 
Kernkraftwerken und einer stabilen Energieversorgung 
für KI-Unternehmen.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Kollegen, wir müssen zurück zur Kernkraft. Wir 
müssen zurück zum Transrapid. Wir müssen zurück in die 
Zukunft.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Maximilian Kneller (AfD):
Und das geht nur mit der AfD.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dirk Vöpel für 

die SPD-Fraktion.

Dirk Vöpel (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

beraten heute in zweiter und dritter Lesung das Infra-
struktur-Zukunftsgesetz – ein wichtiger Schritt, um 
Deutschland bei Planung, Genehmigung und Bau schnel-
ler zu machen.

Zu lange Verfahren, zu viele Schnittstellen, zu viele 
Doppelprüfungen: Währenddessen verfallen Brücken, 
werden Autobahnen gesperrt, geraten Wasserstraßen an 
ihre Belastungsgrenzen und entstehen Engpässe im ge-
samten Verkehrsnetz. Das kostet Zeit, das kostet Geld, 
und es kostet Vertrauen.

Und genau deshalb reden wir heute nicht über eine 
kleine Einzelkorrektur. Wir reden über eines der größten 
Modernisierungspakete für Planung und Genehmigung 
der letzten Jahre mit Änderungen in fast 20 Gesetzen. 
Seit der ersten Lesung Ende Februar haben wir dieses 
Gesetz intensiv beraten – mit Bundesländern, Verbänden 
und Menschen aus der Praxis. Diese Beratungen haben 
das Gesetz konkret verbessert.

Ein Punkt im Änderungsantrag der Koalition ist die 
Stichtagsregelung. Wir führen damit erstmals eine all-
gemeine Stichtagsregelung im Verwaltungsverfahrens-
gesetz ein. Wer heute Infrastruktur plant, kennt das 
Problem: Verkehrsprognosen ändern sich, technische 
Standards entwickeln sich weiter, neue Bewertungsmaß-
stäbe kommen hinzu, und plötzlich drohen Verfahren 
wieder auf Anfang zu fallen. Genau diese Endlosschlei-
fen durchbrechen wir. Die Praxis hat uns sehr deutlich 
gesagt: Eine Stichtagsregelung ist notwendig. Wir haben 
diesen Punkt aufgenommen und den zurzeit größtmögli-
chen rechtssicheren Schritt gemacht. Weitergehende Re-
gelungen werden auf Ebene der EU im Rahmen des Um-
welt-Omnibus verhandelt.

Ein weiterer Punkt betrifft unsere Bundesfernstraßen. 
Wir alle wissen, wie groß der Sanierungsbedarf bei Brü-
cken inzwischen ist. Jede gesperrte Autobahnbrücke be-
deutet Umwege, Staus, Belastungen für Anwohnerinnen 
und Anwohner und wirtschaftliche Schäden für Unter-
nehmen. Deshalb stärken wir mit dem Änderungsantrag 
ausdrücklich den Ersatzneubau maroder Brücken. Gerade 
dort gilt künftig ein überragendes öffentliches Interesse.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich will an dieser Stelle auch auf die Kritik eingehen, 
jetzt sei plötzlich alles überragendes öffentliches Interes-
se. Das stimmt nicht. Wir priorisieren gezielt: bei maro-
den Brücken, bei systemrelevanten bundeseigenen 
Schifffahrtsanlagen und bei zentralen europäischen Ver-
kehrsachsen. Wir reduzieren Doppelstrukturen in Verfah-
ren. Es gibt weniger Mehrfachzuständigkeiten, mehr di-
gitale Verfahren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Beschleunigung 
heißt nicht weniger Umweltstandards. Beschleunigung 
heißt nicht weniger Beteiligung und auch nicht weniger 
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Rechtsstaat. Die Abwägung bleibt. Der Rechtsschutz 
bleibt. Aber Verfahren werden klarer, schlanker und 
schneller. Und genau darum geht es.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Deutschland ist für seine Gründlichkeit bekannt,

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schon lange nicht mehr!)

und das ist auch gut so. Doch wenn mehrfache gründliche 
Prüfungen zum Stillstand führen, muss einmalige Gründ-
lichkeit ausreichen.

Dieses Gesetz wird nicht alle Probleme lösen; aber es 
löst zentrale Bremsen. Es ermöglicht mehr Tempo, mehr 
Verlässlichkeit und mehr Handlungsfähigkeit. Und genau 
das braucht unser Land. Eine gut ausgebaute und vor 
allem funktionierende Infrastruktur muss so schnell wie 
irgend möglich wieder ein Standortvorteil für unser Land 
werden.

Ich möchte mich für die gute Zusammenarbeit bedan-
ken –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank auch Ihnen.

Dirk Vöpel (SPD):
– bei unserem Koalitionspartner – Daniel, unsere Tele-

fonate werden mir fehlen –, beim Ministerium, bei den 
Mitberatenden –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Vöpel, Sie müssen zum Ende kommen.

Dirk Vöpel (SPD):
– ich komme zum Ende, Herr Präsident –,

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie werden Ihre Dankesworte leider nicht mehr aus-

führen können.

Dirk Vöpel (SPD):
– und nicht zuletzt bei unseren Mitarbeitern. Ich bitte 

um Zustimmung.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Harald Ebner 

von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wer schätzt sie nicht, unsere wunderschönen 
und typischen Natur- und Kulturlandschaften von Flens-
burg bis Konstanz? Jede einzelne liebenswert! Dass wir 
uns als Industrienation diese Naturschätze erhalten ha-
ben, ist kein Zufall, sondern Folge einer Gesetzgebung, 
die wenigstens noch den Hauch von Respekt vor der 

Natur hatte. Dass Sie das heute einfach über Bord werfen, 
ist unfassbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mit der seit 50 Jahren bestehenden Eingriffsregelung 

im Bundesnaturschutzgesetz mussten bisher Naturein-
griffe real durch Verbesserungen von Ökosystemen aus-
geglichen werden. Aber jetzt legen Union und SPD die 
Axt an diesen elementaren Kern unseres Naturschutz-
rechts.

Herr Minister Schnieder, Sie senken Standards ab, und 
zwar massiv.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!)

Sie schaffen die reale Ausgleichspflicht faktisch ab.
(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht, Herr Ebner! – Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Das stimmt doch gar nicht! Lesen 
Sie doch mal den Text!)

Wenn Naturzerstörung per Ablass abgegolten werden 
kann, wird niemand mehr Eingriffe minimieren und Aus-
gleichsflächen suchen. Und das ist ein Unding, werte 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vom Geld auf dem Konto des Finanzministers haben 

Tiere und Pflanzen nichts.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der 
CDU/CSU: Umweltministerium!)

Sie brauchen Lebensräume und Nahrungsgrundlagen. 
Ohne Feuchtwiesen können Sie Storchennester auf Rat-
hausdächer bauen, so viel Sie wollen. Die Jungen werden 
verhungern. Ohne ihre Lebensräume verschwinden Arten 
für immer.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Im Moment 
gibt es immer mehr Störche!)

Mit den Ersatzgeldern nehmen Sie jetzt die Verursa-
cher aus der Verantwortung und wälzen diese auf die 
Allgemeinheit ab. Wer Natur zerstört, ist künftig fein 
raus. Ums Reparieren müssen sich andere kümmern. 
Das ist aberwitzig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ihre inflationäre Ausweitung des überragenden öffent-

lichen Interesses auf alles und jeden sorgt dafür, dass die 
Natur immer das Nachsehen haben wird.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!)

So lassen sich weder wertvolle Landschaften noch Tier- 
und Pflanzenarten erhalten. Ihr Gesetz ist deshalb kein 
Zukunfts-, sondern ein Naturzerstörungsgesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ihre Kritiker vertrösten Sie mit einem Phantom na-

mens „Natürliche-Infrastruktur-Gesetz. Aber die hoch 
und heilig vom Umweltminister und anderen verspro-
chene Verzahnung dieses Gesetzes ist mit dem heutigen 
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Tag Makulatur. Während die Naturzerstörungsparagrafen 
heute Fakten schaffen, hat es Ihr Phantom auch diese 
Woche nicht auf die Tagesordnung des Kabinetts ge-
schafft.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Hört! Hört!)

Kollege Zorn, was Sie gestern Abend verschickt ha-
ben, ist weniger als nichts. Schon dem Entwurf Ihres 
imaginären Trostpflasters wurden alle Zähne gezogen. 
Wirksame Hebel zu seiner Zielerreichung fehlen voll-
ständig. So was Zahnloses mit irgendwas zu verzahnen, 
ist nicht nur schwierig, sondern vollkommen nutzlos. Die 
SPD redet sich das schön. Dafür sollten Sie sich schämen. 
Sie machen sich zum Totengräber unserer Naturland-
schaft.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist die Wahrheit. Genau das haben Sie zu verant-

worten.
Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Ebner. – Stephan Stracke ist der 

nächste Redner für die Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wir modernisieren unser Land und unsere Verwal-
tung im Bund und auch in den Ländern. Denn wir wollen 
einen Staat, der einfach, schnell und bürgernah ist, einen 
Staat, der die Menschen wirklich bei dem unterstützt, was 
sie wollen: digitale Verfahren, beste Verkehrswege auf 
dem Land, auf dem Wasser und in der Luft. Wir machen 
jetzt den Weg dafür frei, dass wichtige Infrastrukturvor-
haben endlich schneller genehmigt und geplant werden 
können. Wir modernisieren die Prozesse und Verfahren 
durch Digitalisierung und Vereinfachung, und wir räu-
men endlich auch mit unnötigen und nicht mehr zeitge-
mäßen Vorschriften auf. Kurzum: Das, was wir machen, 
ist ein Modernisierungsmeisterstück.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen ein herzliches Dankeschön an den Minister, an 
die gesamte Koalition und die Verhandler in diesem Be-
reich.

Es ist klar, dass die Oppositionsparteien jetzt nichts 
Besseres zu tun haben, als wieder mal den Miesepeter 
zu spielen. Ihre Kritik überzeugt dabei nicht. Frau 
Michalsen hat ja klargestellt

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Michaelsen! Danke!)

– Michaelsen –, dass Sie keinen Ausbau von Autobahnen 
und Bundesstraßen wollen. Wir wollen die Engpassbesei-
tigung;

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ihr wollt neue Autobahnen 
bauen! – Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, Ihr wollt neue Autobahnen 
bauen!)

wir wollen den Lückenschluss. Wir wollen die Erweite-
rung von Fahrstreifen dort, wo es aufgrund der Verkehrs-
belastung notwendig ist.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagt doch einfach: „Willkom-
men im letzten Jahrhundert“!)

– Ihre Zwischenrufe zeigen ja: Das Auto ist und bleibt der 
Verkehrsträger Nummer eins bei den Menschen in die-
sem Land. Ihr ideologischer Kampf gegen das Auto

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ideologisch? Sie machen 
ideologische Politik!)

ist in Wahrheit ein Kampf gegen die Menschen in diesem 
Land, die das Auto nutzen und darauf angewiesen sind, 
gerade auch im ländlichen Raum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie machen Politik gegen die Bürger; wir machen Politik 
für die Bürger. Und das ist der Unterschied, und darauf 
kommt es in diesem Bereich tatsächlich an.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: Was 
ist das für eine Heuchelei? Sie haben mit-
gemacht die ganze Zeit! – Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deshalb müssen immer mehr Brücken gesperrt 
werden! Das ist die Wahrheit!)

Es ist anders, als Sie immer darstellen: Wir schreddern 
nicht den Naturschutz.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Doch, das tun Sie!)

– Nein.
(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Doch!)
Wir reduzieren keinen Schutzstandard im Umweltrecht.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie schaffen die Realkompen-
sation ab!)

Das Einzige, was wir machen: Wir schaffen Doppelprü-
fungen ab.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und wir nutzen lediglich bestehende Ausnahmemöglich-
keiten im Gesetz. Aber das führt zu keiner Einschränkung 
im Umweltrecht.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist einfach eine Lüge!)
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Herr Ebner, wenn Sie davon sprechen, dass das Ersatz-
geld des Teufels sei und beim Bundesfinanzminister ver-
schwinden würde, sage ich Ihnen: Es ist ein ganz prag-
matischer Ansatz, den wir jetzt haben, und ich empfehle 
Ihnen, einfach mal den Gesetzentwurf zu lesen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn darin steht erstens, dass das Geld nicht beim Fi-
nanzminister landet, sondern beim Umweltminister

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

und zweitens, dass wir dieses Geld ausgeben für eine 
gleichwertige und sogar höhere Aufwertung in den be-
troffenen Naturräumen oder in denen, die angrenzend 
sind.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Stracke.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Also das zeigt:

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist wirklich ein Gesetz, das wirkt. Ihre Kritik über-
zeugt nicht. Das Einzige, was überzeugt, ist dieser Ge-
setzentwurf. Bitte gehen Sie ihn mit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oho!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Stefan Seidler; 

er ist fraktionslos.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Moin, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Es ist schon lange überfällig, dass wir 
Planungs- und Genehmigungsverfahren endlich be-
schleunigen. Zu oft erleben die Menschen, dass sich In-
frastrukturprojekte immer wieder verzögern. Deshalb 
will ich anerkennen: Dieses Gesetz wird hier und da Fort-
schritte bringen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

für uns im Norden etwa bei der inzwischen sagenumwo-
benen Marschbahn

(Beifall des Abg. Truels Reichardt [SPD])

– ja, lieber Truels –, die in den Zuständigkeitskatalog des 
Bundesverwaltungsgerichts kommt. Klagen werden so 
auf eine Instanz beschränkt. Dieses Projekt ist alternativ-
los für die Menschen bei uns in Nordfriesland und kann 
so hoffentlich etwas schneller umgesetzt werden. Fehlt 
bloß noch die Finanzierung, Herr Minister.

Richtig ist auch, Hochwasser- und Küstenschutz in 
überragendes öffentliches Interesse zu stellen. Aber ent-
scheidend ist, was daraus folgt. Denn eine rechtssichere 
Befreiung von Planfeststellung und Umweltverträglich-
keitsprüfung fehlt weiterhin. Und zentrale Bremsen blei-
ben damit weiterhin bestehen. Bei der Finanzierung setzt 
das Gesetz leider auf vollkommen falsche Anreize. Zwar 
habe ich große Sympathie dafür, dass Länder und Kom-
munen finanziell gestärkt werden, aber wenn Bundesmit-
tel künftig die Eigenanteile der Länder und Kommunen 
bei Infrastrukturprojekten ersetzen, dann riskieren wir 
weniger zusätzliche Investitionen vor Ort. Dabei müsste 
klar sein: Die Zusätzlichkeit ist hier doch das Entschei-
dende – nicht einfach eine andere Finanzierung.

Und schließlich zu den Ersatzgeldzahlungen bei Ein-
griffen in die Natur: Statt für Eingriffe in den Naturschutz 
direkt vor Ort einen realen Ausgleich zu schaffen, reicht 
es bald, ganz bequem ein paar Euro zu überweisen.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!)

Und wohin? Nach Berlin. Was soll das Geld in Berlin?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jorrit Bosch [Die Linke] – 
Stephan Stracke [CDU/CSU]: Sie sollten ein-
fach mal das Gesetz lesen, Herr Seidler! – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das ist Le-
gendenbildung!)

Wenn der Naturschutz bei Vorhaben das Nachsehen hat, 
dann braucht es konkrete Projekte mit regionalem Bezug, 
um das wieder gutzumachen. Die Realkompensation ist 
darum eine gute Möglichkeit, die Menschen mitzuneh-
men, sie zu hören und ihnen entgegenzukommen. Hier 
hätte ich mir mehr Feingefühl gewünscht.

Unter dem Strich: Dieses Gesetz wird wichtige Im-
pulse setzen. Aber es bleibt an entscheidenden Stellen 
halbherzig.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Der letzte Redner in dieser Aussprache ist Björn Simon 

für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Björn Simon (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es tut heute richtig gut, hier vorne zu stehen, 
weil wir mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz nach vie-
len Monaten der gemeinsamen Beratungen ein wirklich 
gutes Gesetz auf den Weg bringen. Es basiert auf einer 
guten Grundlage aus dem Verkehrsministerium. Durch 
einige Änderungen, die wir einbringen konnten, wurde 
das Gesetz noch deutlich verbessert, und mit diesem Ge-
setz können wir heute Deutschlands Infrastruktur wieder 
voranbringen.
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(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, Sie müssen als Koalition schon 
über jede Einigung froh sein!)

Deswegen herzlichen Dank an alle Stellen, die da mit-
gearbeitet haben. Es ist ein gutes Gesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir schreddern nichts, wie es vorhin gesagt wurde. 
Und wir werfen auch nicht Naturschutz oder Umwelt-
schutz über Bord, sondern gerade mit diesem Gesetz 
bringen wir Umwelt- und Naturschutz wieder voran. 
Die Mär, die hier erzählt wird, dass durch mehr Infra-
struktur oder durch Neubau, Ersatzbauten oder auch Sa-
nierung von Verkehrswegen Umwelt und Natur leiden 
würden, stimmt einfach nicht. Richtig ist: Wenn wir 
eine moderne Infrastruktur in Deutschland haben wollen 
und diese herstellen, sei es auf der Straße – ja, da zählen 
auch die Autobahnen dazu –,

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Neue?)

sei es auf der Schiene, seien es Wasserwege, sei es auch 
beim Luftverkehr, dann bringen wir dieses Land dadurch 
voran. Und wir bringen dadurch nicht nur das Land vo-
ran, sondern auch Umwelt- und Naturschutz, weil wir 
nämlich mit einer Infrastruktur, die den Menschen dient,

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Eine natürliche Infrastruktur hilft 
Menschen!)

einer Infrastruktur, die der Wirtschaft, der Industrie dient, 
die der Volkswirtschaft dient, Geld in die Kassen spülen, 
um eben Natur- und Umweltschutz in Deutschland voran-
zubringen. Und das ist gut.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Simon, erlauben Sie eine Zwischenfrage der Ab-

geordneten Verlinden von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen?

Björn Simon (CDU/CSU):
Ja.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Kollege! Danke, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Sie sagten gerade, wenn neue 
Autobahnen gebaut werden, dann würde das das Land 
voranbringen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Macht es auch! – 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Genau! 
Richtig!)

Erstens. Haben Sie sich damit auseinandergesetzt, dass 
die Menschen in diesem Land wollen, dass beispiels-
weise die Bahn endlich funktioniert?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das ist doch 
kein Widerspruch! – Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist doch kein Entweder-oder!)

Die wollen, dass keine Brücken gesperrt werden. Die 
wollen, dass die Verkehrsinfrastruktur, die es bereits gibt, 
zur Verfügung steht, und zwar verlässlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Da versagen Sie im Augenblick; denn es werden weiter 
Brücken gesperrt, Sie kommen mit der Sanierung nicht 
schnell genug voran, es werden ständig Projekte, auch bei 
der Bahn, zeitlich nach hinten verschoben, und es wird 
nicht genug Geld darin investiert, dass diese Verkehrs-
infrastruktur in Deutschland ihren Zweck erfüllt.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Nur 30,5 Milli-
arden Euro!)

Die, die wir bereits haben, muss funktionieren, und da-
rauf setzen die Menschen in diesem Land. Das kriegen 
Sie gerade nicht hin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zweitens. Sie sagen, es wäre doch wunderbar – –

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Frage! – 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

– Ich darf auch eine Bemerkung machen; es muss keine 
Zwischenfrage sein. Lesen Sie die Geschäftsordnung, 
wenn Sie mir nicht glauben.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Verlinden, ganz kurz. Ich kann das gerne erläu-

tern. In der Geschäftsordnung ist vorgesehen, dass eine 
Frage gestellt wird oder eine Zwischenbemerkung ge-
macht wird. Wir haben in der neuen Geschäftsordnung 
auch die Zeit dafür begrenzt. Die haben wir hier im Vor-
sitz im Blick. Das gilt auch für die Antwort. – Jetzt setzen 
Sie gerne fort.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. –

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Herr Prä-
sident, heißt das!)

Mein zweiter Punkt, den ich kurz erläutern möchte, ist 
folgender: Mit dem Gesetz, das Sie heute verabschieden 
wollen, fahren Sie als Koalition mit der Planierraupe 
durch die Republik,

(Michael Donth [CDU/CSU]: Oho!)
zerstören wertvolle Naturflächen und schaffen dafür eben 
keinen adäquaten Ausgleich,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Stimmt doch 
gar nicht!)

weil es dafür noch gar nicht die Strukturen gibt, um genau 
diese Flächen dann irgendwo anders mit dem Geld, das 
sie einsammeln, sicherzustellen. Das heißt, was Sie heute 
machen, ist, erst mal zu ermöglichen, neuen Beton zu 
gießen, statt neue Bäume zu pflanzen. Im Gegenteil: 
Das wird irgendwann auf die Zukunft verschoben.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Lesen Sie doch 
das Gesetz! Das steht doch alles da!)

Und Sie bieten keine geeigneten Strukturen an, die diese 
Ausgleichsflächen ermöglichen würden.
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Verlinden.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie sorgen dafür, dass Geld irgendwo versickert und 

wir nicht wissen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ob Sie diese Naturflächen definitiv erhalten oder 

schützen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Herr Simon, ich bitte um Ihre Antwort 

oder Reaktion.

Björn Simon (CDU/CSU):
Liebe Kollegin, danke für die Zwischenfrage, die sich 

relativ einfach beantworten lässt. – Sie zeigte, was das 
Grundproblem der Grünen ist und was wir als Koalition 
deutlich besser machen. Unsere Grundaussage, die wir 
mit Blick auf die Verkehrsinfrastruktur und die verschie-
denen Verkehrsträger treffen, ist: Wir machen das eine, 
ohne das andere zu lassen.

Hätten Sie vorhin dem Verkehrsminister richtig zu-
gehört, hätten Sie gehört, welche enormen Mittel – über 
100 Milliarden Euro! – aktuell in die Bahn gesteckt wer-
den, um auszubauen, um zu sanieren, um neue Wege zu 
schaffen und um mehr Güter, mehr Menschen auf die 
Schiene zu bringen – runter von den Straßen.

Gleichzeitig wollen wir aber, dass die Autobahnen, die 
Bundes- und Landstraßen, die gesamte Infrastruktur, die 
wir in Deutschland haben, die bei den Menschen vor der 
eigenen Haustür liegt, funktioniert, damit die Menschen 
auch diese Verkehrswege nutzen können. Das geht nur, 
wenn wir alle Verkehrsträger gleichwertig betrachten

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Tun Sie ja nicht! Es wäre ja mal 
ein Fortschritt, wenn Sie die Bahn gleichwertig 
betrachten würden!)

und alle Infrastrukturen, die wir haben, gleichwertig mit 
den Mitteln voranbringen, die uns dafür zur Verfügung 
stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich lasse die Uhr jetzt weiterlaufen, Herr Simon.

Björn Simon (CDU/CSU):
Wir haben nun viel über die Inhalte dieses wirklich 

sehr guten Gesetzes, des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes, 
gehört. Ich möchte aber noch sagen, dass es wirklich 
Spaß gemacht hat, gemeinsam mit dem Koalitionspart-
ner, gemeinsam mit den beiden Berichterstattern, aber 

auch vor allem gemeinsam mit dem Ministerium monate-
lang an diesem Gesetz zu arbeiten. An vielen Stellen 
haben wir um die richtigen Lösungen gerungen, haben 
geschaut, dass wir vorankommen, dass wir aber auch 
den Zeitplan einhalten. Beides ist uns gelungen.

Wer dieses Gesetz und den Änderungsantrag aus dem 
Ausschuss liest, findet sowohl Einflüsse der SPD als auch 
der CDU/CSU. Mit diesem Gesetz haben wir hier heute 
einen guten Startpunkt, um beim Thema „Infrastruktur 
und Infrastrukturzukunft unseres Landes“ schnell, digital 
und ordentlich voranzukommen. Das ist ein gutes Gesetz. 
Stimmen Sie diesem heute zu und bringen Sie mit uns 
zusammen Deutschland wieder voran.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor, auch nicht von der Haselmaus. Ich schließe 
die Aussprache.

Tagesordnungspunkt 6. Wir kommen zur Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Infrastruktur-Zukunftsgesetzes. Der Verkehrs-
ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/6701, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksachen 21/4099 und 
21/4301 in der Ausschussfassung anzunehmen.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/6703 vor, über den wir zuerst abstim-
men. Wer stimmt dafür? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Union, die SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – Sehe 
ich nicht. Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Hand- 
zeichen. – Das sind die Unionsfraktion und die SPD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die AfD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die AfD-Fraktion, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist der Gesetzentwurf angenom-
men.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/6704. Wer stimmt dafür? – Bündnis 90/ 
Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die CDU/CSU, die AfD und die 
SPD. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Dann ist der Ent-
schließungsantrag abgelehnt.

Zusatzpunkt 16. Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Verkehrsausschusses zu dem Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel „Infra-
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strukturvorhaben im Schienennetz effektiv beschleuni-
gen“. Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/6701, den An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Druck- 
sache 21/4458 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Die Union, die AfD und die 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion Die Linke. Damit 
ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 25a und 25b 
sowie 25d: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Clara Bünger, Anne-Mieke Bremer, Katrin 
Fey, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
Die Linke 
Demokratie stärken – Meinungsfreiheit 
schützen
Drucksache 21/6101
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Aaron Valent, Clara Bünger, Anne-Mieke 
Bremer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Demokratie stärken – Wahlalter ab 16 Jah-
ren einführen
Drucksache 21/6106
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

d) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Aaron Valent, Clara Bünger, Anne-Mieke 
Bremer, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion Die Linke eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes (Artikel 19) 
Drucksache 21/6104
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart. – Diese ist aber erst dann möglich, wenn hier 
Ruhe eingekehrt ist. Alle, die der Debatte nicht beiwoh-
nen wollen, mögen sich draußen effektiv betätigen. Alle 
anderen sollten jetzt bitte Platz nehmen, damit wir von 
Anfang bis Ende eine konzentrierte Debatte führen kön-
nen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort Clara 
Bünger für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit gestern liegt ein Gutachten der Gesell-

schaft für Freiheitsrechte auf dem Tisch. Es belegt, dass 
die Voraussetzungen für ein Verbot der AfD vorliegen. 
Die AfD greift die Menschenwürde und das Demokratie-
prinzip an, sie will politische Gegner mit dem Strafrecht 
gezielt verfolgen. Hier muss endlich gehandelt werden. 
Machen Sie den Weg nach Karlsruhe frei!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Steffen Janich [AfD]: Die Kommunisten müss-
ten verboten werden!)

Gestern sagte Herr Dobrindt in der „Zeit“, man müsse 
die AfD einfach „wegregieren“. Ich sage Ihnen: Das 
funktioniert nicht,

(Martin Hess [AfD]: Mit Ihrem Konzept na-
türlich nicht! Da haben Sie recht!)

zumindest nicht so, wie Sie das machen. Warum? Weil 
Sie die Forderungen der AfD umsetzen und glauben, dass 
das die Lage befriedet. Das ist ein Irrtum. Rechtsextreme 
bekämpft man nicht, indem man ihre Forderungen über-
nimmt. Man stärkt sie dadurch.

Seit Herr Dobrindt im Amt ist, hat die AfD über 6 Pro-
zentpunkte dazugewonnen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ist doch gut so! – 
Martin Hess [AfD]: Da geht noch mehr! Frau 
Bünger, da geht noch viel mehr!)

Aber wer die Politik der AfD stoppen will, darf nicht nur 
auf die AfD zeigen. Die AfD liefert zwar die Agenda für 
den autoritären Umbau, aber wer den autoritären Umbau 
umsetzt, das ist doch die Bundesregierung.

(Beifall bei der Linken)
Innenminister Dobrindt weist Schutzsuchende trotz ei-

nes Asylgesuchs an der Grenze zurück.
(Heiko Hain [CDU/CSU]: Ja, richtig!)

Er behauptet, dass Deutschland wegen schutzsuchender 
Menschen in einer Notlage sei. Das ist keine Notlage.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stattdessen ist es eine politische Entscheidung zum 
Rechtsbruch. Das Verwaltungsgericht Berlin hat diese 
Zurückweisungen für rechtswidrig erklärt. Erst im Mai 
gab es einen weiteren Beschluss.

Der frühere Verfassungsrichter Maidowski sagt, die 
Bundesregierung biedere sich damit den Rechten an 
und stärke sie. Herr Dobrindt, wenn Sie schon nicht auf 
uns hören wollen, dann hören Sie wenigstens auf die 
Gerichte in diesem Land.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Dobrindt sagt auch, der Staat müsse Vertrauen 
zurückgewinnen. Da hat er recht. Nur stellt man Ver-
trauen nicht her, indem man Menschen rechtswidrig an 
der Grenze zurückweist oder den Familiennachzug ab-
schafft. Das zerstört Vertrauen, meine Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Vertrauen schafft, wer dafür sorgt, dass unsere Kinder 
in diesem Land eine Zukunft haben, dass sie sich in einem 
Demokratieprojekt engagieren können, ohne vom Ver-
fassungsschutz überprüft zu werden, dass sie demonstrie-
ren können, ohne Angst vor Polizeigewalt haben zu müs-
sen, dass sie mit ihrer Oma ins Stadion gehen können, 
ohne dass eine Kamera ihr Gesicht scannt. Das ist Ver-
trauen; alles andere ist Kontrolle.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Kontrolle ist ja be-
kanntlich besser, oder?)

Denn der Verfassungsrichter Maidowski hat recht: Ent-
rechtung ist das Geschäft der Rechten. Und das läuft 
immer gleich: Erst werden einzelne Gruppen zum Pro-
blem erklärt, dann wird ihre Entrechtung als Ausnahme 
verkauft, und am Ende ist die Ausnahme der Normal-
zustand. Das beginnt an der Grenze, aber es bleibt nicht 
dort.

(Stephan Brandner [AfD]: Mit Grenzen kennen 
Sie sich ja aus!)

IP-Adressen sollen anlasslos gespeichert werden. Wer 
den Bundeskanzler kritisiert, bekommt die Polizei ins 
Haus,

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
und die Projekte, die sich gegen rechte Gewalt stellen, 
müssen um ihre Finanzierung kämpfen.

(Beifall bei der Linken)
Wenn die Demokratie unter Druck steht, ist die Antwort 
nicht weniger Demokratie, sondern eine demokratische 
Offensive.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Schützen wir die Meinungsfreiheit! Schützen wir die Ver-
sammlungsfreiheit! Bauen wir die Demokratiebildung 
aus, statt die Projekte auszutrocknen.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD] – 
Weiterer Zuruf von der AfD)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir verteidigen 
die Demokratie nicht nur hier im Hohen Hause, wir ver-
teidigen sie auch auf der Straße. Widersetzen wir uns 
gemeinsam am 4. Juli der AfD in Erfurt.

(Zuruf von der AfD)
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Alexander 

Throm für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Frau Bünger, Sie haben, glaube ich, das 
falsche Redemanuskript erwischt; es geht heute gar nicht 

um Grenzkontrollen und Familiennachzug. Ich muss 
Ihnen erklären, was Sie beantragt haben: Sie haben meh-
rere Anträge unter der Überschrift „Demokratie stärken“ 
gestellt. Sie haben hier die komplett falsche Rede gehal-
ten.

Es ist schon dreist, dass sich die Linkspartei ausgerech-
net in einer solchen Woche erdreistet, hier diese Anträge 
zu stellen – eine Partei, die selbst am ganz linken Rand 
des politischen Spektrums steht, ja selbst Linksextremis-
ten beheimatet. Es ist dreist für eine Partei, die von Anti-
semiten durchsetzt ist. Und es ist vor allem dreist für eine 
Partei, deren neuer Vorsitzender die größte Partei der 
Mitte mit den Faschisten gleichsetzt, Frau Kollegin 
Bünger.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: 
Nein, die größte Partei der Mitte sitzt hier!)

Wer so über den politischen Gegner spricht, hat das 
Recht zu Belehrungen über Demokratie verloren; denn 
mit diesen Äußerungen schaden Sie selbst der Demokra-
tie, liebe Kolleginnen und Kollegen. Solange dieser 
Mann, Herr Pantisano, Ihr Parteivorsitzender ist, so lange 
haben Sie sich für die Diskussionen im demokratischen 
Spektrum schlichtweg disqualifiziert,

(Zuruf von der Linken)
liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Weiß das Mario Voigt im Übrigen 
auch?)

Sorgen Sie dafür, dass Ihr neuer Parteivorsitzender 
schnellstmöglich zurücktritt!

(Beifall bei der CDU/CSU – Clara Bünger [Die 
Linke]: Reden Sie noch zur Meinungsfreiheit?)

Oder wie es im Sprech des Politbüros der SED geheißen 
hätte – vielleicht können sich noch einige daran er-
innern –: Säubern Sie Ihre Partei von diesem Parteivor-
sitzenden, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zurufe von der Linken)

Sie haben einen Antrag gestellt mit dem Titel „Mei-
nungsfreiheit schützen“. Darin fordern Sie die Bundes-
regierung auf, auf IP-Adressenspeicherung und digitale 
Ermittlungsbefugnisse zu verzichten. Darin stimmen Sie 
im Übrigen mit der AfD überein, die regelmäßig genau 
dieselbe Forderung stellt.

(Stephan Brandner [AfD]: Bei Meinungsfrei-
heit kann man kaum was dagegen haben, 
oder?)

Sie haben darüber hinaus gefordert, Organisationen, die 
Förderungen erhalten, nicht mehr anhand von Einträgen 
beispielsweise beim Verfassungsschutz zu überprüfen; 
das sogenannte Haber-Verfahren soll abgeschafft werden.

(Clara Bünger [Die Linke]: Ja!)
Sie wollen aber nicht die Meinungsfreiheit schützen, Frau 
Kollegin Bünger.

(Clara Bünger [Die Linke]: Doch!)
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Nein, Sie wollen Ihre linken und linksextremen Freunde 
schützen. Das ist Ihr Ansinnen hier.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Die Meinungsfreiheit ist aber kein Schutzschild, weder 
für die Antifa und Linksextremisten noch für Rechts-
extremisten.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
Und dann haben Sie gefordert, das Ausländerwahl-

recht einzuführen. Sie haben es groß und medial ange-
kündigt. Sie haben das Thema für die Tagesordnung 
angemeldet, den Antrag aber kurz vorher wieder zurück-
gezogen – warum auch immer. Jedenfalls würde ein Aus-
länderwahlrecht für alle, die fünf Jahre in Deutschland 
leben – so lautet Ihre Forderung –,

(Zuruf des Abg. Ferat Koçak [Die Linke])
eine Entwertung der deutschen Staatsbürgerschaft bedeu-
ten – wieder einmal.

(Beatrix von Storch [AfD]: Dafür bürgert ihr 
sie ja ein!)

Vor allem wäre es hochgradig verfassungswidrig; denn 
„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“, laut Artikel 20 
Grundgesetz. Das Bundesverfassungsgericht hat vor Jah-
ren deutlich entschieden, dass das Volk durch die Ge-
meinschaft aller Staatsangehörigen gebildet wird. Das 
ist Grundvoraussetzung dafür, dass man in Deutschland 
wählen kann. Jetzt könnte man auf die Idee kommen, das 
Grundgesetz zu ändern.

(Beatrix von Storch [AfD]: Oder alle ein-
zubürgern, wie die CDU das macht!)

Dazu kommt Die Linke aber gar nicht; denn Artikel 20 
Grundgesetz und vor allem die Volkssouveränität, die 
dort geregelt ist, stehen unter dem Schutz der Ewigkeits-
klausel. Das kann selbst mit einer Zweidrittelmehrheit im 
Bundestag nicht geändert werden. Das heißt, Sie fordern 
hier einen offenen Verfassungsbruch. Wenn Sie Ihre ei-
genen Maßstäbe, die Sie eingangs am Rednerpult an an-
dere Parteien angelegt haben, auch auf sich anwenden, 
dann ist die Forderung nach einem Verfassungsbruch 
nicht mehr weit von dem Vorwurf entfernt, selbst eine 
verfassungsfeindliche Partei zu sein. Deswegen gilt bei 
solchen Forderungen: Vorsicht an der Bahnsteigkante! 
Sie überschreiten mit diesem Antrag jegliche Grenzen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD] – Zuruf des Abg. 
Arne Raue [AfD])

Unser Land braucht Befriedung und nicht neue Grä-
ben. Dafür sorgt diese Regierung – jetzt komme ich auf 
Sie zurück – mit ihren Maßnahmen an den Grenzen und 
mit ihrer Migrationspolitik, und zwar mit großem Erfolg. 
Sie aber schaffen neue Trennlinien. Sie spalten die Ge-
sellschaft von der linken Seite, während die AfD sie von 
der rechten Seite spaltet. Sie spielen im Übrigen das Spiel 
der AfD mit; sie braucht Sie nämlich als Gegenpol, um 
sich profilieren zu können.

(Stephan Brandner [AfD]: Wer braucht wen? 
Wir brauchen gar keinen außer die Bürger!)

Wer aber Gegner der politischen Mitte als Faschisten 
bezeichnet, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Alexander Throm (CDU/CSU):
– wer das Land in Lager zerteilt, der schadet der De-

mokratie, statt sie zu schützen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Steffen Janich 
[AfD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Gottfried 

Curio für die AfD.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Gut die Hälfte der Bürger sieht laut Umfrage die 
Meinungsfreiheit nicht mehr als gewährleistet an. Sie 
fühlen sich bei Abweichung von sogenannter Political 
Correctness durch gesellschaftliche Sanktionen bedroht. 
Man sei inzwischen besser vorsichtig, wenn man seine 
politische Meinung äußere.

Passend hierzu vereinbarten die Regierungsparteien im 
Koalitionsvertrag, gegen alltägliche Desinformation vor-
zugehen. Dabei stellte das Bundesverfassungsgericht 
schon 2011 klar, dass Meinungen immer unter dem 
Schutz der im Grundgesetz verankerten Meinungsfreiheit 
stehen, – Zitat – „ohne dass es dabei darauf ankäme, ob 
sie sich als wahr oder unwahr erweisen, ob sie begründet 
oder grundlos, emotional oder rational sind, oder ob sie 
als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos ein-
geschätzt werden“. Zitat Ende.

Meine Damen und Herren, Wesen der Demokratie ist 
gerade die Möglichkeit der Machtkritik, die von dieser 
Regierung als Spaltung verunglimpft wird. Man ist dort 
nicht gewillt, demokratischen Streit als essenziell für die 
Demokratie zu akzeptieren.

(Beifall bei der AfD)
Eine Regierung, die wegen ihrer ins Bodenlose stür-

zenden Umfragewerte den Bürgern suggerieren will, Re-
gierungskritik sei unzulässig, bringt inzwischen jede 
Menge verfassungswidrige Anschläge auf die Meinungs-
freiheit in Stellung.

Man denke nur an die geduldete kriminelle Organisa-
tion Antifa, die mit politisch motivierter Gewaltkrimi-
nalität Andersdenkenden die Versammlungsräume neh-
men will, massiv beworben durch die Partei Die Linke.

Man denke an den politischen Entscheidungsträger, 
der gerade besonders kritisierbar sein muss, aber als Prin-
zessin auf der Erbse nach vermeintlicher Majestätsbelei-
digung eine Anzeigenflut lostritt.

Man denke an die bewusste staatliche Repression – 
Stichwort „Bademantel“ –, die die Regierung mit allen 
Machtmitteln gegenüber unbotsamen Bürgern auffährt, 
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um diese durch Einschüchterung mundtot zu machen – 
inklusive Hausdurchsuchung morgens um sechs Uhr und 
Entzug persönlichen Eigentums. Das geht so nicht weiter, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)

Man denke an den von Deutschland anerkannten Digi-
tal Services Act der EU, der nicht nur gegen rechtswid-
rige, sondern auch gegen nachteilige Meinungsäußerun-
gen vorgehen will.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dafür werden Plattformen ohne jede Rechtsprüfung mit 
hohen Millionenstrafen bedroht, wenn sie Inhalte nicht 
sofort löschen, wodurch die Grundrechte unterlaufen 
werden.

Man denke an die von der Regierung gezielt zum Zwe-
cke der Diskursbeeinflussung finanzierten Vorfeldorgani-
sationen oder an den von den Bürgern zwangsfinanzier-
ten Staatsmedienfunk und das Fernsehen – „öffentlich- 
rechtlich“ genannt, um zu vertuschen, dass die dortige 
Meinungsmache der Redakteure über schwarz-rot-grüne 
Rundfunk- und Fernsehräte gesteuert wird.

Durch die Einrichtung staatlich finanzierter Denunzia-
tionsstellen für missliebige Meinungen unterhalb der 
Strafbarkeitsschwelle – etwa unter Ministerpräsident 
Wüst – wird der Meinungskorridor nach Regierungs-
wunsch verengt; die Zensurmarkierung lagert man an 
bezahlte linke Denunzianten aus.

Zur Einschüchterung der Bürger lügt man Kritik an 
aktuellen Amtsträgern zu Kritik an der FDGO um. Die 
Regierung inszeniert sich als Demokratieretter, schlägt 
aber sofort autoritär um sich, wenn sie mal selber kriti-
siert wird.

(Beifall bei der AfD)

Daniel Günther nennt missliebige Journalisten „Feinde 
der Demokratie“ und schließt daran die Forderung nach 
Zensur, Verboten und Regulierung an. Er will bevorzugt 
besonders wertvolle Beiträge anzeigen lassen – also wohl 
AfD-Posts – und wünscht staatlich gelenkte Meinungs-
manipulation.

Die AfD fordert, von diesem verfassungswidrigen 
Treiben abzulassen und jegliches Vorgehen gegen die 
Meinungsfreiheit unter richterlichen Vorbehalt zu stellen. 
Wer das Recht auf freie Meinungsäußerung ohne recht-
lichen Entscheid aufheben will, ist nicht Retter der De-
mokratie, sondern ihr Feind und Totengräber.

(Beifall bei der AfD)

Dass eine Regierung auf Kritik nicht mehr –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Curio, erlauben Sie eine Zwischenfrage vom Ab-

geordneten Wiese?

Dr. Gottfried Curio (AfD):
– nein; ich bin hier gleich am Ende –

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also inhaltlich sind Sie jetzt schon am 
Ende, Herr Curio!)

durch bessere Politik zu antworten weiß, sondern nur 
noch durch Meinungsunterdrückung, ist der schlimmste 
Offenbarungseid. Unfähigkeit zum Politikwechsel und 
Meinungsunterdrückung – nun weiß der Bürger doppelt, 
warum dringend ein alternativer Neuanfang vonnöten ist.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Wiese von der SPD-Frakti-
on.

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt kommt der üb-
liche Unsinn, Herr Wiese! Oder was haben Sie 
sich da aufschreiben lassen? – Gegenruf des 
Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sie sind 
jetzt schon nervös, Herr Brandner!)

Dirk Wiese (SPD):
Herr Kollege Dr. Curio, erst mal: Schade, dass Sie 

während Ihrer Rede keine Zwischenfrage mit einer ande-
ren Meinung zugelassen haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Wusste er doch gar 
nicht, dass Sie eine andere Meinung haben!)

Das finde ich sehr bedauerlich nach Ihren Ausführungen.
Ich nehme Ihre Ausführungen zur Kenntnis und will 

sie mal als Maßstab nehmen, wenn ich auf Ihre Fraktion 
schaue. Ein Fraktionskollege von Ihnen, Herr Lucassen, 
hat hier am Rednerpult eine andere Meinung vertreten. Er 
hat Björn Höcke kritisiert, er hat sicherheitspolitische 
Meinungen – vielleicht Mehrheitsmeinungen – in Ihrer 
Fraktion kritisch gesehen. Er ist mundtot gemacht wor-
den.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist nicht Ihr 
Ernst, oder?)

Er hat einen Maulkorb gekriegt und ist seines Amtes ent-
bunden worden.

(Martin Hess [AfD]: Wer schreibt Ihnen so viel 
Unsinn auf, Herr Wiese? Wer Ihnen so viel 
Unsinn aufschreibt, hat keine Ahnung! – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch Un-
sinn! Das ist doch Quatsch!)

Ist das die Art von Meinungsfreiheit, die Sie sich in der 
AfD vorstellen? Leute, die andere Meinungen haben, 
werden von ihren Posten abgesetzt und ihnen wird ein 
Maulkorb verhängt.

(Stephan Brandner [AfD]: Sogar Sie waren 
schon mal besser, Herr Wiese!)

Ich habe Herrn Lucassen seitdem nicht mehr am Redner-
pult gesehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern, Herr Curio? – Bitte schön.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Was für ein Unsinn! Meine Damen und Herren, wir 

reden hier von staatlichen Maßnahmen.
(Clara Bünger [Die Linke]: Sie zeigen doch 

selber an, Herr Curio!)
Wir reden nicht davon, ob irgendjemand jemand anders 
nicht sozusagen im richtigen Modus der innerfraktionel-
len Kommunikation anspricht.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vorgegebene Fraktionsideologie!)

Vielmehr reden wir davon,
(Zurufe von der SPD)

dass Sie von der Regierung mit gesetzlichen Maßnah-
men, mit allen Machtmitteln des Staates gegen Bürger 
vorgehen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Curio hat das Wort. Ich würde ihn gerne verstehen 

können. Bitte.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
– die sich gegen Ihre Politik äußern und dagegen vor-

gehen wollen, die sagen, dass das so nicht weitergehen 
kann, die Ihre Funktionsträger, Ihre Amtsinhaber kritisie-
ren. Diese Bürger werden dann mit allen Machtmitteln 
des Staates unterdrückt,

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Aus der Fraktion 
ausgeschlossen!)

gegen sie wird vorgegangen; das wird offiziell sogar zu-
gegeben: Na ja, wir nehmen denen mal die Laptops weg, 
wir beeindrucken die mal mit einem großen Polizeiauf-
gebot, wir liefern vielleicht noch Vorabinformationen an 
die Presse, damit die Nachbarn das sehen. Das nennt man 
bewusste staatliche Repression. Das ist das, was Sie ma-
chen, und das wird durch Lächeln nicht besser. Das ist die 
Methode, die Sie gegen Bürger anwenden, die sich nicht 
mehr durch diese Regierung vertreten sehen, die Kritik an 
Ihrer Politik äußern wollen,

(Zuruf von der Linken: Es geht Ihnen doch nur 
um sich selbst!

was der Grundsatz jeder demokratischen Kommunika-
tion ist.

(Carmen Wegge [SPD]: Sagen Sie doch ein-
fach, dass Sie die Frage nicht beantworten wol-
len!)

Auf diese Bürger reagieren Sie nicht,
(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Die Frage ist 
aber noch nicht beantwortet worden! – 
Sebastian Fiedler [SPD]: Keine Silbe zur Fra-
ge!)

indem Sie ihre berechtigte Kritik aufnehmen und Ihre 
Politik anpassen. Vielmehr sehen Sie nicht die Zustände 
im Lande als Problem, sondern die berechtigte Kritik an 

dieser Politik, die diese schlimmen Zustände erst schafft. 
Und das geht so nicht. Wir brauchen eine andere Politik. 
Wir brauchen nicht Meinungsunterdrückung, sondern ei-
nen Politikwechsel.

(Beifall bei der AfD – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Peinlich!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Ich 

erteile für die nächste Rede das Wort Sebastian Fiedler 
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Vielen herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine Kol-

leginnen und Kollegen! Die Woche endet wirklich sehr 
ernst. Wir müssen uns in dieser Woche auf mehreren 
Tausend Seiten anschauen, wie verfassungsfeindlich die 
Partei des Vorredners agiert

(Stephan Brandner [AfD]: Das müssen Sie 
überhaupt nicht! – [Beatrix von Storch [AfD]: 
Das ist ein reines KI-Produkt! Das wissen Sie 
doch selbst! Alles unerträgliches Zeug!)

und dass sie eigentlich verboten werden muss qua Ver-
fassung. Wir haben Gleichsetzungen der CDU-Fraktion 
mit Faschisten in unerträglichem Ausmaß zur Kenntnis 
genommen. Wir haben darüber diskutieren müssen, dass 
der AfD-Landeschef in Sachsen-Anhalt bezichtigt wird, 
den Hitlergruß gezeigt zu haben.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie wissen, dass 
das Quatsch ist! – Stephan Brandner [AfD]: 
Was machen denn die Schmierereien in Ba-
den-Württemberg eigentlich von den SPD-Ge-
nossen?)

Und wir müssen uns jetzt mit anderen, aber ähnlichen 
Themen auseinandersetzen, und zwar mit einem Antrag 
der Linkspartei, der so viele unterschiedliche Dinge be-
inhaltet, dass ich mich tatsächlich nur auf die meines 
Erachtens wichtigsten konzentrieren kann. Das fängt an 
mit der, wie ich finde, schlimmsten Bedrohung, der unser 
Land ausgesetzt ist,

(Stephan Brandner [AfD]: Die Sozialdemo-
kratie!)

und das ist die hybride Kriegsführung Ihres Kumpels 
Wladimir Putin gegenüber der Europäischen Union und 
der Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu gehört ein ganzes Bündel von Maßnahmen, unter 
anderem eine sehr konkret angelegte Informations- und 
Einflussoperation Russlands uns gegenüber.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie müssen mal was dagegen machen!)
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Deswegen hat die Europäische Union darauf reagiert, 
und zwar nicht irgendwie beiläufig, sondern konkret: Auf 
Vorschlag der Hohen Vertreterin für Außen- und Sicher-
heitspolitik werden Sanktionslisten erstellt, die dann ein-
stimmig von allen Mitgliedstaaten beschlossen werden – 
einstimmig. Es ist also nicht so, wie es die Linken in 
ihrem Antrag formulieren: dass da irgendwie zwei Typen 
auf so eine Liste kommen und in ihrer Meinungsfreiheit 
beschränkt werden. Worum geht es wirklich? Auf diesen 
Listen stehen Menschen, die sich an Putins Einflussope-
rationen beteiligen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Darum geht es, um nicht weniger.
Das ist keine Beiläufigkeit, die Sie hier unterschwur-

beln wollen. Sie sagen – Zitat aus dem Antrag der 
Linken –, die politische Linie der Regierenden solle 
durchgesetzt und andere Meinungen unterdrückt werden. 
Meinen Sie das ernst, Frau Bünger? Ich habe nichts zu 
diesem Punkt gehört. Sie wissen, warum: weil Sie so 
schlau sind, das lieber unter den Teppich zu kehren, 
was Sie uns hier unterschieben wollen. Sie wollen so-
zusagen das ganze Sanktionsregime vom Tisch wischen, 
mit dem sich die Europäische Union gegen Wladimir 
Putin zur Wehr setzt. Das ist unerträglich. Dafür sollten 
Sie sich in Grund und Boden schämen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die beiden Typen, um die es hier geht, sind nicht 
irgendwelche. Es geht hier nicht um irgendwelche Ein-
zelmeinungen, die in Rede stehen, ganz im Gegenteil: 
Der eine betreibt red.media und delegitimiert die Ukrai-
ne, relativiert Putins Kriegsverbrechen und stellt sie in-
frage, verstärkt russische Narrative. Das kennen Sie alle 
hier aus diesem Haus. Das kriegen wir jetzt von beiden 
Seiten serviert; das ist wirklich dramatisch. Der andere 
erzählt die gleiche Geschichte: Russland sei gezwungen 
worden, weil die NATO sich so und so verhalten hätte, 
Kriegsverbrechen werden der Ukraine unterstellt. Auch 
mit Syrien und dem Assad-Regime beschäftigt er sich 
und sagt, das mit den Chemiewaffen sei so gar nicht 
gewesen; er beteiligt sich an russischen Medien usw. 
usw. usw. Das heißt, hier geht es um eine systematische 
Beteiligung an Putins hybridem Angriffskrieg. Und Sie 
stellen sich auf die Seite dieser Typen. Das ist unerträg-
lich.

Sie bewegen sich damit – der Kollege Throm hat leider 
recht;

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Alexander Throm [CDU/CSU]: 
Ist doch schön, wenn ich recht habe!)

ich bedauere, das sagen zu müssen – komplett außerhalb 
des demokratischen Konsenses, wenn Sie das hier for-
dern. Herr Throm hat – leider – recht in Bezug auf die 
Linken. Ich würde mir wünschen, Die Linke würde sich 
nicht so verhalten, sondern sich eher in die Mitte des 
Hauses bewegen – das

(Stephan Brandner [AfD]: Da sind wir schon!)
wäre für das Land dringend erforderlich – und nicht wei-
ter solche Spaltungsanträge stellen.

Wenn ich doppelt so viel Redezeit hätte, dann würde 
ich Ihnen noch ausführlicher erklären – das habe ich an 
anderer Stelle schon gemacht –, wie kritisch und proble-
matisch Ihr Verhältnis zu den Sicherheitsbehörden ist. 
Aber ich glaube, das wissen die Menschen im Land oh-
nehin schon.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Chantal Kopf [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Helge Limburg 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Demokratie besteht nicht nur aus Wahlen. Zur 
Demokratie gehören Demonstrationen, Petitionen, De-
batten – auch im privaten Bereich, im Sportumfeld – 
und vieles, vieles mehr. Aber Wahlen sind natürlich das 
zentrale Element in der Demokratie. Bei Wahlen wird die 
zentrale Machtverteilung in einer parlamentarischen De-
mokratie verhandelt. Deswegen ist die Frage, wer bei uns 
an Wahlen teilnehmen darf, zentral. Dabei müssen wir 
davon wegkommen, immer zu fragen: Welchen Gruppen 
können wir vielleicht noch zusätzlich das Wahlrecht ge-
währen?

Meine Damen und Herren, in einer Demokratie wird 
das Wahlrecht nicht gewährt, sondern es steht grundsätz-
lich allen Bürgerinnen und Bürgern eines Landes zu. Und 
man muss gut begründen, wenn man es einschränken 
möchte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es mag sicherlich gute Gründe geben, um bei Kindern 

zu sagen: Die sind noch nicht reif genug, um komplexe 
politische Zusammenhänge zu verstehen, sodass sie eine 
mündige Wahlentscheidung treffen können. – Das mag 
für Kinder gelten, aber das kann doch nicht ernsthaft für 
16- und 17-jährige Menschen ins Feld geführt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Wir Grüne sagen: Es ist dringend an der Zeit, dass auch 
16- und 17-Jährige in diesem Land an Wahlen auf Bun-
desebene teilnehmen dürfen.

(Stephan Brandner [AfD]: Die wählen dann 
auch uns!)

Sie dürfen nicht länger ausgeschlossen werden.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)
16-Jährige haben viele Pflichten: Sie sind schulpflich-

tig und nehmen gleichzeitig mehr und mehr am wirt-
schaftlichen Leben teil, zahlen zumindest indirekt Steu-
ern wie die Mehrwertsteuer, manche verdienen ihr erstes 
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eigenes Geld. Sie sind strafmündig, können ins Gefäng-
nis kommen. Sie können viele Führerscheine und ab 17 
auch schon den Autoführerschein machen. Aber das 
Recht und die Möglichkeit, auf die Ausgestaltung dieser 
Pflichten irgendwie Einfluss zu nehmen, das wird ihnen 
verweigert. Das darf nicht länger so bleiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Dazu kommt, meine Damen und Herren: Heute 16- 
und 17-Jährige werden noch sehr lange an den Folgen 
gegenwärtiger Politik zu tragen haben. Die Regierung 
Merz gibt die Klimaschutzziele de facto auf. Ministerin 
Reiche möchte noch mehr Öl und Gas verbrennen, noch 
mehr CO2 in die Luft blasen und damit dem Klima noch 
weiter Schaden zufügen. Die Folgen dieser Politik spüren 
wir ja schon gewaltig in diesen Tagen während dieser 
beispiellosen Hitzewelle. Sie werden aber in 20, 30 und 
40 Jahren noch viel heftiger zu spüren sein. Der Herr 
Bundeskanzler wird dann mutmaßlich nicht mehr da sein, 
aber die heute 16- und 17-Jährigen werden die Folgen 
heftig spüren. Darum ist es das Mindeste, dass sie die 
Chance bekommen, auf diese Politik schon heute Ein-
fluss zu nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und wenn hier die AfD mal wieder pauschal die Antifa 
verunglimpft und diffamiert, dann muss man ganz klar 
sagen: Ich bin dankbar für die vielen 16- und 17-Jährigen, 
die sich friedlich in Antifa-Gruppen engagieren,

(Beifall der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Informations- und Dokumentationsarbeit leisten und da-
mit einen wichtigen Beitrag für die Demokratie in unse-
rem Land leisten, einen viel größeren Beitrag, als Sie 
jemals willens und in der Lage sind zu leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Vielen Dank für verbrannte Autos!)

Meine Damen und Herren, wir diskutieren heute 
gleichzeitig einen Gesetzentwurf für das Recht auf an-
waltlichen Beistand im Grundgesetz. Die Linke über-
nimmt dabei, und das ist ausdrücklich zu begrüßen, einen 
Vorschlag der Bundesrechtsanwaltskammer. Das Anlie-
gen ist wichtig und dringlich. Wir sehen weltweit – von 
China über Russland bis hin zu den USA oder der Tür-
kei –, dass engagierte Anwältinnen und Anwälte immer 
mehr von Autokraten unter Druck gesetzt werden, teils 
verfolgt und eingesperrt werden. Dabei leisten sie einen 
unverzichtbaren Beitrag in einem Rechtsstaat. Aber an-
gesichts der zweifelhaften Aktivitäten dieser Koalition 
stellt sich schon die Frage, ob wir nicht noch weiter ge-
hende Formulierungen im Grundgesetz brauchen. Diese 
Koalition hat erstmals in der Geschichte der Bundesre- 
publik Deutschland das Recht auf anwaltlichen Beistand 
in Haftsachen wieder eingeschränkt, wieder rückabge-
wickelt. Es bleibt ein ungeheuerlicher Akt!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken – Zuruf 
des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Mit Ihrem Gesetzentwurf zur anlasslosen Vorrats-
datenspeicherung hebeln Sie gleichzeitig den Schutz 
des Mandatsgeheimnisses der Anwaltschaft aus. Die Mi-
nisterin hat ja bewusst hier gesagt, sie spricht auch als 
ehemalige Staatsanwältin. In der Tat merkt man auch an 
solchen Aussagen, solchen Debatten und solchen Gesetz-
entwürfen, dass die andere wichtige Seite im Rechtsstaat, 
dass die Sicht der Anwaltschaft, der Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte in dieser Koalition unterrepräsentiert 
ist. Wir brauchen einen stärkeren Schutz von Anwältin-
nen und Anwälten im Grundgesetz. Wir Grüne begrüßen 
das.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: So ein Un-
sinn, und das sage ich als Rechtsanwalt! So 
ein Quatsch!)

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Dr. Cornell- 

Anette Babendererde für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Alle 

Jahre wieder dieselbe Debatte zum Ausländerwahlrecht, 
diesmal angestoßen von der Fraktion Die Linke. Zwar 
haben Sie Ihren Antrag kurzfristig zurückgezogen, er 
zeigt aber, wes Geistes Kind Sie sind, und dazu rede ich 
jetzt.

Gefordert wird wieder einmal von den Linken ein 
Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer, die seit 
mindestens fünf Jahren in Deutschland leben.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Das Argument: Dass nur Deutsche an Wahlen teilnehmen 
dürfen, sei mit dem Demokratieprinzip nicht vereinbar 
und werde dem Einwanderungscharakter unseres Landes 
nicht gerecht. Nun leben in Deutschland rund 14 Millio-
nen Ausländerinnen und Ausländer. Die Frage, warum 
diese Menschen nicht wählen dürfen, erscheint daher 
zunächst einmal nachvollziehbar. Die Antwort darauf 
ist allerdings ebenso einfach, wie eindeutig: weil unser 
Grundgesetz es so vorsieht. Das Wahlvolk in Deutsch-
land, von dem gemäß Artikel 20 Absatz 2 des Grundge- 
setzes alle Staatsgewalt ausgeht, wird durch die deut-
schen Staatsangehörigen gebildet. Das ist verfassungs-
rechtlich klar geregelt und durch das Bundesverfassungs-
gericht mehrfach bestätigt worden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für Ihren Vorschlag müsste daher zunächst der ver-
fassungsrechtliche Volksbegriff geändert werden. Dazu 
kann ich Ihnen sagen: Mit der CDU/CSU- Bundestags-
fraktion wird das nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Denn das Wahlrecht knüpft aus gutem Grund an die deut-
sche Staatsangehörigkeit an. Eine Demokratie ist eben 
keine zufällige Ansammlung von Menschen, die sich 
gerade auf einem bestimmten Staatsgebiet aufhalten. 
Eine Demokratie ist eine feste politische Gemeinschaft. 
Sie lebt von gemeinsamen Rechten und Pflichten sowie 
von einer dauerhaften Bindung ihrer Bürger an den Staat. 
Deshalb hat das Bundesverfassungsgericht bereits eine 
Regelung in Schleswig-Holstein für nichtig erklärt, die 
bestimmten Ausländern nach einem gewöhnlichen Auf-
enthalt von fünf Jahren ein kommunales Wahlrecht ein-
räumen sollte. Die Karlsruher Richter stellten unmissver-
ständlich fest, dass die Zugehörigkeit zum Staatsvolk 
grundsätzlich durch die Staatsangehörigkeit vermittelt 
wird und dass gerade daraus die demokratische Legitima-
tion staatlicher Gewalt erwächst.

Der entscheidende Punkt: Nicht der Aufenthalt be-
stimmt das Wahlrecht, sondern die Staatsangehörigkeit. 
Der Weg in die Staatsangehörigkeit steht jedem offen, der 
die in § 10 Staatsangehörigkeitsgesetz festgelegten ge-
setzlichen Voraussetzungen erfüllt. Ihrem Antrag zufolge 
stellt gerade das angeblich ein enormes Hindernis dar.

(Zuruf von der Linken: Welcher Antrag jetzt?)
Aber, liebe Linke, ganz im Gegenteil. Die Zahl der Ein-
bürgerungen steigt seit Jahren kontinuierlich an. Im Jahr 
2025 wurden über 330 000 Menschen eingebürgert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich fest-
stellen: Wer bereit ist, sich mit allen Rechten und Pflich-
ten in unsere Gesellschaft einzubringen, unsere Werte zu 
achten und Verantwortung für unser Gemeinwesen zu 
übernehmen, der ist herzlich willkommen, deutscher 
Staatsbürger zu werden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Man kann auch als Nichtstaatsbürger in Nie-
dersachsen wählen!)

Aber: Die Einbürgerung steht am Ende eines erfolgrei-
chen Integrationsprozesses. Sie durch ein von der Staats-
angehörigkeit losgelöstes Wahlrecht zu ersetzen, wäre 
der helle Wahnsinn.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
EU-Bürger!)

Ich rede jetzt nicht von dem rechtstreuen, gut integrierten, 
steuerzahlenden Ausländer.

Das Wahlrecht jedoch, wie Die Linke es sich vorstellt, 
wäre eine glatte Einladung an alle Feinde aus dem Aus-
land, unsere Demokratie zu unterwandern.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Staatsfeinden wie der fünften Kolonne Putins wären ge-
nauso Tür und Tor geöffnet. Kolleginnen und Kollegen, 
seit vielen Jahren gibt es Sabotage- und Spionageakte aus 
China, aus Russland

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
– da kennen Sie sich ja aus –, aus dem Iran, von diversen 
terroristischen Gruppen, einzig mit dem Ziel, das Ver-
trauen der Menschen in unseren Staat und unsere Institu-
tionen zu schwächen. Wer diese Gefahr nicht sieht, ist 
bestenfalls naiv, schlimmstenfalls arbeitet er gezielt an 
der Demontage unserer demokratischen Grundordnung.

Kollege Koçak, setzen wir das Wahlrecht so um, wie 
Sie sich das vorstellen, würden künftig auch alle Israel-
hasser und Antisemiten wählen können.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Können sie heute 
schon!)

Das sind doch genau die Menschen, denen wir aus guten 
Gründen die deutsche Staatsbürgerschaft verwehren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Koçak, vielleicht dämmert Ihnen das bereits, und 
Sie haben deshalb Ihren Antrag zurückgezogen.

Ich fasse zusammen. Wer in unserem Land wählen 
will –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich glaube, dafür ist keine Zeit mehr, Kollegin.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
– muss deutscher Staatsbürger sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD] – Sarah Vollath [Die 
Linke]: Wie sind Sie denn drauf?)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jochen Haug für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Jochen Haug (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ausgerech-

net die mehrfach umbenannte Diktaturpartei SED spricht 
heute in einem Antrag von Demokratie. Wer davon irri-
tiert ist, der sei an die nahe deutsche Vergangenheit er-
innert. Die zweite deutsche Diktatur nannte sich Deut-
sche Demokratische Republik. Sie war, wie Willy 
Brandt einmal sagte, weder demokratisch noch eine Re-
publik. Heute orientieren sich am Vorbild der sogenann-
ten DDR nicht nur junge und alte Kommunisten der SED, 
sondern all jene, die ständig von „unserer Demokratie“ 
sprechen. Erich Honecker, der bisher letzte sozialistische 
Langzeitdiktator in Deutschland, sprach besonders gerne 
und häufig von „unserer Demokratie“. Dieses sozialisti-
sche System schloss alle Andersdenkenden aus.

Ähnlich heute. Wer heute von „unserer Demokratie“ 
spricht, will andere Meinungen ausschließen. Wer heute 
„unsere Demokratie“ sagt, will wieder eine Einheitsmei-
nung durchsetzen, eine Einheitsfront gegen alternative 
Parteien, eine Einheitsliste gegen die Opposition.

(Beifall bei der AfD)
Dabei gehört zum Kern der Demokratie die Existenz der 
freien Opposition. Eine Regierung gibt es in jedem staat-
lichen System, auch in Diktaturen. Die freie Arbeit der 
organisierten Opposition ist das Kennzeichen einer frei-
heitlichen Demokratie. Wer die Rechte der Opposition 
bekämpft und abschafft, ist der Feind der Demokratie.

(Beifall bei der AfD)
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Wenn Regierungen bei allen großen Themen den Wil-
len der Mehrheit des Volkes ignorieren, wächst die Ver-
suchung, die Wähler zu täuschen. Hilft das nicht mehr, 
werden abweichende Meinungen erst ignoriert, dann dif-
famiert und schließlich gar verboten. „Hass und Hetze“ 
lautet die Parole, um kritische Bürger zum Verstummen 
zu bringen. Wer „Hass und Hetze“ sagt, der will keinen 
freien Diskurs in einer freien Gesellschaft; denn „Hass“ 
und „Hetze“ sind typische Herrschaftsbegriffe aus Dikta-
turen.

(Beifall bei der AfD)
Deutsche im SED-Staat landeten jahrelang hinter Gittern 
wegen politischer Witze oder Kritik an der SED-Füh-
rung, verurteilt wegen „staatsfeindlicher Hetze“ nach 
§ 106 des DDR-Strafgesetzbuchs.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)
Meine Damen und Herren, Demokratie heißt auch und 

vor allem, andere Meinungen zu ertragen. Wer das nicht 
kann, ist kein Demokrat.

(Beifall bei der AfD – Carmen Wegge [SPD]: 
Deswegen können Sie das ja auch so schlecht!)

Ich habe in über 13 Jahren AfD-Mitgliedschaft nicht ein 
einziges Mitglied getroffen, das vorschlug, Parteitage 
von anderen Parteien zu verhindern oder deren Wahl-
kampfstände zu blockieren.

(Clara Bünger [Die Linke]: Die AfD ist ja auch 
keine normale Partei! – Zuruf des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Frage an die Antragsteller von den Linken: Kön-
nen Sie das auch ausschließen?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Und weil Sie kein Ja über die Lippen bringen werden, ist 
für jeden klar: Ihr Antrag zu Demokratie und Meinungs-
freiheit ist ein großer Etikettenschwindel.

(Beifall bei der AfD)
Aber ich kann Ihnen versichern: So falsch und absurd 

Ihre Ansichten auch sind, wir werden uns immer auch für 
Ihre Meinungsfreiheit einsetzen.

(Zuruf von der Linken: Als ob!)
Wenn die AfD den Kanzler stellt, werden Sie gegen uns 
friedlich so viel demonstrieren dürfen, wie Sie wollen – 
friedlich!

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Jawoll! – Zuruf 
der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Und wir werden Ihnen selbstverständlich keine Steine in 
den Weg legen, Ihre Parteitage abzuhalten oder Wahl-
kampf zu machen,

(Beifall bei der AfD)
nicht weil wir Sie mögen, sondern weil wir echte Demo-
kraten sind,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

weil wir an die Kraft des Wortes glauben und weil wir die 
Freiheit lieben.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Dazu habe ich ein 
paar Tausend Seiten gelesen! – Derya Türk- 
Nachbaur [SPD]: Die Gutachten sagen etwas 
anderes!)

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Carmen Wegge.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Demokratinnen 

und Demokraten!

(Stephan Brandner [AfD]: Hallo! Guten Mor-
gen! – Weiterer Zuruf von der AfD: Thema 
verfehlt!)

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich rede ausschließlich 
zur Grundgesetzänderung, die hier vorgeschlagen wor-
den ist.

Unser Rechtsstaat steht unter Druck. Verfassungsfein-
de im In- und Ausland arbeiten gezielt daran, staatliche 
Institutionen zu delegitimieren, unabhängige Gerichte zu 
schwächen und Vertrauen in demokratische Verfahren zu 
zerstören. In einer solchen Lage dürfen wir nicht naiv 
sein. Wir müssen unseren Rechtsstaat widerstandsfähiger 
und resilienter machen gegenüber diesen schleichenden 
Angriffen.

Ein zentraler Pfeiler unseres Rechtsstaates ist die freie, 
unabhängige Anwaltschaft. Ohne Anwältinnen und An-
wälte, die sich allein ihrem Mandat und dem Recht ver-
pflichtet fühlen, würde unser Rechtssystem nicht funk-
tionieren. Sie sorgen dafür, dass Menschen ihre Rechte 
praktisch durchsetzen können. Sie sichern Waffengleich-
heit im Strafverfahren und ermöglichen eine unabhängige 
Kontrolle staatlichen Handelns.

Gerade deshalb nehmen wir als SPD-Fraktion den 
Schutz der Anwaltschaft sehr ernst. Wir haben die Ini-
tiative im Europarat für eine Konvention zum Schutz des 
Anwaltsberufs unterstützt, genauso wie die Bundesregie-
rung. Deutschland hat sich dieser Konvention ausdrück-
lich verpflichtet. Unsere Bundesjustizministerin Stefanie 
Hubig hat sie persönlich vor Ort unterzeichnet. Eine Ra-
tifizierung durch den Bundestag befindet sich bereits in 
Vorbereitung. Damit sichern wir international anwalt-
liche Kernwerte wie Unabhängigkeit, Verschwiegenheit 
und freie Berufsausübung völkerrechtlich ab und stärken 
so den Zugang zum Recht.

Neben der Linksfraktion hier mit diesem Gesetzent-
wurf hat sich auch die Bundesrechtsanwaltskammer für 
ein neues Grundrecht auf unabhängige anwaltliche Hilfe 
im Grundgesetz ausgesprochen. Sie argumentiert, die 
Unabhängigkeit der Anwaltschaft sei bislang vor allem 
einfachgesetzlich geschützt und damit politisch leichter 
veränderbar. Angesichts weltweiter rechtsstaatlicher Ero-
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sion brauche es darum eine ausdrückliche Verankerung 
im Grundgesetz, um den freien Zugang zum Recht dauer-
haft abzusichern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Gut ist, dass wir bereits heute ein gutes verfassungs-
rechtliches Schutzniveau haben: das Rechtsstaatsprinzip 
des Artikels 20, die Berufsfreiheit des Artikels 12, die 
allgemeine Handlungsfreiheit aus Artikel 2 des Grund-
gesetzes. Sie bilden gemeinsam, flankiert durch die Bun-
desrechtsanwaltsordnung und die Verfahrensrechte, ei-
nen robusten Rahmen für unabhängige anwaltliche 
Tätigkeit und für den Zugang zum Recht.

Trotzdem beschäftigen wir uns als SPD-Fraktion ak-
tuell auch mit diesem Thema. Das Recht auf anwaltliche 
Unterstützung darf nicht eingeschränkt werden, weder 
durch unmittelbare Eingriffe in die Selbstverwaltung 
noch durch schleichende Gefährdungen, etwa über öko-
nomischen Druck oder politisch motivierte Repressionen. 
Deshalb müssen wir prüfen, ob die verfassungsrechtliche 
Funktion der Anwaltschaft als Organ der Rechtspflege 
und Garant des Zugangs zum Recht zusätzlich im Grund-
gesetz abgesichert werden muss.

Ich will trotzdem erklären, warum dieser Gesetzent-
wurf keine Mehrheit finden wird. Grundgesetzänderun-
gen sind für uns Rechtspolitiker/-innen heilig. Wenn man 
also ernsthaft das Grundgesetz ändern will, dann ent-
spricht es den Gepflogenheiten hier im Parlament, erst 
mal auf alle demokratischen Fraktionen zuzugehen; 
denn für eine Grundgesetzänderung braucht es eine 
Zweidrittelmehrheit in diesem Haus. Um das Grund-
gesetz zu ändern, müsste man eben mit uns sprechen, 
und das ist bei diesem Thema leider nicht geschehen.

Ich danke Ihnen trotzdem für die Gelegenheit, über das 
Thema und das sicherlich gemeinsam verfolgte Ziel eines 
starken Rechtsstaats zu debattieren. Also gut, dass wir 
heute die Debatte geführt haben. Ein ernstgemeinter Ver-
such, das Grundgesetz zu ändern, ist dieser Gesetzent-
wurf aber leider nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: Verein-
zelt Beifall aus der CDU!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Marlene 

Schönberger für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn rechte Straftaten auf Rekordniveau sind, minder-
jährige Rechtsterroristen vom Umsturz träumen und Si-
cherheitsbehörden vor der AfD warnen, dann sollte eines 
selbstverständlich sein, nämlich, die zu stärken, die jeden 
Tag unsere Demokratie verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Stattdessen passiert etwas anderes: Konservative ge-
hen antidemokratischen Storys auf den Leim, beispiels-
weise Geschichten von angeblich viel zu mächtigen, ir-
gendwie bedrohlichen NGOs, wie den „Omas gegen 
Rechts“. Plötzlich wird behauptet, wer unsere Demokra-
tie und ihre Menschen stärken will, sei woke und links. 
Was haben wir als Folge alles gesehen? 551 Fragen zur 
Neutralität von NGOs, Regenbogenflaggenverbot im 
Bundestag, plötzlich entzogene Förderzusagen, Angriffe 
auf „Demokratie leben!“. Wir werden all das nicht hin-
nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, 
es ist nicht links, für die Würde und die Sicherheit eines 
jeden Menschen zu sein.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Das ist die Verpflichtung aus dem Grundgesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Und bitte hören Sie auf, nach dem Drehbuch der Anti-
demokraten zu tanzen! Denn nein, Neutralität gegenüber 
den Werten des Grundgesetzes kann es niemals geben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die Kollegin Bünger hat völlig recht: Von einem 
Bundesinnenminister erwarten wir, dass er den demokra-
tischen Rechtsstaat stärkt. Doch wer wie Alexander 
Dobrindt gerichtliche Entscheidungen ignoriert, wenn 
sie einem politisch nicht passen, der beschädigt das Fun-
dament unserer Demokratie, ob er es will oder nicht, weil 
so was unseren Rechtsstaat schleift.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Heiko 
Hain [CDU/CSU]: Das ist doch Unfug!)

Und wer wie Jens Spahn mit Leuten wie Peter Thiel den 
Austausch sucht, also Leuten, die die Demokratie grund-
sätzlich infrage stellen, sollte klären: Was für ein Demo-
kratieverständnis habe ich eigentlich selbst?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die Linke hat deswegen recht. Eine Demokratieoffen-
sive für dieses Land ist überfällig. Techmilliardäre, die 
auf ihren Plattformen manipulative Lügen, Gewalt und 
Terrorpropaganda dulden oder fördern, müssen zur Re-
chenschaft gezogen werden. Wir brauchen mehr Demo-
kratiebildung, Medienkompetenz, Debattenkultur – im 
Netz und analog. Wir brauchen nicht nur ein starkes 
„Demokratie leben!“, sondern ein Demokratieförderge-
setz: mehr Geld für Jugend- und Bildungsarbeit vor Ort, 
mehr Hilfe für Menschen, die von der extremen Rechten 
zum Feindbild erklärt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)
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Wer in diesem Land unterwegs ist, sieht: Es ist die 
demokratische Zivilgesellschaft, die dieses Land zusam-
menhält. Und wir müssen an ihrer Seite stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Das meiste, was die Kolleginnen und Kollegen der 
Linken zur Stärkung der Demokratie vorschlagen, teilen 
wir ausdrücklich. Bei einem Punkt kommen wir nicht 
zusammen, nämlich beim Aufweichen von EU-Sank- 
tionen, der fünften Forderung im Antrag. Denn auf 
Grundlage geltenden Rechts gegen diejenigen vorzu-
gehen, die im Auftrag des Kremls Lügen verbreiten, ge-
hört selbstverständlich auch zur Stärkung unserer Demo-
kratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum Abschluss noch die wichtigste Nachricht der Wo-

che: Ein AfD-Verbotsverfahren hätte wahrscheinlich Er-
folg.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Martin 
Hess [AfD]: Ja, genau!)

Das sagt das Gutachten der Gesellschaft für Freiheits-
rechte.

(Martin Hess [AfD]: Ein von Linken erstelltes 
Gutachten! Ist doch lächerlich! Wirklich, das 
ist an Lächerlichkeit nicht mehr zu überbie-
ten!)

Die AfD verachtet alles, was unsere Demokratie aus-
macht: Menschenwürde, Freiheit, Rechtsstaatlichkeit. 
Sie radikalisiert sich auf offener Bühne. Aber, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, unsere Demokratie ist wehrhaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Carmen Wegge [SPD] und 
Isabelle Vandre [Die Linke])

Lassen wir das Bundesverfassungsgericht entscheiden! 
Beschließen wir zusammen ein AfD-Verbotsverfahren!

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, dann bringen Sie 
doch mal einen Antrag ein! – Martin Hess 
[AfD]: Die Opposition verbieten! Das ist an 
Demokratiefeindlichkeit nicht mehr zu über-
bieten! Und wir werden trotzdem regieren!)

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Aaron Valent.
(Beifall bei der Linken)

Aaron Valent (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Jeden Tag treffen wir hier Entscheidungen, die junge 
Menschen unmittelbar betreffen. Wir entscheiden über 
ihre Mieten, über ihre Rente und über die Wehrpflicht. 
Aber mitentscheiden lassen wir sie nicht. Das ist falsch, 
das ist ungerecht, und das schwächt diese Demokratie.

(Beifall bei der Linken)
Wenn der Staat von jungen Menschen immer mehr 

verlangt, dann muss er ihnen wenigstens eine Stimme 
geben, und darum müssen wir das Wahlalter endlich auf 
16 absenken.

(Beifall bei der Linken)
Denn Demokratie wird nur dann stärker, wenn wir den 
Menschen vertrauen. Und dieses Vertrauen brauchen wir 
jetzt mehr denn je. Denn die größte Gefahr für diesen 
Rechtsstaat sitzt hier im Parlament, und sie heißt AfD.

(Beifall bei der Linken)
Ganz bewusst halten Sie nämlich Ihren Parteitag am 
4. Juli ab, exakt 100 Jahre nach dem NSDAP-Parteitag 
in Weimar. Das ist kein Zufall. Das wissen wir, das wis-
sen die Grünen, das weiß die Regierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Trotzdem kürzt die Koalition fröhlich dort, wo Demo-
kratie eigentlich jeden Tag verteidigt wird. Sie kürzen bei 
der Bildung, Sie kürzen in der Zivilgesellschaft, Sie kür-
zen beim Ehrenamt. So eine Politik stärkt die AfD.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Union, wenn Jens Spahn mit dem rechtsextre-
men Milliardär Peter Thiel kuschelt, stärkt das die AfD; 
wenn Alexander Dobrindt die Justiz infrage stellt, weil 
Gerichte seine Abschiebepolitik stoppen, dann stärkt das 
die AfD. Damit schwächen Sie das Parlament. Sie schwä-
chen die Demokratie, und Sie schwächen diesen Rechts-
staat.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Heiko Hain [CDU/CSU]: Solche Reden stär-
ken die AfD!)

Genau deswegen werden wir uns widersetzen.
(Beifall bei der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Sie haben noch gar nicht „Faschist“ 
gesagt! Sie müssen „Faschist“ sagen!)

Doch nicht nur unsere Fraktion sieht die Gefahr von 
rechts, nein, auch Anwältinnen und Anwälte sowie Rich-
ter/-innen nehmen diese Bedrohung wahr. Sie fordern, 
das Recht auf eine unabhängige anwaltliche Vertretung 
im Grundgesetz zu verankern. Und ihre Begründung 
sollte für uns alle ein Weckruf sein. Sie sind sich nämlich 
nicht mehr sicher, dass man sich langfristig auf demokra-
tische Mehrheiten in diesem Parlament verlassen kann.

Diesen Weckruf haben wir gehört. Deswegen handeln 
wir mit diesem Gesetzentwurf.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege.

Aaron Valent (Die Linke):
Deswegen handeln wir mit der Stärkung des Wahl-

rechts. Wir handeln gegen die AfD. Wir handeln für junge 
Menschen.
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(Alexander Throm [CDU/CSU]: Sie handeln 
überhaupt nicht!)

Und wir handeln für einen Rechtsstaat, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen, Herr Kollege.

Aaron Valent (Die Linke):
– der sich schützend vor diejenigen stellt, die ihn wirk-

lich brauchen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Martin Plum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
„Demokratie stärken“ – so sind die beiden Anträge der 
Linken überschrieben. Schaut man hinein, stellt man aber 
schnell fest: Stärker wird die Demokratie dadurch nicht, 
ganz im Gegenteil. Denn Die Linke macht mit diesen 
Anträgen dort weiter, wo ihr neuer Vorsitzender Luigi 
Pantisano am vergangenen Wochenende angefangen 
hat, indem er der Union „faschistische Politik“ vorgewor-
fen hat. In ihrem Antrag wirft Die Linke gleich der gan-
zen Bundesregierung, also CDU, CSU und SPD, vor, sie 
lasse sich ihre politische Agenda von rechts außen, na-
mentlich der AfD, diktieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Da ist ein bisschen 
was dran!)

Wer solche haltlosen Vorwürfe in parlamentarischen 
Anträgen erhebt, der betreibt keine seriöse parlamentari-
sche Arbeit, der betreibt einmal mehr platten politischen 
Populismus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Clara Bünger [Die Linke]: 
Was ist mit Ihren Zurückweisungen an der 
Grenze, Herr Plum?)

Und er zeigt, dass diese unsägliche Aussage von Luigi 
Pantisano, der ja ausweislich seines Wahlergebnisses 
auch in der eigenen Partei nicht sonderlich beliebt ist, 
eben kein einmaliger Ausrutscher war, sondern dass Po-
pulismus, Diffamierung und Hetze gegen die politische 
Mitte in der Linken längst System haben. CDU, CSU und 
SPD werden von ihr in eine Reihe mit Rechtsaußen, die 
Union sogar mit Faschisten gestellt. Wer so redet und 
schreibt, der stärkt nicht die Demokratie, der beschädigt 
sie, und der zeigt seine antidemokratische und demokra-
tiefeindliche Fratze, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir als Koalition aus CDU, CSU und SPD lassen uns 
übrigens von niemandem unsere politische Agenda dik-
tieren,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Von den Wählern 
vielleicht!)

weder von Ihnen von der AfD noch von Ihnen von den 
Linken. Denn wir stehen, anders als Sie, fest auf dem 
Boden von Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo denn?)

Unser Maßstab ist das Grundgesetz. Unser Maßstab ist 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung. Das haben 
wir miteinander in 75 Jahren Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland bewiesen – ganz anders übrigens als Sie 
von der Linken und vor allem Ihre Vorgänger von der 
SED, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Neben zwei Anträgen präsentiert uns Die Linke dann 
noch einen Gesetzentwurf. Artikel 19 des Grundgesetzes 
soll geändert werden. Ein neuer Absatz 5 soll jedem 
Menschen das Recht garantieren, sich in rechtlichen An-
gelegenheiten unabhängiger anwaltlicher Hilfe zu bedie-
nen. Das überzeugt schon in der Sache nicht. Die behaup-
tete verfassungsrechtliche Schutzlücke gibt es schlicht 
und ergreifend nicht. Das Grundgesetz kennt zwar kein 
Anwaltsgrundrecht – seine Mütter und Väter haben sich 
sogar bewusst dagegen entschieden –, mit dem Rechts-
staatsprinzip, der Garantie effektiven Rechtsschutzes, 
dem Anspruch auf rechtliches Gehör und der auch an-
waltlichen Berufsfreiheit schützt und sichert unser 
Grundgesetz aber schon heute die Anwaltschaft und 
deren Unabhängigkeit sowie die anwaltliche Beratung 
und Vertretung. Wer anwaltliche Hilfe braucht, der be-
kommt sie in Deutschland und ist nicht schutzlos, und 
so wird es auch in Zukunft sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege Plum, es gibt eine Zwischenfrage von 

Frau Bünger, Fraktion Die Linke. Wollen Sie die zulas-
sen?

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Gerne.

Clara Bünger (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 

Plum, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Sie haben 
uns jetzt hier unterstellt, wir würden gegen den Rechts-
staat arbeiten, und Sie haben gesagt, Sie stünden auf dem 
Boden des Rechtsstaates. Dann frage ich Sie an dieser 
Stelle: Was sagen Sie zu den Aussagen von Herrn Korb-
macher, dem ehemaligen Präsidenten des Bundesverwal-
tungsgerichts, und des ehemaligen Verfassungsrichters 
Maidowski, die gesagt haben, dass Sie mit Ihrer Politik 
der Zurückweisung, die eindeutig rechtsstaatswidrig ist, 
die Rechten stärken? Was sagen Sie diesen Menschen ins 
Gesicht?
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Und an dieser Stelle müssen wir auch noch einmal 
sagen: Herr Pantisano hat sich entschuldigt. Das müssen 
Sie zur Kenntnis nehmen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Nee, hat er nicht! Aber ist 
auch egal! – Martin Hess [AfD]: Das war 
doch keine Entschuldigung!)

Sie sind doch diejenigen, die die Polarisierung an dieser 
Stelle vorantreiben.

Was sagen Sie Herrn Maidowski, was sagen Sie Herrn 
Korbmacher, die Sie und auch die Politik des Innenminis-
ters ganz klar kritisiert haben?

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin.

Clara Bünger (Die Linke):
Das sagen nicht nur wir; das sagen auch die Grünen an 

der Stelle.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, das ist eine Zwischenfrage, kein State-

ment.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Frau Kollegin Bünger, ich sage Ihnen zunächst mal, 

dass Ihr Vorsitzender, Herr Pantisano, sich nicht entschul-
digt, sondern sich fadenscheinig aus seiner Aussage he-
rausgeredet hat. Das ist etwas, was wir als Union so nicht 
akzeptieren können. Herr Pantisano hat sich für seine 
neue Aufgabe schlicht und ergreifend disqualifiziert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD])

Indem Sie das hier als Entschuldigung abtun, zeigen Sie 
doch schon, wie Sie immer wieder im Ungefähren und 
mit schwammigen Aussagen arbeiten.

Ich kann Ihnen versichern, dass Alexander Dobrindt 
fest auf dem Boden des Rechts arbeitet, genauso wie es 
die gesamte Bundesregierung tut und auch weiterhin tun 
wird.

(Zuruf der Abg. Isabelle Vandre [Die Linke])
Und deswegen werden wir die Regierung und die Politik 
dieser Bundesregierung auch weiterhin mit vollen Kräf-
ten unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD] – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da muss 
Herr Dobrindt selbst lachen! – Zuruf von der 
Linken: Und Gerichtsurteile missachten, oder 
was?)

Meine Damen und Herren, ich komme zurück zum 
Gesetzentwurf der Linken. Die Linke will damit nicht 
nur eine Verfassungsgarantie schaffen, sondern gleich 
ein subjektives Leistungsgrundrecht. Wer dafür bezahlen 
soll, dazu schweigt sie – kein Wort dazu, wer sich künftig 
unter welchen Voraussetzungen welcher anwaltlichen 
Hilfe bedienen können soll, welche konkreten Auswir-

kungen das neue Leistungsgrundrecht auf Beratungs- 
und Prozesskostenhilfe hat und welche neuen Belastun-
gen damit auf die Haushalte von Bund, Ländern und 
Justiz zukommen. Die Linke tut hier also einmal mehr 
das, was sie immer tut und ganz besonders gut kann: teure 
Versprechen auf Pump machen.

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte garantieren Zu-
gang zum Recht. Sie beraten, sie vertreten, sie verteidi-
gen, sie schützen Rechte, und sie setzen Recht durch. 
Eine starke Anwaltschaft ist deshalb eine tragende Säule 
für unseren Rechtsstaat. Damit sie es bleibt, müssen wir 
nicht das Grundgesetz ändern. Damit sie es bleibt, 
braucht es – ich zitiere aus der „NJW“ 2026, 26, Seite 32 – 
„mehr normative Präzision im einfachen Recht – dort 
entscheidet sich, ob Rechtsschutz erreichbar, anwaltliche 
Tätigkeit unabhängig und gerichtlicher Rechtsschutz tat-
sächlich wirksam sind“. Genau daran arbeiten wir des-
halb als Koalition aus CDU, CSU und SPD – durch eine 
Reform des anwaltlichen Berufsrechts, durch die Stär-
kung von Rechten von Prozessbeteiligten oder auch mit 
der Europaratskonvention zum Schutz des Berufs des 
Anwalts, die wir gerne zeitnah ratifizieren und dann 
auch in nationales Recht umsetzen wollen.

Für uns als CDU/CSU-Fraktion ist dabei klar: Wir 
stehen für eine starke und unabhängige Anwaltschaft. 
Wir stehen für effektiven Rechtsschutz. Beides garantiert 
unser Grundgesetz schon heute. Ändern muss man es 
dafür nicht, und ändern werden wir es an dieser Stelle 
deshalb auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ganz kurzer Hinweis, liebe Kolleginnen und Kolle- 

gen, noch mal fürs Protokoll: Zwischenfragen und Zwi-
scheninterventionen sollen bitte kurzgehalten werden. Es 
muss nicht zwingend eine Frage sein; es kann auch eine 
Zwischenintervention sein. Für die Kurzintervention im 
Anschluss haben wir eine Zeitspanne von zwei Minuten 
festgelegt. Aber zwischendrin soll es eben kurz sein. 
Deswegen noch mal die Bitte, die Sachen prägnant auf 
den Punkt zu bringen. – So, das habe ich klargestellt, 
damit es keine Missverständnisse gibt.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 
Fraktion Dr. Christian Wirth.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Seit Jahrzehnten 

herrscht in Deutschland der linke Gesinnungsterror, und 
er wird von Jahr zu Jahr schlimmer. Nur noch 40 Prozent 
der Bürger geben an, das Gefühl zu haben, in diesem 
Land noch frei ihre Meinung äußern zu können; in den 
70ern waren es noch über 80 Prozent. Politische Korrekt-
heit, Cancel Culture, Wokeness, Deplatforming, Kon- 
taktschuld, Sprechverbote, Zensur, Triggerwarnungen, 
Boykottaufrufe, berufliche Konsequenzen wegen Mei-
nungsäußerungen, sogenannte Faktenchecks usw. usw.: 
Das alles haben Sie auf der linken Seite doch erfunden 
und auf die Spitze getrieben. Dass dies der Linksfraktion 
noch nicht weit genug geht, ist klar. Schließlich haben Sie 
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Sprech- und Denkverbote unter Ihrem alten Namen 
„SED“ staatlicherseits perfektioniert.

(Beifall bei der AfD)
Sie haben alle verarmen lassen, diejenigen, die davor 

fliehen wollten, hinter einer Mauer eingesperrt, Flücht-
linge feige erschossen und mutige Bürger, die den Mund 
dagegen aufgemacht haben, in Gefängniszellen verrotten 
lassen und unter Psychofolter weichgekocht. Sie haben 
mit Ihrem Terror nicht einmal vor Kindern haltgemacht. 
Das ist die Bilanz Ihrer Parteigenossen, bis sich das Volk 
seine Rechte auf der Straße zurückerkämpft hatte und Ihr 
chronisch bankrotter Staat in sich zusammengefallen ist.

Auch heute sind es wieder die Bürger im Osten der 
Republik, die ein feines Gespür für die Fehlentwicklun-
gen haben und als Erste in großer Zahl das Theater nicht 
mehr mitmachen wollen.

(Beifall bei der AfD)
Erfreulich, dass dieses Momentum auch im Westen in 
größerem Umfang Einzug gehalten hat! Auf die nächsten 
Wahlen kann man sich freuen.

(Clara Bünger [Die Linke]: Stasimitglieder bei 
der AfD!)

Ich muss Ihre Redebeiträge jede Sitzungswoche anhö-
ren; das fällt mir schwer. Aber Meinungsfreiheit hat nur 
eine Bedeutung, wenn Leute, die ich nicht mag, sagen 
dürfen, was mir nicht gefällt. Alles andere, nämlich das, 
was Sie wollen, ist ein Wesensmerkmal des Faschismus.

(Beifall bei der AfD)
Anders als Sie will ich daran nichts ändern, und ich 

werde Sie auch weiter ertragen – auch wenn wir an der 
Regierung sind.

(Clara Bünger [Die Linke]: Ist das eine Dro-
hung?)

Bis dahin kann ich Ihnen mitteilen: Die Linkspartei war, 
ist und bleibt ein Kollateralschaden der Wiedervereini-
gung und der parlamentarischen Demokratie.

(Clara Bünger [Die Linke]: Wollen Sie uns 
jetzt drohen?)

Vielen Dank. Glück auf!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Helge Lindh.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Haug von der AfD sagte vorhin, die AfD, das seien 
die echten Demokraten. Das kann nur – Sie können es 
mal nachlesen; ich verweise auf Ludwig Wittgenstein – 
eine privatsprachliche Aussage gewesen sein. Denn nach 
der Definition des Duden ist es weder echt noch demo-
kratisch – und erst recht nicht, wenn man sich unsere 
Verfassung anguckt.

(Stephan Brandner [AfD]: Fangen Sie noch 
mal an! Ich habe Sie nicht verstanden!)

Das bestätigt im Übrigen ja auch – es ist in dieser Debatte 
schon mehrmals erwähnt worden – das sehr differenzier-
te, nüchterne und eindeutige Gutachten der Gesellschaft 
für Freiheitsrechte, die Ihnen ja massive verfassungswid-
rige Verletzungen sowohl des Demokratieprinzips als 
auch des Menschenwürdeprinzips nachgewiesen hat.

Und wenn Sie, wie ich eben hörte, Herr Brandner, nicht 
wissen, wer Ludwig Wittgenstein ist, dann lesen Sie ihn. 
Das ist ein Programm für Humanisierung. Das täte Ihnen 
gut.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: Ich 
habe nicht verstanden, was Sie gesagt haben! 
Immer noch nicht!)

Wir reden in diesen Tagen sehr viel von Demokratie, 
und da hört man viel Sinn, aber auch viel Unsinn. Wir 
erleben – und das ist die Praxis von rechts außen, konkret 
auch von der AfD –, dass die AfD die Demokratie auf 
die Weise genießt, dass sie sie benutzt und ihre Instru-
mente missbraucht, um diese dann gegen die Demokratie 
zu wenden. Deshalb ist es durchaus berechtigt, hier heute 
über Demokratie, Rechtsstaat, Versammlungsfreiheit und 
Meinungsfreiheit zu sprechen, und das erwähnte Gutach-
ten ist ein weiterer Grund.

Und weil das so ist, begrüße ich es, dass der Anlass 
durch diesen Antrag gegeben ist. Ich finde es auch be-
rechtigt – auch aus der Sicht meiner Fraktion –, dass wir 
über ein Wahlalter von 16 Jahren sprechen. Wir finden 
das richtig, auch wenn wir in der Koalition keine Einig-
keit dazu haben. Wir sehen durchaus auch kritisch auf die 
Praxis des Haber-Verfahrens – wenn auch anders als Sie. 
Wir sind der Meinung, dass die Zivilgesellschaft selbst-
verständlich zu stärken ist und wir uns nicht durch Kul-
turkämpfe treiben lassen sollten, und wir sind uns alle 
bewusst, wie von Rechtsaußenplattformen und entspre-
chenden politischen Kräften das Neutralitätsgebot eben 
auch im Sinne des Missbrauchens genutzt wird, um Be-
hörden, Schulen und Menschen im öffentlichen Dienst 
einzuschüchtern.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das tun Sie doch 
alles!)

Das alles sind wichtige, valide Fragen.
Dennoch habe ich bei einigen Punkten dieses Antrags 

zur Meinungsfreiheit auch massive Bedenken. Denn Sie 
tappen gegebenenfalls in die Falle, einen Antrag für Mei-
nungsfreiheit zu stellen, darin aber am Ende gegen Mei-
nungsfreiheit zu argumentieren. Die Gefahr ist, in eine 
Falle zu tappen, die wir aus der Praxis der Rechten ken-
nen. Rechts außen trägt die Meinungsfreiheit nämlich 
immer groß wie eine Monstranz vor sich her. Wenn 
dann aber jemand der eigenen Meinung widerspricht, 
wenn jemand massiv der eigenen Meinung widerspricht, 
dann wird gesagt, dass das die Meinungsfreiheit verletzt. 
Und das darf gerade nicht der Fall sein.

Deshalb kann ich es nicht hinnehmen, sondern muss 
Ihnen widersprechen, wenn da steht, dass sich die Bun-
desregierung, der meine Fraktion angehört,
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(Stephan Brandner [AfD]: Hat Ihre Fraktion 
schon mal was von Gewaltenteilung gehört?)

ihre politische Agenda von rechts außen diktieren lässt 
und deren Forderungen umsetzt. Ich verbitte mir im Na-
men der Sozialdemokratie und auch ihrer Geschichte – 
und das meine ich bitterernst –, uns zu sagen, dass wir uns 
rechtsextreme Politik diktieren lassen. Das ist absolut 
nicht der Fall, und das ist unwahr.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Und das ist auch historisch höchst gefährlich. Ich 
komme aus der Stadt Wuppertal. Im Konzentrationslager 
Kemna saßen Kommunisten, Sozialdemokraten und 
Gegner des Nationalsozialismus. Sie wurden miss-
braucht, vergewaltigt und gefoltert. Uns braucht man 
nicht zu erläutern, was es heißt, gegen Faschismus und 
gegen Rechtsextremismus zu sein. Linke politische For-
scher aus meinem Wahlkreis – dezidiert ganz links ein-
gestellte – haben nachgewiesen, dass es in Wahllokalen 
insbesondere Kommunisten, Sozialdemokraten und Kon-
servative aus dem katholischen Milieu waren, die dem 
Nationalsozialismus widerstanden haben.

Lernen wir daraus, und machen wir nicht den Fehler, 
nicht zu erkennen, dass wir jetzt Zusammenarbeit brau-
chen und nicht im Kreis des demokratischen Bogens Vor-
würfe von Faschismus und die Unterstellung, wir würden 
rechtsextreme Politik machen! Klares Nein dazu!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Stephan Brandner.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Die Linken haben mal wieder einen 

Ladenhüter vom Wühltisch geholt. Es geht um das Wahl-
recht für Minderjährige in Deutschland. Dazu sage ich 
gleich was.

Aber vielleicht noch mal zu den Ausführungen zur 
Demokratie heute: Gestern Abend – ich weiß nicht, wer 
dabei war und die Demokratie dem Fußball vorgezogen 
hat – haben wir ja über die Einsetzung der Enquete-Kom-
mission zum Thema Demokratie geredet, die die AfD 
wollte. Da haben Sie sich alle hier nicht entblödet, durch 
antidemokratische und undemokratische Äußerungen 
aufzufallen. Gestern Abend wäre also die Chance gewe-
sen, das Ganze gemeinsam auf den Weg zu bringen. Dann 
gäbe es jetzt keinen Anlass für einen so unsinnigen An-
trag von den Linken.

Aber ich konzentriere mich mal auf das Wahlrecht für 
Minderjährige. Bertolt Brecht hat einmal sinngemäß ge-
sagt: Wenn das Volk einem nicht passt, dann muss man 
sich ein neues Volk aussuchen. – Das machen die Linken 
auch. Wenn man sich das mal anschaut: Wenn die eigenen 
Umfragewerte der Linken am Boden liegen, die Partei 

personell und programmatisch am Ende ist und außer 
abgehalfterten Silberlocken, „Alerta, antifascista!“-Ge-
brüll und Anti-AfD-Hass nichts mehr zu bieten hat,

(Carmen Wegge [SPD]: Etwas für die Mate-
rialsammlung, Herr Brandner!)

wenn auch der letzte politische und gesellschaftliche Ak-
teur von den Erfindern des antifaschistischen Schutz-
walls, von den Betreibern von Selbstschussanlagen und 
von den Mauermördern als Faschist abgestempelt wurde 
und man trotzdem nicht gewählt wird, liebe Linke, dann 
muss man irgendwie zu anderen Mitteln greifen und ver-
suchen, andere Wählergruppen aufzutun. In diesem Falle 
sind es die Minderjährigen ab 16 Jahre, die wählen sollen.

Von den Ausländern haben Sie plötzlich Abstand ge-
nommen.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Das würde Ihnen nie 
passieren!)

Da frage ich mich: Was ist denn da los? Wandeln Sie 
plötzlich auch auf rechten Wegen? Haben Sie was gegen 
Ausländer? Warum haben Sie den Antrag zurückgezo-
gen?

(Ferat Koçak [Die Linke]: Das war strate-
gisch!)

Ich bin gespannt, wie das irgendwann vielleicht noch mal 
begründet wird.

Sie gucken sich die Zustimmungswerte bei den jungen 
Leuten natürlich nicht an; denn die jungen Leute sind ja 
bei uns.

(Beifall bei der AfD)
Die Auswertungen der letzten Wahlen haben wir ja: Wir 
überzeugen die Jugend mit vernünftigen Politikansätzen.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Kann man aber nicht 
sehen!)

Die Jugend wählt uns auch. Die Jugend goutiert es nicht, 
wenn man sich an CDU, CSU und SPD als fünftes Rad 
am Wagen heranwanzt und versucht, wie in Thüringen 
beispielsweise, das Altparteienkartell an der Regierung 
zu halten. Also, das möchte die Jugend nicht. Die Jugend 
möchte klare Ansagen, gute Politik für Deutschland, und 
die bekommt sie nur von der Alternative für Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Es gibt zwar den Spruch: Wer mit 20 kein Sozialist ist, 

hat kein Herz, und wer mit 40 Jahren immer noch Sozia-
list ist, der hat keinen Verstand; und da ist was dran. Die 
Jugendlichen geraten vielleicht mal so ein bisschen aus 
der Spur. Aber sobald man Geld verdient hat oder Geld 
verdient, ist natürlich Schluss, wenn man den Enteig-
nungsfantasien der Linken ausgesetzt wird. Und dann 
ist es eben bei jedem – egal ob jugendlich oder nicht – 
mit links vorbei. So, das ist ganz einfach.

Wir wollen das Wahlrecht gekoppelt haben an die Voll-
jährigkeit. Geben und Nehmen, keine Rosinenpickerei: 
Dafür stehen wir. Aber noch wichtiger, als die Wähler-
basis zu verbreitern, ist für uns mehr direkte Demokratie, 
mehr Mitentscheidung und Engagement statt Stuhlkreise 
und irgendwelcher Bürgerräte.

(Clara Bünger [Die Linke]: Durch Bürgerräte!)
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Das ist das, was die Demokratie in Deutschland voran-
bringt. Dafür kämpfen wir: dass die Menschen – und 
zwar alle Menschen in Deutschland – durch Entschei-
dungsmöglichkeiten mehr an den parlamentarischen 
und demokratischen Prozessen hier im Lande beteiligt 
werden. Und diesen Unsinn, den Sie hier eingebracht 
haben, den können Sie sich knicken.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Heiko Hain für 

die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Heiko Hain (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Bei der Überschrift dieses Antrags könnte man 
meinen, die Fraktion Die Linke möchte die Meinungs-
freiheit stärken und unsere Demokratie widerstandsfähi-
ger machen. Wer den Antrag liest, findet dort aber alles 
Mögliche: die Bundeszentrale für politische Bildung, Re-
genbogenflaggen, Migrationspolitik, Russlandsanktio-
nen, Demonstrationen; und irgendwo dazwischen findet 
sich auch noch das Wahlalter ab 16.

Meine Damen und Herren, bemerkenswert ist übrigens 
auch, worüber wir heute nicht mehr sprechen. Ursprüng-
lich sollte diese Debatte gemeinsam mit derjenigen über 
den Antrag der Linken zum Wahlrecht für Ausländer 
geführt werden. Dieser Antrag ist inzwischen von der 
Tagesordnung verschwunden. Das ist durchaus erstaun-
lich; denn noch vor wenigen Tagen sollte uns auch dieser 
Antrag als Beitrag zur Stärkung der Demokratie verkauft 
werden.

(Luke Hoß [Die Linke]: Ist es auch!)

Offenbar war man sich am Ende selbst nicht mehr ganz 
sicher, ob dieses Vorhaben sich politisch und verfas-
sungsrechtlich wirklich überzeugend vertreten lässt, und 
von uns wird es auch zu Recht abgelehnt, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Luke Hoß [Die Linke])

Aber auch die übriggebliebenen Anträge überzeugen 
nicht; denn das ist kein Antrag zur Meinungsfreiheit. Das 
ist ein Sammelsurium linker Lieblingsprojekte, zusam-
mengehalten von einer Überschrift, die deutlich mehr 
verspricht, als der Inhalt hält.

Besonders deutlich wird das beim Thema „staatliche 
Neutralität“. Die Linke behauptet, das Neutralitätsgebot 
werde missverstanden, und fordert, staatliche Institutio-
nen müssten deutlicher Haltung zeigen.

(Clara Bünger [Die Linke]: Ja!)

Die Bundeszentrale für politische Bildung soll dazu sogar 
gesetzlich verpflichtet werden.

Natürlich verteidigt der Staat die Menschenwürde, De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit. Aber genau deshalb 
muss er politisch neutral bleiben, wenn er glaubhaft 
sein will. Seine Aufgabe ist es, den demokratischen Wett-
bewerb zu gewährleisten, nicht, selbst Teil dieses Wett-
bewerbs zu sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer Punkt 
hat mich, ehrlich gesagt, überrascht. Während Europa 
seit Jahren mit russischen Desinformationskampagnen 
und hybriden Bedrohungen konfrontiert ist, widmet Die 
Linke einen Teil ihres Antrags der Forderung, EU-Sank-
tionen gegen Desinformationsakteure zurückzunehmen 
und die Namen einzelner Personen von der Sanktionsliste 
zu streichen. Ich frage Sie: Ist das wirklich Ihre Priorität, 
wenn wir über die Stärkung unserer Demokratie reden, 
liebe Kolleginnen und Kollegen?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie beklagen zu Recht Hass und die Verrohung der 
politischen Debatte. Wir erleben es tagtäglich: Kom-
munalpolitiker, Bürgermeister und Abgeordnete sehen 
sich immer häufiger Beleidigungen, Bedrohungen und 
sogar Angriffen ausgesetzt. Erst vor wenigen Tagen 
wurde das Auto des Staatssekretärs de Vries Ziel eines 
mutmaßlich linksextrem motivierten Anschlags.

Ja, nicht jede dumme Bemerkung muss strafrechtlich 
verfolgt werden. Diese müssen wir ein Stück weit auch 
aushalten. Aber gerade Kommunalpolitiker dürfen sich 
nicht persönlichen Bedrohungen ausgesetzt sehen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Katja Strauss-Köster [CDU/CSU]: Rich-
tig!)

Dass Sie Kommunalpolitiker besonders schützen wol-
len, ist auch schon der einzige Lichtblick in Ihrem An-
trag. Aber wenn Sie dieses Anliegen ernst nehmen, dann 
machen Sie doch einfach Ihre Arbeit. Aber nein, an meh-
reren Stellen fordern Sie die Bundesregierung wieder auf, 
Gesetzentwürfe vorzulegen. Wenn Sie von Ihren Ideen 
überzeugt sind, dann legen Sie selbst einen Gesetzent-
wurf vor. Aber verlangen Sie nicht von dieser Bundes-
regierung, die Oppositionsarbeit für Sie zu erledigen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch beim Wahlalter 
bleibt Die Linke ihrem Muster treu. Bestehende Regeln 
werden infrage gestellt, ohne überzeugend zu erklären, 
warum. Unsere Rechtsordnung orientiert sich bei der 
Feststellung der persönlichen Reife regelmäßig an der 
Volljährigkeit mit 18 Jahren. Diese Grenze hat sich be-
währt. Aber ja, sicher kann man darüber diskutieren; ich 
will mich dieser Diskussion auch nicht grundsätzlich ver-
schließen. Aber wer das Wahlalter für die Bundestags-
wahl verschieben will, trägt eine besondere Begrün-
dungslast.

Ja, wir entscheiden hier auch über Sachverhalte, die 
16- und 17-Jährige betreffen. Aber wir entscheiden 
auch über Sachverhalte, die andere Bevölkerungsgruppen 
betreffen. Das ist das Wesen einer repräsentativen Demo-
kratie. Mehr Wahlberechtigte bedeuten eben nicht auto-
matisch mehr Demokratie. Ihr Antrag überzeugt insoweit 
nicht. Deshalb lehnen wir ihn ab.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
So, bevor ich jetzt an dieser Stelle der Tagesordnung 

die Rednerliste schließe, will ich einfach noch mal daran 
erinnern – ich habe vorhin so ein bisschen gesammelt –, 
dass wir uns ja mal auf ein paar Sachen verständigt haben. 
Wir haben unter anderem gesagt, dass wir hier nicht nur 
Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Parteien 
ansprechen. Darauf haben wir uns ebenso verständigt wie 
auf den Punkt, dass wir den Begriff „Kartellparteien“ 
nicht benutzen.

Ich denke auch, dass Sie, Herr Brandner, „entblößt“ 
und nicht „entblödet“ gemeint haben. Das Wort „Blöd-
sinn“ ist heute auch schon öfter gefallen. Auch da bitte 
ich einfach noch mal darum, zu überlegen, ob es par-
lamentarisch ist, wenn wir uns hier ständig gegenseitig 
unterstellen, blöd zu sein.

Ich will das einfach nur sagen; es sind nur drei von 
mehreren Punkten, die ich gesammelt habe und hätte 
rügen können. Aber ganz ehrlich, das ging wechselseitig 
so hin und her, deswegen habe ich das gelassen. Ich 
würde aber trotzdem noch mal vorschlagen, dass jeder 
beim Reden einfach überlegt, was er denn am Ende tat-
sächlich wie ausdrückt.

(Heiko Hain [CDU/CSU]: Das wird schwie-
rig!)

So, damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/6101, 21/6106 und 21/6104 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Wenn 
das nicht der Fall ist, dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Damit rufe ich jetzt den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Ermöglichung der digitalen Fluggast-
abfertigung 

Drucksachen 21/6129, 21/6562

Beschlussempfehlung und Bericht des Verkehrs-
ausschusses (15. Ausschuss)

Drucksache 21/6697

Für die Aussprache wurde auch hier eine Dauer von 
30 Minuten vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache und bitte die Kol-
leginnen und Kollegen, den erforderlichen Platzwech- 
sel zügig vorzunehmen, damit wir dem ersten Redner 
in dieser Debatte auch ausreichende Aufmerksam- 
keit schenken können. Das ist für die Unionsfraktion 
Dr. Christoph Ploß.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Heute ist ein großartiger Tag für den Luftfahrtstandort 
Deutschland; denn wir haben vorhin das Infrastruktur- 
Zukunftsgesetz beschlossen, mit dem in Zukunft Flughä-
fen und Infrastruktur an den Flughäfen schneller gebaut 
werden können.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und jetzt beschließen wir ein weiteres Gesetz, mit dem 
Prozesse zum Beispiel beim Boarding digitalisiert, be-
schleunigt und damit verbessert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Davon werden sehr viele profitieren: natürlich die 
Flughäfen selbst, weil die Prozesse verbessert werden. 
Aber auch für die Airlines werden sich die Standortbe-
dingungen an den deutschen Flughäfen verbessern, weil 
man in Zukunft einfach sehr viel Zeit beim Boarding 
spart.

Und es gibt weitere Gewinner: die Passagiere. Alle, die 
sich vielleicht in der Vergangenheit das ein oder andere 
Mal geärgert und gesagt haben: „Das dauert doch hier 
wieder so lange“ und gefragt haben: „Geht das nicht 
mal schneller?“, werden in Zukunft diese Prozesse deut-
lich beschleunigt sehen. Und man kann vielleicht in Zu-
kunft noch den einen oder anderen Espresso am Flugha-
fen trinken, weil das Boarding einfach schneller läuft. 
Insofern: Es gibt nur Gewinner. Ein richtig tolles Gesetz!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Und das Ganze kann man auch konkret an Zahlen 

sehen; denn für die Luftfahrtbranche werden wir nur 
mit diesem Gesetz 63 Millionen Euro einsparen. 63 Mil-
lionen Euro, nur durch dieses Gesetz! Damit knüpfen wir 
an ein sehr wichtiges Ziel dieser schwarz-roten Koalition 
an; denn wir haben uns im Koalitionsvertrag und auch bei 
vielen Beschlüssen in den vergangenen Monaten gemein-
sam darauf verständigt, dass wir die Standortkosten an 
den deutschen Flughäfen, die Standortkosten für die Luft-
verkehrswirtschaft deutlich senken wollen. Dieses Gesetz 
trägt dazu bei.

Ich will noch mal kurz erklären, warum das so not-
wendig ist. Wenn man sich die Entwicklung in den ver-
gangenen Jahren anschaut, dann muss man leider fest-
stellen: An vielen deutschen Flughäfen sind sowohl 
internationale Verbindungen als auch innerhalb Deutsch-
lands Verbindungen gestrichen oder reduziert worden.

Wir haben gerade ein aktuelles Beispiel rund um Bre-
men. Die Flugverbindung nach Frankfurt ist gestrichen 
worden. Für die Region ist das ein herber Schlag. Solche 
Beispiele haben wir in den vergangenen Jahren leider 
immer wieder erlebt. Der Grund sind die zu hohen Stand-
ortkosten und die nicht immer wettbewerbsfähigen Be-
dingungen.

Genau daran setzen wir als Koalition an. Wir haben 
jetzt die Luftverkehrsteuer gesenkt, nachdem sie in den 
letzten Jahren leider immer wieder gestiegen ist. Und 
jetzt werden wir auch die ganzen Prozesse an den Flug-
häfen verbessern.
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Ich will aber auch sagen: Wir werden weitermachen 
müssen. Wir haben als Koalition super gearbeitet. Ein 
herzliches Dankeschön geht an dieser Stelle auch an 
den Koalitionspartner. Aber wir werden weitermachen 
müssen; denn die Standortkosten sind immer noch zu 
hoch. Es gibt weiteren Bedarf an Verbesserung. Aber 
das, was wir in den vergangenen Wochen geschafft und 
geschaffen haben, das hat es so in den vergangenen Jah-
ren nicht gegeben.

Es ist auch ein deutliches Signal an die ganze Welt, 
auch an viele andere Airlines: Wir setzen als Politik wie-
der auf einen starken Luftfahrtstandort. Wir wollen Air-
lines an die Flughäfen ziehen; denn das ist eine sehr 
wichtige Grundlage, damit unsere Wirtschaft wieder 
wachsen kann, damit es wieder aufwärtsgeht in Deutsch-
land, damit viele Regionen gut angebunden werden und 
damit auch der Tourismusstandort in Deutschland weiter 
wachsen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Insofern freue ich mich jetzt, dass wir dieses wunder-
bare Gesetz gleich beschließen. Ich freue mich auf all das, 
was noch kommt. Wir sind als schwarz-rote Koalition 
hoch motiviert, in dieser Legislaturperiode noch viel für 
die Luftfahrt zu bewegen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Otto Strauß 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Otto Strauß (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Digitalisierung macht auch vor dem Luft-
verkehr nicht halt. Das ist weder überraschend noch 
grundsätzlich problematisch. Viele Reisende nutzen 
heute bereits digitale Bordkarten, Online-Check-in und 
automatisierte Gepäckaufgaben und tun dies selbstver-
ständlich ohne großes Aufheben. Vor diesem Hintergrund 
ist es nachvollziehbar, dass nun auch die Fluggastabfer-
tigung weiter digitalisiert werden soll.

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft dafür die recht-
lichen Voraussetzungen. Künftig sollen Luftfahrtunter-
nehmen unter bestimmten Bedingungen Daten aus Rei-
sepässen und Personalausweisen auslesen und für einen 
biometrischen Abgleich nutzen dürfen. Die Bundesregie-
rung verspricht sich davon schnellere Abläufe, kürzere 
Wartezeiten und eine Entlastung der Flughäfen.

Diese Ziele sind vernünftig. Gerade der Luftverkehrs-
standort Deutschland leidet seit Jahren unter steigenden 
Kosten, Personalmangel und einer immer weiter zuneh-
menden Bürokratie. Wer regelmäßig an deutschen Flug-
häfen unterwegs ist, weiß aus eigener Erfahrung, dass 
jede sinnvolle Vereinfachung der Abläufe mehr als will-
kommen ist. Trotzdem gibt es Punkte, die wir kritisch 
sehen.

Der Gesetzentwurf greift in einen besonders sensiblen 
Bereich ein. Es geht um biometrische Daten. Es geht um 
die Verarbeitung von Passbildern. Es geht um Informa-
tionen, die weit über die üblichen Angaben auf einer 
Bordkarte hinausgehen und die im Falle eines Miss-
brauchs nicht einfach zurückgenommen werden können.

Die Bundesregierung verweist auf die Datenschutz- 
Grundverordnung, auf technische Richtlinien des Bun-
desamtes für Sicherheit in der Informationstechnik und 
auf Löschfristen. Das ist richtig und notwendig. Gleich-
zeitig bleibt die Frage bestehen, ob die vorgesehenen 
Schutzmechanismen in der Praxis tatsächlich dauerhaft 
ausreichen.

Datensicherheit ist kein Zustand, der einmal hergestellt 
wird und anschließend für alle Zeiten besteht. Sie muss 
ständig überprüft, angepasst und weiterentwickelt wer-
den. Es wäre wünschenswert gewesen, wenn der Gesetz-
entwurf konkrete Vorgaben für regelmäßige, unabhän-
gige Audits enthalten hätte.

(Beifall bei der AfD)

Stattdessen bleibt es bei allgemeinen Verweisen auf be-
stehende Regelwerke. Das reicht uns nicht.

Ein weiterer Punkt betrifft die Freiwilligkeit. Im Ge-
setz steht, dass jeder Fluggast weiterhin auf herkömm-
lichem Wege abgefertigt werden kann. Das begrüßen 
wir ausdrücklich. Entscheidend wird allerdings sein, 
wie diese Regelung im Alltag tatsächlich umgesetzt wird. 
Niemand darf durch längere Wartezeiten, schlechtere 
Schalterbesetzung oder sonstige organisatorische Nach-
teile indirekt dazu gedrängt werden, biometrische Ver-
fahren zu nutzen. Die Freiwilligkeit muss mehr sein als 
ein bloßes Lippenbekenntnis im Gesetzestext.

(Beifall bei der AfD)

Die Vollzugspraxis an den Flughäfen wird darüber ent-
scheiden, ob dieses Versprechen eingehalten wird. Wir 
werden das genau beobachten.

Kritisch sehen wir außerdem die vorgesehene Lösch-
frist. Nach dem Entwurf sollen bestimmte Daten spätes-
tens drei Stunden nach dem Abflug gelöscht werden. 
Diese Frist erscheint willkürlich gewählt. Flugverspä-
tungen, Umleitungen oder technische Zwischenfälle ge-
hören zum Alltag des Luftverkehrs. Solange ein Flug 
noch nicht abgeschlossen ist, kann ein berechtigter Bezug 
zum jeweiligen Beförderungsvorgang bestehen. Aus un-
serer Sicht wäre es sachgerechter, die Löschung an die 
tatsächliche Landung des Flugzeuges zu knüpfen. Wir 
fordern die Bundesregierung auf, diese Regelung im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren noch einmal zu überprü-
fen und gegebenenfalls nachzujustieren.

Schließlich möchten wir einen Punkt ansprechen, der 
im bisherigen parlamentarischen Verfahren zu wenig Be-
achtung gefunden hat: die Frage der technischen Ver- 
einbarkeit. Biometrische Systeme an Flughäfen sind 
keine nationalen Insellösungen. Sie müssen mit europäi-
schen und internationalen Systemen kompatibel sein. 
Hier wäre eine stärkere Abstimmung auf EU-Ebene sinn-
voll gewesen, bevor nationale Fakten geschaffen werden.

(Beifall bei der AfD)
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Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie diese 
Frage in den europäischen Gremien aktiv vorantreibt.

Meine Damen und Herren, wir hätten uns eine gründ-
liche Begründung des Nutzens gewünscht. Die erwarte-
ten Entlastungen beruhen auf Annahmen, die sich erst 
noch in der Praxis bewähren müssen. Belastbare Zahlen 
oder Erfahrungswerte aus vergleichbaren Verfahren im 
Ausland hätten die Diskussion erheblich erleichtert.

Doch das, was hier gemacht wird, ist nicht der große 
Rettungsanker für unsere Luftfahrtindustrie. Das wäre 
nämlich die Abschaffung der Luftverkehrsteuer. Aber 
dazu fehlt Ihnen ja der Mut,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Oder das Geld!)

obwohl selbst Ihre Sachverständigen mit dem Hinweis, 
dass mittel- und langfristig die Steuereinnahmen sich er-
höhen und nicht weniger werden würden, dieses klar 
empfohlen haben.

Wenn wir den Luftverkehr wirklich wieder auf die 
Beine bringen wollen, dann müssen wir endlich mal an-
fangen, den Luftverkehr auch wieder nach Deutschland 
zu locken. Mit der Digitalisierung der Flugabfertigung 
alleine werden wir das nicht schaffen.

Dennoch erkennen wir an, dass der Gesetzentwurf 
praktische Verbesserungen ermöglichen kann: Die Frei-
willigkeit bleibt erhalten, Datenschutzvorgaben sind ver-
ankert, und die Verfahren können den Luftverkehr effi-
zienter machen.

Deshalb wird die AfD-Fraktion diesem Gesetzentwurf 
zustimmen. Die Zustimmung erfolgt nicht aus Begeiste-
rung, sondern weil die Vorteile nach unserer Bewertung 
die bestehenden Risiken überwiegen. Die offenen Fragen 
bleiben bestehen, und wir werden die weitere Entwick-
lung dieses Verfahrens kritisch begleiten.

Vielen Dank. Und ich wünsche allen ein schönes Wo-
chenende.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Anja Troff- 

Schaffarzyk für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Moin, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Deutschland hat bei der Digitalisie-
rung und Entbürokratisierung immer noch viel aufzuho-
len; so ehrlich müssen wir sein. Aber diesen Zustand 
kann man ändern. Das Gesetz für die digitale Passagier-
abfertigung steht genau dafür. Hiermit werden wir recht-
lich ermöglichen, was technisch längst möglich ist, näm-
lich die Nutzung von hinterlegten Daten in den Chips 
unserer Reisedokumente, um jeden Flug einfacher zu 
gestalten. Davon profitieren alle am Flughafen: die Be-
schäftigten dort, wir Reisenden, die Behörden und auch 
die Fluggesellschaften. Win-win also; das muss man an 
dieser Stelle auch mal ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und gute Nachrichten kann der Luftfahrtstandort 
Deutschland sehr gut gebrauchen; denn die Passagierzah-
len stagnieren weiterhin auf niedrigem Niveau. Flug-
zeuge werden anderswo stationiert, und die Arbeitsplätze 
wandern mit ab. Aber auch das darf und wird kein Dauer-
zustand sein. Deswegen haben wir die Senkung der Luft-
verkehrsteuer beschlossen, die Förderung von alternati-
ven Flugkraftstoffen wieder im Haushalt verankert und 
werden gleich die Abfertigungsprozesse an den Flughä-
fen durch weniger Papierkram, leistungsfähige Scanner 
und klarere Zuständigkeiten verbessern.

Die Luftverkehrsbranche wartet auf Aufbruchsignale. 
Und diese Koalition liefert. Aus vielen Gesprächen, ins-
besondere mit den Beschäftigten, weiß ich, wie wichtig 
diese politische Wertschätzung der Arbeit in der Luftfahrt 
ist. An den Flughäfen wartet man auf Initiativen, um 
Arbeitsplätze zu sichern, Zuversicht zu geben und von 
Bürokratie zu befreien.

Diese Themen haben wir in der SPD-Fraktion schon 
länger auf dem Schirm. Bereits in der letzten Wahl-
periode haben wir genau all die Vereinfachungen, die 
wir heute als Gesetz zur Ermöglichung der digitalen 
Fluggastabfertigung beschließen werden, vorgeschlagen.

Die Zeit für die Umsetzung war damals, im Zuge des 
Bürokratieentlastungsgesetzes IV, eigentlich reif. Doch 
leider hat ein damaliger Koalitionspartner die frühe Ein-
führung verhindert. Und auch heute, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, höre ich dieselben Kritikpunkte wie 2024, 
vorrangig in Bezug auf den Datenschutz. Mit Verlaub, ich 
kann diese Argumente nur bedingt nachvollziehen. Der 
Gesetzentwurf trägt allen Anforderungen des Daten-
schutzes angemessen Rechnung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Teilnahme an der digitalen Passagierabfertigung 
ist für jeden Fluggast freiwillig. Das bestehende Verfah-
ren wird weiterhin und uneingeschränkt angeboten. Kei-
nem Reisenden, der die digitale Passagierabfertigung ab-
lehnt, entsteht dadurch ein Nachteil. Die Weitergabe und 
Speicherung von persönlichen Daten sind nicht zulässig. 
Das ausschließlich zum Zweck der sicheren und schnel-
len Abfertigung geschaffene digitale Passagierprofil wird 
nach wenigen Stunden wieder gelöscht.

Zusammenfassend bleibt zu sagen: Dieses Gesetz 
schadet niemandem, entlastet aber viele Menschen ein 
kleines Stück in ihrem Arbeitsalltag oder auf ihrer Reise. 
Herr Ploß hat es gerade schon ausgeführt: Dieses Gesetz 
spart Geld. Das alleine ist natürlich nicht der große Wurf; 
aber es ist eben ein Teil in einer ganzen Reihe von Maß-
nahmen zum Abbau der Bürokratie in der Luftfahrt.

Es soll auch Kritikerinnen und Kritiker dieses Gesetzes 
geben, die ihr Nein neben dem Datenschutz auch mit 
einer grundsätzlichen Ablehnung gegenüber allem, was 
der Luftfahrt hilft, begründen. Sie kann ich an dieser 
Stelle beruhigen: Der große Luftfahrtboom wird mit der 
digitalen Passagierabfertigung nicht einsetzen; da brau-
chen Sie sich keine Sorgen zu machen. Aber denken Sie 
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doch einmal nach! Wir alle fordern Bürokratieentlastung 
für Bürgerinnen und Bürger. Warum nicht auch in der 
Luftfahrt?

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!)

Ich bin überzeugt: Viele Menschen würden es Ihnen dan-
ken, wenn Sie zustimmen.

Ich stelle fest: Als Koalition haben wir nicht nur Büro-
kratieentlastungen angekündigt, wir setzen sie auch um. 
Hartnäckigkeit zahlt sich immer wieder aus.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Jeanne 

Dillschneider für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jeanne Dillschneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Was ist eigentlich eure Face Card wert? Für die 
Älteren hier: Face Card – so nennt es die Gen Z, der ich 
streng genommen nicht mehr angehöre, wenn man so gut 
aussieht, dass das Aussehen Türen öffnet. Und mit die-
sem neuen Gesetz soll das Gesicht wortwörtlich Türen 
öffnen. Eine Minute: Das ist der Bundesregierung eure 
Face Card wert. Also, mehr als ein Espresso ist tatsäch-
lich nicht drin.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Immerhin!)

Biometrische Daten aus Reisepass und Personalaus-
weis, die bislang nur staatliche Behörden verarbeiten 
durften, sollen an gewinnorientierte Privatunternehmen 
ausgeliefert werden. Für Unternehmen ist eure Face 
Card unbezahlbar; denn bezahlt wird mit sensiblen bio-
metrischen Daten und Ausweisdaten. Immerhin ist das 
Verfahren freiwillig, und es gibt Regeln für Datenver-
arbeitung und Löschung.

Ich frage mich allerdings, wie das Ziel erreicht wer- 
den soll, gefälschte Pässe aufzudecken, wenn die Person 
selbst entscheidet, ob sie dem Auslesen zustimmt. Wie 
will man damit ernsthaft schwere Verbrechen verhin-
dern? Gleichzeitig fragt man sich, wann Reisende eine 
Entscheidung treffen – im Flughafenstress zwischen Ge-
päckabgabe und Gate.

Das Problem ist aber nicht die Digitalisierung des Ver-
fahrens, sondern dass Sie die Verarbeitung sensibler Da-
ten an Unternehmen verlagern, etwas, das bisher zu Recht 
staatlichen Behörden und der Polizei vorbehalten ist.

(Günter Baumgartner [CDU/CSU]: Gibt’s öf-
ters!)

Wer hoheitlich biometrische Daten verarbeitet, ist an 
Grundrechte und hohe Schutzstandards gebunden. Die 
Daten werden für einen hoheitlichen Zweck erhoben; 
jetzt werden sie für kommerzielle Interessen zweckent-
fremdet.

Was bleibt, ist also die Bequemlichkeit. Aber das ist 
kein besonders gutes Argument; denn bequem wäre es 
auch für Hotels, Autovermietungen oder Banken. Wenn 
man es Airlines erlaubt, dann erklären Sie mir, mit wel-
chem Argument Sie es anderen Branchen verwehren wol-
len. Ich halte das für einen Präzedenzfall. Vor allen Din-
gen tun Sie das auch mit Daten, die sich eben nicht so 
leicht austauschen lassen. Ein geleaktes Passwort kann 
man ganz schnell ändern, das Gesicht aber kann man 
nicht so schnell verändern.

Für diese eine Minute Gewinn entstehen aber neue 
Risiken: Datenabfluss von biometrischen Daten, Iden-
titätsmissbrauch oder Fehler bei der Mustererkennung. 
Eine zentrale Sammlung biometrischer Daten ist auch 
immer ein Ziel – ob für Kriminelle oder Nachrichten-
dienste.

Sind wir wirklich bereit, unsere Ausweisdaten jeder 
privaten Airline anzuvertrauen, bis hin zu denen auto-
ritärer Staaten, die es mit dem Datenschutz oder der De-
mokratie nicht ganz so genau nehmen? Gestern haben Sie 
ein Gesetz zur Stärkung der Cybersicherheit vorgelegt. 
Aber heute ist Ihnen Cybersicherheit – dazu gehört 
eben auch Datensicherheit – nicht ganz so wichtig.

Zum Schluss möchte ich über die Art und Weise reden, 
wie dieses Gesetz jetzt in aller Schnelligkeit durchgeboxt 
wird, nämlich klammheimlich, ohne öffentliche Anhö-
rung im Ausschuss, ohne datenschutzrechtliche Prüfung, 
ohne Sachverständigenanhörung und auch ohne Folgen-
abschätzung, und das bei einem Gesetz, das die Grenzen 
zwischen Staat und Privatwirtschaft verschiebt. Um es 
noch einmal in den Gen-Z-Worten zu sagen: Das ist low-
key sus. Ich übersetze: leicht verdächtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn Sie Bürokratie wirklich sinnvoll abbauen und 

Prozesse vereinfachen wollen, unterstützen wir Sie gerne. 
Diesen Gesetzentwurf lehnen wir allerdings ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Agnes Conrad.
(Beifall bei der Linken)

Agnes Conrad (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich rede heute in gut drei Minuten über eine 
Minute. Eine Minute weniger Wartezeit beim Einche-
cken: Das bedeutet für den durchschnittlichen Fluggast 
eine Ersparnis von ganzen zwei Minuten pro Jahr. Also, 
wir sollen zwei Stunden vorher am Flughafen sein: Was 
ist da schon die eine Minute?

(Zuruf der Abg. Isabel Cademartori [SPD])
In Zukunft sollen Fluggäste dafür ihre biometrischen 

Daten und Ausweisdaten an private Unternehmen abge-
ben. Zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben erhobene Da-
ten sollen in die Systeme von Fluggesellschaften und 
Dienstleistern wandern. Dabei muss man sich doch wirk-
lich fragen, ob das noch Bürokratieabbau ist oder schon 
ein neues Geschäftsmodell für die Fluggesellschaften.
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(Beifall bei der Linken)
Die Bürgerinnen und Bürger haben davon jedenfalls 

nichts; denn weder werden die Flugtickets billiger, noch 
verbessert sich der Service. Entlastung geht anders.

(Beifall bei der Linken)
Vielmehr bekommen Flugunternehmen dadurch die 
Möglichkeit, Abläufe zu automatisieren und Personal 
einzusparen. Wir alle wissen, dass solche Angebote von 
der Wirtschaft immer gerne genutzt werden.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das nennt sich Fort-
schritt!)

In ein paar Jahren können wir dann feststellen, dass der 
digitale Weg kostenfrei angeboten wird, der manuelle 
Weg mit Menschenkontakt wird zunehmend versteckt 
und kostet am Ende extra. Meine Damen und Herren, 
das ist keine Freiwilligkeit, das ist Druck durch die Hin-
tertür.

(Beifall bei der Linken)
Es reicht nicht, zu sagen, dass die Daten schon sicher 
verarbeitet werden. Wo werden sie gespeichert? Welcher 
Dienstleister hängt dazwischen? Welche ausländische 
Rechtsordnung greift dazwischen? Denn diese Daten 
werden nicht von den Fluggesellschaften selbst verwal-
tet; sie landen meist bei verschiedenen Dienstleistern zur 
Zwischenspeicherung. Dabei kann nicht sichergestellt 
werden, dass ausländische Sicherheitsbehörden nicht 
auf diese Daten zugreifen können. Durch den US CLOUD 
Act ist bekannt: Der Standort des Servers ist nicht ent-
scheidend; denn US-Unternehmen und deren Tochterfir-
men können zur Herausgabe von Daten an US-Sicher-
heitsbehörden verpflichtet werden.

Das alles wird im Eiltempo durch das Parlament ge-
peitscht, ohne dass alle datenschutzrechtlichen Fragen 
geklärt sind, ohne Anhörung von Expertinnen und Exper-
ten. Selbst der Bundesrat sieht Prüfbedarf bei der Daten-
verarbeitung. Aber die Bundesregierung peitscht weiter, 
immer schneller. Nicht mit uns!

(Beifall bei der Linken)
Es geht darum, ob der Staat unsere Daten schützt oder ob 
er sie der Wirtschaft zugänglich macht. Für eine Minute 
Zeitersparnis geben wir unsere Daten nicht aus der Hand. 
Deswegen lehnen wir dieses Gesetz ab. Und die letzten 
15 Sekunden meiner Redezeit spare ich Ihnen sogar per-
sönlich.

(Beifall bei der Linken – Dr. Christoph Ploß 
[CDU/CSU]: Ui! Da gibt es Applaus!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die Unions-

fraktion Günter Baumgartner.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Für die Schüler in Hessen, Rheinland-Pfalz 
und Saarland ist es heute der letzte Schultag in diesem 
Schuljahr. Es geht ab in die Sommerferien. Ich wünsche 

allen schöne Ferien. Für viele Millionen Familien in un-
serem Land geht es daher demnächst in den wohlverdien-
ten Sommerurlaub, und viele freuen sich auf ihre Reise. 
Dabei nutzen die einen das Auto, die anderen das Fami-
lienticket der Deutschen Bahn, und viele nutzen das Flug-
zeug – jeder so, wie er will.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Niemand wünscht sich lange Staus, niemand wünscht 
sich Verspätungen an den Flughäfen, und niemand 
wünscht sich lange Schlangen am Check-in. Eine Minute 
Einsparung, das sind bei 200 Menschen 200 Minuten, 
also drei Stunden. Auch so kann man eine Rechnung 
aufstellen, liebe Linke.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Damit aber der Urlauber am Flughafen künftig noch 

erholsamer starten kann, wird mit dem vorliegenden Ge-
setz zur digitalen Fluggastabfertigung die Digitalisierung 
vorangetrieben, werden Prozesse vereinfacht, und damit 
wird die Wettbewerbsfähigkeit unseres Luftfahrtstand-
ortes Deutschland zusätzlich verbessert. Fliegen soll be-
quem sein, Fliegen soll Spaß machen, und das positive 
Fluggasterlebnis soll am Check-in beginnen. Damit dies 
aber funktioniert, sind diverse Gesetzänderungen nötig. 
Mit Änderungen des Luftverkehrsgesetzes, des Pass-
gesetzes, des Personalausweisgesetzes, des Aufenthalts-
gesetzes und des Freizügigkeitsgesetzes wird die digitale 
Fluggastabfertigung umgesetzt. Konkret bedeutet dies: 
Luftfahrtunternehmen können beim Check-in von Passa-
gieren künftig zusätzlich zum gewohnten Verfahren die 
Passagierdaten auch digital aus Reisepässen, aus Per-
sonalausweisen auslesen und verarbeiten. Dies ist für 
die Passagiere – es wurde angesprochen – jedoch freiwil-
lig. Ich bin aber davon überzeugt: Viele Reisende werden 
sich für diesen einfachen Komfort entscheiden und ihn 
künftig sehr gerne nutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Entscheidend ist beim vorliegenden Gesetz aber auch 

das Thema Sicherheit. Ausweisfälschungen – das wurde 
angesprochen – haben aufgrund vorgeschriebener Echt-
heitsprüfung keine Chance. Und durch ganz klare Vor-
gaben für die Nutzung und Löschung personenbezogener 
Daten wird der Datenschutz sichergestellt. Klare Regeln! 
Wir setzen auf einen funktionierenden Rechtsstaat, was 
Sie nach Ihren Ausführungen anscheinend nicht machen.

(Zuruf von der Linken: Herr Oberlehrer!)
Klar ist aber auch: Die Möglichkeit bleibt für die Passa-
giere, wie schon gesagt, freiwillig. Wer will, der kann den 
Service nutzen, das muss er aber nicht.

Grundsätzlich ist daher festzuhalten: Einfachere und 
schnellere Abläufe in der Abfertigung, das ist gut für 
unsere Flughäfen; das ist gut für unsere Airlines, das ist 
gut für alle Passagiere, und es ist gut für die gesamte 
deutsche Luftfahrt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zahlen, welche auch der Normenkontrollrat für nachvoll-
ziehbar hält, unterstreichen dies. Herr Ploß hat es ange-
sprochen: Entlastungen für die Unternehmen von rund 
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63 Millionen Euro. Und unsere Bürgerinnen und Bürger 
sparen, wenn man mal alles zusammenrechnet, am 
Check-in über 1 Million Stunden an Wartezeit. Die ge-
samte Luftfahrtwirtschaft begrüßt diese Entlastungen, 
und für die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land, 
für die Passagiere wird es komfortabler. Daher sollten 
wir dieses Gesetz schnellstmöglich umsetzen.

Meine Damen und Herren, gerade als bayerischer Ab-
geordneter freue ich mich über dieses Gesetz; denn auch 
in meiner Heimat hat der Luftverkehr große Bedeutung. 
Bayern ist Luftfahrtland. Allein der Flughafen München 
mit seinen rund 37 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern hat im vergangenen Jahr rund 40 Millionen Men-
schen abgefertigt. Schön, dass wir nun für diese 40 Mil-
lionen und alle anderen Flugpassagiere in unserer 
Republik noch mehr Komfort beim Check-in schaffen 
können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In diesem Sinne wünsche ich allen Bürgerinnen und 
Bürgern schon jetzt schöne, erholsame Sommerferien. 
Ich bitte um Zustimmung zum Gesetz zur Ermöglichung 
der digitalen Fluggastabfertigung; denn es bringt einen 
Mehrwert für alle.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe damit die Aussprache.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Er-
möglichung der digitalen Fluggastabfertigung. Der Ver-
kehrsausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf der Drucksache 21/6697, den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung auf den Drucksachen 21/6129 und 21/6562 
in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte jetzt die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung 
zustimmen wollen, um ihr Handzeichen. – Das sind die 
Unionsfraktion, die AfD-Fraktion und die SPD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. – Ent-
haltungen gibt es keine. Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion und die 
SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die 
Linke. – Enthaltungen gibt es auch hier keine. Der Ge-
setzentwurf ist damit angenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 27a bis 
27c: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Nyke Slawik, Dr. Konstantin von Notz, 
Misbah Khan, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Vielfalt feiern, Freiheit schützen, Sicher-
heit gewährleisten

Drucksache 21/6654

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Recht und 
Verbraucherschutz (6. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Nyke Slawik, Ulle 
Schauws, Helge Limburg, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Queerfeindliche Hasskriminalität wirksam 
bekämpfen und die rechtliche Diskriminie-
rung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, 
trans- und intergeschlechtlichen sowie an-
deren queeren Personen (LSBTIQ-Per-
sonen) beenden

Drucksachen 21/580, 21/6416

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Maik 
Brückner, Clara Bünger, Nicole Gohlke, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Queeres Leben stärken – Christopher- 
Street-Days schützen

Drucksachen 21/2575, 21/4973

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, zügig 
die notwendigen Platzwechsel vorzunehmen.

Ich eröffne hiermit die Aussprache, und die erste Red-
nerin in dieser Debatte ist für die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen Nyke Slawik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nyke Slawik (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle- 

ginnen und Kollegen! Auch diesen Sommer setzen wir 
als Grüne eine Plenardebatte auf, um Solidarität mit 
queeren Menschen im Pride Month zu zeigen. Ich möchte 
heute darüber sprechen, dass queere Menschen bis heute 
nicht explizit im Diskriminierungsschutz von Artikel 3 
des Grundgesetzes erwähnt werden, und darüber, dass 
das deutsche Abstammungsrecht bis heute Regenbogen-
familien und gleichgeschlechtliche Eltern nicht wirklich 
berücksichtigt. Ja, wir haben in Deutschland viel erreicht, 
aber die volle Gleichstellung ist uns dieses Land bis heute 
schuldig. Wir fordern mit unserem Antrag, diese Diskri-
minierung zu beenden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Aber ich will heute nicht nur über Gesetze sprechen, 
sondern auch über die Lebenswirklichkeit von queeren 
Menschen: Mobbing in der Schule; trans Personen, die 
um ihre Gesundheitsversorgung bangen müssen; Aus-
grenzung am Arbeitsplatz und die Angst, dass aus Belei-
digungen Angriffe werden. Das ist nicht abstrakt, sondern 
eine Erfahrung, die viele queere Menschen in ihrem Le-
ben machen. Wir waren in Deutschland auf einem guten 
Weg der Anerkennung, und viele Lesben, Schwule, bi-
sexuelle, trans Personen und Queers sind nach jahrzehn-
telangen Kämpfen in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen. Manche von uns sind sogar Abgeordnete 
geworden. Aber mittlerweile vergeht keine Woche mehr, 
ohne dass von der AfD hier im Deutschen Bundestag 
gehetzt wird: gegen die Regenbogenflagge, Gender, Di-
versity.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Brauchen wir 
alles nicht!)

Der Gipfel der Absurdität war erreicht, als Sie vergan-
gene Woche echt forderten, den einen Regenbogen-ICE 
der Deutschen Bahn abzuschaffen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau! Linker 
Schwachsinn!)

übrigens einen ICE unter 16 000 Zügen. Absurder geht es 
mittlerweile nicht mehr!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Als Grüne haben wir in dieser Wahlperiode drei De-
batten zur Queerpolitik aufgesetzt: zwei zum Schutz von 
CSDs, eine zum Grundgesetz Artikel 3. Aber von Ihnen, 
rechts im Hause, kommt jede Woche ein neuer Antrag. 
Sie wollen Regenbogenflagge, Selbstbestimmungs-
gesetz, Aktionstage abschaffen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau! – Birgit 
Bessin [AfD]: Sehr gut!)

wohl wissend, dass jeder Ihrer Auftritte hier zu noch 
mehr Gewalt anstachelt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Unsinn! Das ist 
doch Blödsinn!)

Und der Hass schwappt über auf die Straße. Die Zahlen 
zeigen deutlich: Homo- und transfeindliche Gewalt

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die Einwan-
derung!)

haben sich in den letzten Jahren laut BKA fast verzehn-
facht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, wie die Ver-
gewaltigungen!)

Viele CSDs brauchen Polizeischutz, um vor Nazidemos 
geschützt zu werden.

(Lachen bei der AfD)
Und wie reagiert die Union? Während steigende Mie-

ten und die Inflation auch sozialen Projekten zu schaffen 
machen, stampft Familienministerin Prien den Aktions-
plan „Queer leben“ ein und streicht queeren Projekten aus 
dem Programm „Demokratie leben!“ die Förderung. Das 
ist doch beschämend und falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Aber queeres Leben war immer auch eine Geschichte 
des Überlebens: von der Verfolgung in der NS-Zeit, über 
die Kriminalisierung in der Nachkriegszeit bis hin zur 
Aidskrise und zum Kampf um politische Repräsentation 
und rechtliche Gleichstellung. An alle queeren Menschen 
in unserem Land: Ihr seid nicht allein. Eure Community 
bleibt laut. Sie ist hier. Sie geht nicht weg, auch nicht im 
Deutschen Bundestag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wir fordern die Bundesregierung heute erneut auf: 
Schützen Sie CSDs und queeres Leben in Deutschland! 
Beenden Sie bestehende rechtliche Diskriminierung! 
Und setzen Sie Zeichen der Solidarität, zum Beispiel, 
indem Sie heute unseren Anträgen zustimmen!

Vielen Dank und Happy Pride!
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. David Preisendanz.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. David Preisendanz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Beim Lesen des Antrags der Grünen zu Vielfalt, Freiheit 
und Sicherheit fällt auf: Viele seiner Aussagen sollten in 
einem liberalen Rechtsstaat doch eigentlich selbstver-
ständlich sein.

(Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sind sie aber nicht!)

Die Ablehnung von Diskriminierung aufgrund der se-
xuellen Identität, der Schutz friedlicher Versammlungen 
und die uneingeschränkte Geltung der Versammlungs-
freiheit sollten immer und überall in unserem Land gel-
ten, für jedermann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Bernd Baumann [AfD])

Umso bedauerlicher ist es, dass wir immer wieder er-
leben müssen, dass genau diese Selbstverständlichkeiten 
infrage gestellt werden, auf der Straße genauso wie bis-
weilen in den politischen Debatten. Die Union wird im-
mer entschlossen dafür einstehen und kämpfen, dass je-
der Mensch in unserem Land frei, sicher und ohne Angst 
leben kann und seine oder ihre Grundrechte wahrnehmen 
kann, ohne Einschüchterung oder Bedrohung fürchten zu 
müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Tobias Matthias 
Peterka [AfD]: Außer in Erfurt!)

Nachdem das gesagt ist, möchte ich aber schon die 
Frage stellen, welchen konkreten Beitrag dieser Antrag 
leisten soll. Um einmal ein Zitat herauszugreifen: Ver-
anstalter von CSDs werden darin – Zitat – „bestärkt“, 
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ihre „Versammlungsfreiheit wahrzunehmen“. Ich finde 
eigentlich nicht, dass das ausreichend ist. Bestärken al-
lein reicht doch nicht. Wenn Menschen eingeschüchtert 
werden, wenn Grundrechte unter Druck geraten, wenn 
Extremisten versuchen, den öffentlichen Raum für sich 
zu beanspruchen, dann brauchen wir mehr als politische 
Bekundungen. Dann brauchen wir den starken Rechts-
staat:

(Zuruf der Abg. Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Polizei, Staatsanwaltschaft, Gerichte, leistungsfähige 
Strafverfolgungsbehörden, die die Täter konsequent zur 
Verantwortung ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jedem, der unsere Grundfreiheiten angreift, müssen wir 
schnell und unmissverständlich klarmachen: Wer Men-
schen bedroht, einschüchtert oder angreift, der stellt 
sich gegen die Grundwerte unseres Landes, und dafür 
gibt es hier null Toleranz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Bei dieser Gelegenheit möchte ich Folgendes anspre-
chen: Wenn Sie dieses Thema wirklich ernst nehmen – 
und das nehme ich Ihnen absolut ab –

(Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gut!)

und es eben nicht um billige Parteipolitik geht,
(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Tut es nicht!)
dann darf sich die Mitte dieses Hohen Hauses hier nicht 
ständig auseinanderdividieren lassen. Sie muss geschlos-
sen und gemeinsam für den Schutz vulnerabler Gruppen 
einstehen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jawoll!)

Wenn wir dieses Thema wirklich ernst nehmen, dann 
sollten wir auch aufhören, es immer für Symboldebatten 
oder Identitätspolitik zu benutzen, nach dem Motto: Wie 
oft weht die Regenbogenflagge auf dem Reichstag?

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann müssen wir doch unsere Gemeinsamkeiten beto-
nen,

(Zuruf der Abg. Dr. Lena Gumnior [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

statt immer wieder vermeintliche und symbolische Ge-
gensätze zu zelebrieren.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an den Abg. 
Dr. David Preisendanz [CDU/CSU] gewandt: 
Also, das nächste Mal machen Sie den Antrag, 
und wir stimmen alle zu! Kein Problem! – Ge-

genruf des Abg. Siegfried Walch [CDU/CSU]: 
Das merken wir uns!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Fabian Jacobi 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir be-

raten drei Anträge von den Grünen und von Die Linke. 
Sie wollen queres Leben stärken und querfeindliche 
Hasskriminalität bekämpfen

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Queer! – Caren Lay [Die Linke]: Queer heißt 
das!)

Und ja, ach, Vielfalt feiern. Das gibt mir Gelegenheit, den 
Kollegen von diesen Fraktionen in aller Kürze einige 
Grundtatsachen des Lebens zu erklären – nein, nicht die 
Blumen und Bienen, obwohl auch da teilweise sicher 
Bedarf besteht.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Verächtlichmachung ist das Kernele-
ment von Herrn Jacobis Reden!)

Eine zivilisierte Gesellschaft zeichnet sich dadurch 
aus, dass alle Menschen sich in der Öffentlichkeit fried-
lich bewegen können, ohne Übergriffen ausgesetzt zu 
sein.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
Also selbstverständlich auch jene Menschen, die die An-
tragsteller als „Absonderliche“ bezeichnen. Ja, ich habe 
auch ein Wörterbuch: „Queer“ – „absonderlich“ – was 
immer Sie damit sagen wollen.

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])
Wenn die Antragsteller fordern, dass der Staat seine Ge-
waltmittel dazu einsetzt, Übergriffe auf friedliche Men-
schen zu unterbinden, dann findet das natürlich unsere 
volle Zustimmung,

(Maik Brückner [Die Linke]: Als ob!)
auch wenn es vonseiten der Antragsteller schon arg zy-
nisch und heuchlerisch daherkommt, wenn man sich er-
innert, wie derzeit die angekündigten gewalttätigen Über-
griffe auf unseren Parteitag von Ihnen gefeiert werden.

(Beifall bei der AfD)
Ja, gehen Sie mal in sich! Schauen Sie in den Spiegel!

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Jacobi, nutzen Sie besser mal eine 
andere KI-Rede!)

Wie gesagt, den Schutz von Menschen vor Übergriffen 
begrüßen und unterstützen wir. Auch was der Kollege 
von der Union gerade gesagt hat – effektive Strafverfol-
gung bei gewalttätigen Übergriffen –, eine Selbstver-
ständlichkeit.

(Saskia Esken [SPD]: Ja, das haben wir ge-
hört!)
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Menschen dürfen sich „absonderlich“ – Ihre Wortwahl – 
verhalten und erwarten, nicht deswegen Belästigungen 
oder Übergriffen ausgesetzt zu werden.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
Auf der anderen Seite dürfen andere Menschen absonder-
liches Verhalten als für sich unangenehm oder unange-
messen empfinden und auch das zum Ausdruck bringen.

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Man darf manche Verhaltensweisen in der Öffentlichkeit 
und in bestimmten Situationen – etwa beim Umgang mit 
kleinen Kindern – ablehnen und das auch sagen.

(Beifall bei der AfD)
Wenn die Antragsteller Akzeptanz für Absonderlich-

keit fordern,
(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir reden hier über Straftaten! Herr 
Jacobi, bleiben Sie mal bitte beim Thema!)

also die Abwesenheit von Ablehnung oder Abneigung 
seitens anderer Menschen, dann ist das etwas anderes 
als der Schutz vor Übergriffen. Es ist seinerseits über-
griffig. Es erfordert eine Änderung des Empfindens und 
der inneren Wahrnehmung, also eine wesensmäßige Um-
erziehung von Menschen. Und da nimmt das Denken der 
Antragsteller, das zunächst menschenfreundlich daher-
kommt, mal wieder den Abzweig ins Totalitäre. Da tren-
nen sich dann die Wege; denn solchen Umerziehungs-
fantasien gilt natürlich unser vehementer Widerspruch.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Saskia 
Esken [SPD])

Andere Punkte im Antrag der Grünen, sie wollen die 
Regenbogenfahne hier auf diesem Gebäude, auf dem 
Reichstag aufziehen. Natürlich immer wieder. Wenn Sie – 
wir erklären Ihnen das auch zum tausendsten Mal – nur 
irgendwann begreifen würden, dass staatliche Gebäude 
und Institutionen für das ganze Volk da sind, das ganze 
Volk repräsentieren und nicht von Ihnen möglicherweise 
vertretene Sonderinteressengruppen, dann wären wir ei-
nen großen Schritt weiter. Sie haben einfach das Wesen 
staatlicher Institutionen nicht begriffen, oder Sie wollen 
es nicht begreifen.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Aber Sie, oder was? – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Als wenn 
Sie der Hüter unseres Staatswesens sein woll-
ten! Das glaubt Ihnen doch kein Mensch, Herr 
Jacobi!)

Wenn Sie das Abstammungsrecht ansprechen in Ihrem 
Antrag, dann darf ich Ihnen gerne auch ein weiteres Mal 
erklären: Ein Mensch stammt von zwei anderen Men-
schen ab, und das sind die beiden Menschen, denen er 
seinen Chromosomensatz verdankt.

Das sind Mutter und Vater. Selbstverständlich hat das 
nichts damit zu tun, dass Kinder auch in anderen Kon-
stellationen aufwachsen können, bei anderen Menschen 
als bei denen, von denen sie abstammen. Aber wenn Sie 
versuchen, die Realität zu verbiegen durch Gesetzge- 
bung, wenn Sie versuchen, die Realität zu negieren,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Sie negieren die 
Realität am laufenden Band!)

indem Sie Ihre Ideologie in Gesetzesform gießen wollen, 
dann werden wir auch dem immer entschieden entgegen-
treten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Luke Hoß [Die Linke]: 

Und wir werden uns widersetzen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Helge Lindh.
(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe gerade etwas begriffen: Es gibt ein biologisches 
Alternativwort für AfD, das lautet: Mimose. Und es gibt 
einen englischen Alternativbegriff, der lautet: Double 
Standards. Denn Lachen ist ja manchmal, wenn es zy-
nisch ist, verräterisch. Wenn Sie hier höhnisch lachen, 
wenn über die Gefährdung von CSDs und Polizeischutz 
gesprochen wird,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen wir nicht! 
Machen wir nicht!)

dann ist das zutiefst zynisch; denn Sie und Ihre per-
manente Stimmungsmache gegen queeres Leben sind 
doch ein Hauptgrund dafür, dass queeres Leben in diesem 
Land so gefährdet ist. Das ist zutiefst zynisch.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Nee, das sind die Einwan-
derer! – Fabian Jacobi [AfD]: Darüber muss 
man lachen!)

Sie überbieten diesen Zynismus aber noch, wenn Sie 
hier abermals unterstellen – letztlich müssten wir alle 
dagegen im Protest aufstehen und den Raum verlassen –,

(Beifall des Abg. Gereon Bollmann [AfD])
dass Queerness Pädophilie sei. Das ist unerhört. Das ist 
unerträglich. Das ist eine Denunziation schlimmster Art.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wenn Sie Queerness, Transleben, Schwule und Lesben 
immer wieder in die Nähe von perverser Sexualität und 
Pädophilie rücken, dann sagt das nichts über queeres 
Leben, wohl aber viel über die sehr merkwürdige Fan-
tasie, die Sie haben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Die Realität, wie sie ist und wie wir sie zum Teil leider 
wieder erleben müssen, können wir uns anhand einer 
Bildcollage klarmachen. Nehmen wir auf der einen Seite 
als beispielhaftes Bild das Stonewall Inn in der 
Christopher Street 1969. Dort waren es Aktivisten, 
queere Menschen, die sich gegen Übergriffe der Polizei, 
gegen Razzien eingesetzt haben. Das war der sichtbare 
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Beginn dieser Bürgerrechtsbewegung. Auf der anderen 
Seite sehen wir das Bild von CSDs, geschützt von Poli-
zistinnen und Polizisten. Diese Bildcollage zeigt die 
ganze Ambivalenz. Sie zeigt einerseits den Fortschritt; 
denn wir haben heute viele Polizistinnen und Polizisten, 
die begeistert – wenn man das so sagen darf; natürlich in 
Ausübung ihres Amtes, aber man sieht es am Lächeln – 
CSDs schützen und begleiten, und das auch zunehmend 
gut tun. Ihnen gebührt Dank, dass sie die CSDs schützen,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

und das aus voller Überzeugung, mit einem wahrnehmbar 
stärkeren, wachsenden Bewusstsein, wie die Queerbeauf-
tragte Sophie Koch eindeutig klargemacht hat. Das gilt 
sowohl auf Landesebene als auch auf Bundesebene, wenn 
es um die Bahnhöfe geht. Danke an die Polizei, dass sie 
das tut!

Andererseits offenbart dieser Teil der Collage eine 
Ambivalenz; denn es ist erschreckend, dass dieser Schutz 
notwendig ist, und zwar in immer stärkerem Maße. Bei 
einer Rekordzahl von CSDs haben wir auch eine Rekord-
zahl an Angriffen zu verzeichnen. Und da kann man doch 
nicht sagen: Es wäre gut, wenn es keine CSDs mehr gäbe. 
Dann gäbe es auch keine Angriffe. – Das ist doch eine 
Perversion des Denkens.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Die Stimmungsmache und die Hetze sorgen doch dafür, 
dass die CSDs geschützt werden müssen.

Es gibt nicht nur eine Rekordzahl an Anfeindungen 
und entsprechend hohe Sicherheitsmaßnahmen bei 
CSDs und bei Prides insgesamt. Es ist leider auch eine 
massiv steigende Zahl an queerfeindlichen Gewalttaten 
zu verzeichnen – nahezu 13 Prozent Anstieg innerhalb 
eines Jahres, eine überproportional hohe Quote.

Das ist die Realität, in der wir uns bewegen.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ihre Einwan-

derung!)
Diese Realität hat maßgeblich mit Stimmungsmache, mit 
Ideologie, mit Rechtsaußenkulturkampf zu tun.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Mit Ihrer Einwan-
derung hat das zu tun! – Fabian Jacobi [AfD]: 
Mehr als nur ein bisschen!)

– Wenn Sie jetzt „Einwanderung“ rufen, ist das schön und 
gut. Wir sind klug, differenziert und nüchtern. Wir igno-
rieren Queerfeindlichkeit nicht, egal ob sie religiös oder 
weltanschaulich motiviert ist.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Bis jetzt haben Sie 
es in Ihrer Rede ignoriert!)

Die Fakten zeigen aber, dass jede religiös motivierte 
Queerfeindlichkeit durch das, was Sie machen, deutlich 
überboten wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Die Fakten widersprechen 
Ihnen völlig!)

Sie beweisen das ja in Ihren Reden, in Ihren Debatten. 
Und Sie haben das eben wieder vorgeführt. Sie liefern 
doch jede Minute den Beweis dafür, dass das Problem 
von Queerfeindlichkeit auch hier im deutschen Parlament 
sitzt. Und der Name ist AfD.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Das ist doch Schwachsinn! – Tobias 
Matthias Peterka [AfD]: Haben Sie gerade Ih-
rer Rede zugehört?)

Vor diesem Hintergrund sage ich im Namen meiner 
Fraktion – es gibt fraktionsübergreifend viele im demo-
kratischen Spektrum, die dies für wichtig erachten –, dass 
wir uns natürlich für eine Änderung des Artikel 3 des 
Grundgesetzes einsetzen. Das müsste unbedingt auf der 
Tagesordnung stehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Queere Familien müssen im Sinne des Kindeswohls 
frei leben. Auch dafür finden wir über Fraktionsgrenzen 
hinweg immer mehr Zustimmung und Stimmen, die sa-
gen: Ja, dafür müssen wir etwas tun. Wir müssen ran ans 
Abstammungsrecht. In diesem Zusammenhang darf nicht 
vergessen werden, dass es hier um den Schutz von Fami-
lien und Menschen geht. Wenn Sie das als pervers dar-
stellen, dann haben Sie ein perverses Verhältnis zur Fa-
milie. Ist das nicht pervers?

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Keiner hat von „pervers“ gesprochen! 
Sie sprechen von „pervers“!)

Damit kommen wir zum entscheidenden Punkt. Quee-
res Leben bedeutet doch nicht die Einforderung von 
Sonderrechten. Das Gegenteil ist der Fall.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Frage aus 

der AfD-Fraktion. Wollen Sie sie zulassen?

Helge Lindh (SPD):
Ja, selbstverständlich. In diesem Fall sehe ich das ganz 

pragmatisch als Möglichkeit der Verlängerung meiner 
Redezeit. Herzlichen Dank.

Birgit Bessin (AfD):
Herr Kollege, ich weise zunächst einmal zurück, dass 

wir als AfD queerfeindlich wären.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Saskia Esken [SPD]: Sie sollen nur umerzogen 
werden!)

Sie haben all die Jahre niemals unseren Debatten zu-
gehört. Wenn Sie den Kollegen zugehört hätten, wüssten 
Sie, dass wir seit Jahren hier in diesem Parlament den 
Schutz der gesamten Gesellschaft fordern.
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(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich frage Sie, warum Sie einen ganz wichtigen Punkt, 
nämlich die Gefahr, die für die gesamte Gesellschaft in 
Deutschland von Islamisten ausgeht, bei dieser Debatte 
wieder unter den Tisch kehren. Die Berliner Integrations-
beauftragte warnt davor, dass Schwule und Lesben in 
Berlin sich nicht mehr in allen Stadtteilen trauen, auf 
die Straße zu gehen, nicht wegen der AfDler, sondern 
wegen der Islamisten, die nämlich nicht hinnehmen, 
dass man schwul oder lesbisch zusammenleben möchte. 
Ich zitiere:

„‚Wir haben in Neukölln, aber auch in anderen 
Stadtteilen in Berlin eine sehr hohe Zahl homopho-
ber Attacken und Straftaten.‘ Viele Menschen in 
islamisch geprägten Milieus“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)

„würden Homosexualität ‚verachten, verabscheuen 
und auch bestrafen wollen.‘“

– So hat Güner Balcı die Zahlen des MANEO-Vereins zu 
homophoben Angriffen beschrieben. Sie fährt fort:

„‚Ich glaube, es war eine Zahl von 80 Prozent […], 
dass da die Täterbeschreibung in der Regel darauf 
hindeutete,“

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Also, das wird 
zu lang!)

„dass da ein Migrationshintergrund zugrunde 
liegt.‘“

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, bitte kurzfassen.

Birgit Bessin (AfD):
Und Sie kehren das absichtlich unter den Tisch.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)
Sie verbreiten Hass und Hetze gegen unsere AfD, gegen 
unsere Unterstützer.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin!

Birgit Bessin (AfD):
Das ist eine Frechheit.

(Beifall bei der AfD – Saskia Esken [SPD]: 
Peinliche Täter-Opfer-Umkehr!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich weise noch einmal darauf hin: Kurze Frage, Kurz-

intervention.
(Birgit Bessin [AfD]: Ich habe 30 Sekunden 

Zeit!)

– Nein, Sie haben nicht 30 Sekunden Zeit. Es kann auch 
länger sein als 30 Sekunden, aber bitte kurz. – Herr Kol-
lege.

(Zuruf von der SPD: Vor allen Dingen war es 
dumm!)

Helge Lindh (SPD):
Die Lautstärke beweist, dass ich einen Volltreffer ge-

landet habe.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: 80 Prozent Is-

lam!)
Ich lobe erst mal, wie gut und flüssig Sie das vorgelesen 
haben. Wunderbar! Das ist schon eine literarische Leis-
tung. Ansonsten war das Ausdruck einer alternativen Lo-
gik. Hätten Sie sich die Mühe gemacht, zuzuhören – das 
wird ja im Protokoll stehen –, wüssten Sie, dass ich ge-
sagt habe: Wir sehen natürlich auch mit größter Sorge 
weltanschaulich und religiös motivierte Anfeindungen,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau das hat er gesagt! – Gegenruf 
des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hat er 
nicht gesagt!)

auch islamistisch und muslimisch motivierte. – Das habe 
ich gesagt. Lesen Sie es im Protokoll nach! Aber das ist es 
ja: Die Wahrheit funktioniert bei Ihnen nicht. Zuhören ist 
schwierig.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: 80 Prozent! – Ge-
genruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Herr Baumann, zuhören und 
denken!)

Was ist das für eine Logik? Wenn ich hier sage, dass 
wir ein großes Problem mit religiös motivierter Trans-
feindlichkeit, aber ein noch größeres mit Rechtsextremis-
mus haben, antworten Sie: Sie müssen aber über Islamis-
mus sprechen. – Ich habe beides angesprochen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Sie haben dauernd über die 
AfD gesprochen! Über die AfD haben Sie 
dauernd gesprochen!)

Damit beweisen Sie doch Ihren Whataboutism. Was ist 
das für eine Logik?

Wir machen die Gesamtschau. Bei uns gibt es nicht 
gute oder schlechte Transfeindlichkeit.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: 80 Prozent Is-
lam!)

Bei Ihnen ist das so: Rechtsextreme Trans- und Queer-
feindlichkeit ist in Ordnung, aber islamistische ist 
schlimm. – Übelst! Alle queeren Menschen drehen sich 
um und kriegen das kalte Erbrechen, wenn sie das hören.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Sie tun doch nichts für queeres Leben. Sie machen 
dagegen permanent Stimmung.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die wählen uns!)
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Und dann tun Sie in Ihrer Wortmeldung gerade so, als 
wären Sie diejenigen, die queeres Leben schützen wollen. 
Dabei benutzen Sie das Thema doch nur, um gegen Mus-
lime Stimmung zu machen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Gucken Sie in die 
Statistiken! Weil sie Angst haben!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege Lindh, ich würde sagen, die Frage ist jetzt 

beantwortet.

Helge Lindh (SPD):
Und das funktioniert nicht. Diese alternative Logik 

funktioniert nicht.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ihre Redezeit läuft jetzt weiter.

Helge Lindh (SPD):
Indem Sie das machen, sind Sie genau die Komplizen 

derjenigen, die – auch religiös motiviert – in den Stadt-
teilen Menschen angreifen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Sie haben gerade Ihre Partnerschaft mit Islamisten be-
kundet.

(Lachen bei der AfD)
Deswegen ist Ihre Partei auch verfassungswidrig: weil sie 
genauso tickt wie Islamisten, weil sie unsere Ordnung 
nicht anerkennt und weil sie nicht sieht, dass das Recht 
queerer Menschen, frei und selbstbestimmt zu leben, eine 
Frage der Verfassung ist.

(Fabian Jacobi [AfD]: Und da wundern Sie 
sich, dass wir lachen, wenn Sie reden!)

Das hat nichts mit Aktivismus zu tun. Das hat in dem Fall 
auch nichts mit Identitätspolitik zu tun. Das hat mit Frei-
heit, Würde und Rechten zu tun.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Und mit Einwan-
derung!)

Drei Worte, die Ihnen so unheimlich fremd sind und die 
Sie hoffentlich irgendwann begreifen werden. Denn ich 
bin überzeugt: Auch in diesem Parlament, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Lindh, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Kommen Sie 

jetzt bitte zum Schluss.
(Zuruf von der AfD: Ende!)

Helge Lindh (SPD):
– in Ihren Reihen, der Wählerschaft der AfD und ihrer 

Mitglieder, gibt es queere Menschen.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sehr viele sogar! 

Viele sogar!)

Und die werden sich wundern, wenn sie so etwas erleben 
müssen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Maik Brückner.

(Beifall bei der Linken)

Maik Brückner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Slutpop hören und Schilder schwin-

gen, Reden halten und rumknutschen – die CSD-Saison 
läuft auf Hochtouren. Wir legen Kokosnuss auf und brin-
gen die AfD auf die Palme;

(Karsten Hilse [AfD]: Uns interessiert über-
haupt nicht, was ihr veranstaltet!)

wir wollen das gute Leben für alle und machen unsere 
Wut produktiv.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

In Göttingen protestiert die Community bei der Uni-
klinik dafür, dass für geschlechtsangleichende Maßnah-
men wieder Kassenrezepte ausgestellt werden. In Dres-
den erkämpft sich der CSD vor Gericht die Anerkennung 
als politische Versammlung. Wer glaubt, dass uns die 
ständigen Angriffe von rechts kleinmachen, der irrt sich – 
sie machen uns noch größer.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Pride ist eine der wichtigsten Massenbewegungen 
unserer Zeit. Letztes Jahr haben in Budapest mehr als 
100 000 Menschen am CSD teilgenommen – trotz Ver-
sammlungsverbot. Ein Moment, der mir besonders in Er-
innerung geblieben ist: Auf der Elisabethbrücke saßen 
zwei junge Menschen mit einem Transparent. Darauf 
stand: „Free Hungary“. An diesem Tag war der Geist 
von Stonewall mit den Händen zu greifen. Das war der 
Anfang vom Ende der Ära Orbán, und das ist gut so.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Morgen findet wieder die Budapest Pride statt – dies-
mal legal. Um das einmal deutlich zu sagen: Das ist uns 
nicht geschenkt worden – das haben wir uns erkämpft.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Carmen 
Wegge [SPD])

Wir sehen: Die extreme Rechte kann geschlagen wer-
den, wenn wir zusammenstehen und unser Ziel nicht aus 
den Augen verlieren: Alle zusammen gegen den Faschis-
mus. Wir sind widersetzen!

(Beifall bei der Linken)
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Ich komme aus Niedersachsen und war dieses Jahr 
schon auf den CSDs in Emden, Osnabrück und Hannover. 
Die politischen Forderungen an die Bundesregierung wa-
ren eindeutig:

Erstens. Trans, inter und nichtbinäre Menschen müs-
sen endlich die medizinische Versorgung erhalten, die sie 
verdienen. Geschlechtsangleichende Maßnahmen dürfen 
doch keine Klassenfrage sein. Machen Sie endlich Ihre 
Arbeit!

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Hören Sie auf, am Selbstbestimmungsgesetz 
herumzupfuschen!

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der AfD-Fraktion.

Maik Brückner (Die Linke):
Nein, danke. – Die Union versucht jetzt, das Selbst-

bestimmungsgesetz über die Justizministerkonferenz zu 
sabotieren. Glauben Sie eigentlich, wir merken das nicht? 
Schluss damit.

Drittens. Stoppen Sie die Abwicklung des Aktions-
plans „Queer leben“! Karin Prien hat gesagt, man muss 
sich damit eben abfinden.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nee, muss man nicht!)

Wir als queere Community werden uns damit sicher nicht 
abfinden. Darauf kann sich Friedrich Merz, darauf kann 
sich Karin Prien, darauf können Sie sich hier alle ver-
lassen.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Bessin erhält jetzt die Möglichkeit zur Kurzinter-

vention.
(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
– Ja, Kolleginnen und Kollegen, man muss das auch alles 
aushalten. – Ich würde aber noch mal darum bitten, dass 
wir dieses Mal nicht in so eine Schreierei verfallen wie 
gerade eben, weil es dann auch mir fast unmöglich ist, 
überhaupt noch gescheit zuhören zu können, geschweige 
denn, dass irgendjemand noch irgendwas versteht. Ich 
denke, wir kriegen das auch wieder in normaler, gesitteter 
Weise hin.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hat schon eine Zwischenfrage ge-
stellt!)

Frau Bessin, bitte.

Birgit Bessin (AfD):
Herr Kollege Brückner, ich möchte zurückweisen, dass 

die AfD grundsätzlich gegen CSD-Veranstaltungen ist. 

Wir haben immer erklärt, dass wir dagegen sind, dass 
unser Steuergeld für diese politisch indoktrinierten Ver-
anstaltungen zum Fenster rausgeworfen wird.

(Helge Lindh [SPD]: Ah! – Saskia Esken 
[SPD]: Jetzt wird’s klar!)

Und ich erkläre Ihnen auch, wieso, und möchte Ihnen 
dann eine Frage stellen.

Zum einen wissen wir mittlerweile, dass bei etlichen 
CSD-Veranstaltungen auch Bands auftreten, die gegen 
den Staat hetzen, die Gewalt verherrlichende Musiktitel 
im Repertoire haben,

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was denn?)

die gegen Familien hetzen und sich auch insgesamt gegen 
den Staat äußern.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was machen Sie denn den ganzen Tag? – Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da 
geht es um Meinungsfreiheit! Meinungsfrei-
heit!)

Das lehnen wir ab, weil die CSD-Veranstaltung damit 
nichts zu tun hat und unser Steuergeld im Prinzip auch 
nicht gegen den Staat ausgegeben werden soll. Des Wei-
teren gibt es genügend Bilder und Videos von CSD-Ver-
anstaltungen, die ich als Kinderpornografie sehen würde,

(Zuruf von der Linken: Ist das Ihr Ernst?)
wenn nackte Menschen dort rumlaufen und zum Beispiel 
kleine Kinder mit herumgeführt werden, die sich dann 
alles angucken müssen,

(Saskia Esken [SPD]: Das haben Sie nicht 
verstanden!)

was bei Kindern im Kleinkindalter nichts zu suchen hat.
Ich wollte Sie fragen, Herr Kollege, warum Sie sich 

nicht dafür starkmachen, dass diese CSD-Veranstaltung 
durch Sponsoren finanziert wird statt durch unser Steuer-
geld. Ich wollte Sie fragen, warum Sie sich nicht dafür 
starkmachen, dass dort keine Musikkonstrukte auftreten, 
die gewaltverherrlichende Texte haben, die Drogen ver-
herrlichen und den Staat am liebsten abschaffen wollen. 
Und ich wollte Sie fragen, warum Sie sich nicht dafür 
starkmachen, dass im Prinzip keine Kinderpornografie 
bei den CSD-Veranstaltungen zutage tritt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Claudia 
Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist 
eine Unverschämtheit! – Zuruf von der SPD: 
Widerlich!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der Kollege erhält jetzt die Möglichkeit zur Antwort.

Maik Brückner (Die Linke):
Eijeijei.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Tobias Matthias 
Peterka [AfD]: Okay, setzen!)

Eigentlich reicht das schon.
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Ich bin sehr stolz und ich bin sehr froh, dass die queere 
Community sich von diesen absurden Beiträgen nicht 
einschüchtern lässt und dann gesammelt auf die Straße 
geht, sich nicht spalten lässt und Ihnen die rote Karte 
zeigt.

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe es gerade in der Rede schon gesagt. Und ich 
glaube, dass Sie hier so ausflippen, wenn es um den 
CSD geht,

(Karsten Hilse [AfD]: Hier flippt überhaupt 
niemand aus! – Zuruf der Abg. Birgit Bessin 
[AfD])

zeigt, dass Sie wirklich Angst vor dieser Bewegung ha-
ben. Deswegen werden wir auch in diesem Sommer 
wieder zu Tausenden auf die Straße gehen. Und die 
CSDs werden auch das Ende der AfD einleiten.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Lachen bei Abgeordneten 
der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Siegfried 

Walch für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich würde mir wünschen, dass wir gerade bei 
so einem Thema, das das tiefste eigene Empfinden von 
Menschen in unserem Land betrifft, in der Lage sind, eine 
sachliche und zumindest wohlwollende Diskussion – und 
dieses Grundwohlwollen auch jedem einzelnen Diskussi-
onsteilnehmer entgegenbringend – führen können.

Natürlich gibt es viele Dinge, die man an dem Antrag 
kritisieren kann. Ich möchte eines vorwegstellen. Es fällt 
mir nämlich nicht leicht, wenn ich diesen Antrag lobe. Er 
wurde von den Grünen gestellt, und irgendwie ist das 
dann schwierig für mich, ihn zu loben. Aber ich nehme 
das Kritische vorweg: In der Diskussion wird mir manch-
mal zu sehr die Unterschiedlichkeit betont. Ich möchte 
einfach aus meinem persönlichen Empfinden mal sagen: 
Ich glaube nicht, dass jeder nur – ausschließlich – aus 
Persönlichkeit, sexueller Orientierung, religiösem Be-
kenntnis oder politischer Ideologie besteht, sondern ein 
Mensch besteht aus mehr. Deswegen ist mir vor allem 
eines immer wichtig: die Gemeinsamkeiten zu betonen 
und nicht die Unterschiede.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was ich ausdrücklich gut finde, ist – das ist übrigens 
auch Ziel dieses Staates – Sicherheit für alle gleicherma-
ßen zu gewährleisten. Das ist übrigens auch eines der 
wichtigsten Ziele dieser Koalition. Was ich an dem An-
trag ausdrücklich gut finde – da möchte ich Sie loben; 
bitte nicht durcheinanderkommen, wenn ich das tue –,

(Zuruf von der SPD: Ui! – Zuruf der Abg. 
Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

ist die Verurteilung von Diskriminierung und Gewalt ge-
genüber Menschen wegen ihrer sexuellen Orientierung. 
Das hat in unserem Land nichts verloren, und so etwas 
gehört unisono verurteilt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte, dass wir uns hier auch darüber einig sind, 
meine Damen und Herren.

Das Zweite ist: Sie fordern, dass queere Menschen 
bestärkt werden, dass man sein Versammlungsrecht 
auch auf CSDs wahrnehmen können soll. Natürlich 
möchte ich das hiermit auch tun. Und ich wünsche mir 
noch eines mehr: Ich wünsche mir, dass das jeder auch 
ohne mulmiges Gefühl tun kann. Jeder soll sich hier auch 
sicher fühlen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Und dass das ein Thema ist, meine Damen und Herren, 
zeigt sich daran, dass eben jeder zweite CSD 2025 auch 
mit Angriffen und Störungen konfrontiert war. Wir neh-
men das nicht hin, und ich bitte, auch zu sehen, dass 
gerade diese Bundesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen solche Angriffe auf unsere Versammlungs-
freiheit niemals akzeptieren werden, meine Damen und 
Herren. Da sind wir uns doch hoffentlich einig in diesem 
Hause.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich möchte klarstellen: Muss man alles gut finden, was 
auf einer Versammlung, zum Beispiel einem CSD, pas-
siert? Natürlich nicht. Kann man sagen, dass manches 
weit über das hinausgeht, was man gut findet oder das 
eigene Empfinden von Anstand verletzt? Natürlich, auch 
solche Kritik ist völlig erlaubt.

Aber der Angriff auf den CSD als solchen ist nicht 
akzeptabel. Dass solche Versammlungen stattfinden kön-
nen müssen, ist doch völlig klar. Das garantiert die Ver-
sammlungsfreiheit in diesem Staat – übrigens eine der 
wichtigsten Freiheiten, die wir in unserer Demokratie 
haben. Keine demokratische Ordnung ohne Versamm-
lungsfreiheit! Deswegen werden wir das auch immer ver-
teidigen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und ich möchte klarstellen: Wer Menschen aufgrund 
seiner sexuellen Orientierung angreift, der ist aus meiner 
Sicht nicht nur feige, sondern er hat nicht verstanden, was 
Freiheit eigentlich bedeutet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich weiß manchmal 
nicht, wieso wir uns mit dem Begriff von Freiheit oft so 
schwertun. Freiheit heißt eben nicht: Ich darf so sein, wie 
ich will, und jeder andere hat dann so zu sein, wie ich 
lebe, sondern Freiheit heißt, zu akzeptieren, dass jeder 
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vielleicht seinen eigenen Weg findet, der aber trotzdem 
weder schlecht noch immer gleich böse ist. Jeder darf so 
leben, wie er das möchte – ein ganz, ganz wichtiger 
Grundsatz.

Ich verstehe nicht, warum wir das gesellschaftlich – 
nicht gesetzgeberisch; das ist gar nicht das Thema – im-
mer wieder infrage stellen. Lasst uns doch mal ein biss-
chen mehr Ungleichheit, ein bisschen Unterschiedlich-
keit akzeptieren! Das ist Liberalität; das ist Freiheit, 
meine Damen und Herren, und darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Freiheit heißt eben nicht Gleichheit und Gleichmache-
rei, sondern Freiheit heißt, dass wir Unterschiede akzep-
tieren und trotzdem die Gleichwertigkeit jedes Einzelnen 
akzeptieren. „Jeder soll nach seiner Fasson selig wer-
den“, hat ein Preußenherrscher gesagt. Bei uns in Bayern 
ist es die Liberalitas Bavariae, nämlich die Freiheit, an-
ders zu sein. Ich finde, das ist einer der größten Werte, die 
unsere Gesellschaft zu bieten hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Diese gibt es aber nur mit Sicherheit. Deswegen kämpft 
diese Sicherheitskoalition auch so stark dafür, dass wir 
unsere Behörden mit den notwendigen Befugnissen aus-
statten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, ich bin Patriot vor allem 

wegen der Freiheiten, die dieses Land bietet. Und ich 
bitte um eines: Bei allen notwendigen Diskussionen 
möchte ich schon, dass wir auch wahrnehmen, dass die 
allermeisten Menschen auf dieser Erde nicht das Glück 
haben, mit so vielen Freiheiten ausgestattet zu sein, wie 
das bei uns in Deutschland der Fall ist. Ich bin ausdrück-
lich froh darüber. Darauf sollten wir stolz sein, und dafür 
gilt es auch zu kämpfen. Ich bin stolz auf dieses Land, 
weil es diese Freiheiten gewährt. Dafür steht Schwarz- 
Rot-Gold.

Gottes Segen unserer Heimat.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf der Abg. Claudia Roth 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in der Debatte macht Tobias Ebenberger 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Tobias Ebenberger (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordnete! Liebe Bürger auf der Tribüne! Ei-
nes vorweg: Der Staat muss selbstverständlich soge-
nannte Gay-Pride-Veranstaltungen vor Gefahren durch 
Dritte schützen und gegebenenfalls geeignete polizei-
liche Maßnahmen treffen. Er muss dies für alle angemel-
deten öffentlichen Versammlungen tun, natürlich – da 
sind wir uns einig – auch für patriotische Kundgebungen 
und Parteitage der Alternative für Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Die Grünen und Linken aber verfolgen mit ihren An-

trägen weitaus mehr. Sie benutzen queere, sagen Sie ja 
immer, Menschen

(Isabelle Vandre [Die Linke]: Oh, er kann es 
richtig aussprechen! Glückwunsch!)

als Werkzeug zur Durchsetzung Ihrer Herrschafts- und 
Transformationslogiken. Denn die von Ihnen längst ver-
ratene Arbeiterklasse taugt nicht mehr als das revolutio-
näre Subjekt. Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender 
und Migranten passen heutzutage besser für Sie in den 
Kram. Deshalb begnügt sich der Regenbogenkult

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Meine Güte! Was für ein Stuss!)

eben nicht mit Gleichberechtigung, sondern verlangt hier 
Gleichstellung.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)
Dafür greift er nach der Sprache, nach der Bildung, nach 
der Erziehung.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)
Ich persönlich bin selbst mit einem Mann verheiratet 

und sage Ihnen: Lassen Sie die heterosexuelle Mehrheit 
mit diesem Quatsch endlich in Ruhe!

(Beifall bei der AfD)
Die heterosexuelle Mehrheit will keine Dragqueen-Vor-
lesungen in Kitas,

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])
und niemanden, der bei Trost ist, juckt es, ob die Sprache 
gendergerecht ist – egal mit wem er sich das Schlafzim-
mer teilt. Heteros und Homos haben andere Sorgen, ge-
meinsame Sorgen: die Zerstörung von innerer Sicherheit 
hier in Deutschland, die Demontage von Freiheitsrechten, 
die Vernichtung unseres Wohlstands.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege.

Tobias Ebenberger (AfD):
Hören Sie auf, die Menschen in Gruppen zu spalten!

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
Fangen wir endlich an, sie zusammenzubringen, um für 
unser Land eine gute Zukunft zu schaffen!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der Fraktion Die Linke. Wollen Sie diese 
zulassen?

Tobias Ebenberger (AfD):
Sehr gerne, Herr Brückner.

Maik Brückner (Die Linke):
Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Ich höre ja 

immer wieder aus den Reihen der AfD, dass Sie sich ja 
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eigentlich gar nicht gegen Homosexuelle aussprechen, 
sondern eigentlich die wirklichen Allys sind. Sie haben 
sich ja auch selber als Beispiel genannt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Unsere Partei-
vorsitzende!)

– Die Parteivorsitzende, die in der Schweiz lebt, natürlich 
auch.

(Tobias Ebenberger [AfD]: Das ist völliger 
Quatsch! – Weiterer Zuruf von der AfD: Sie 
lebt nicht in der Schweiz!)

Aber was mich wirklich interessieren würde: Es gibt ja 
zum Thema Homosexualität selbst widersprüchliche 
Aussagen in der AfD, nicht nur zu Transpersonen. Bisher 
ist die AfD ja vor allem dadurch aufgefallen, dass sie bei 
allen Fortschritten, die in den letzten Jahrzehnten durch 
die queere Community erkämpft wurden, immer ziemlich 
konsequent dagegen war. Jetzt mag es ein paar Leute in 
der AfD geben, die das anders sehen. Deswegen meine 
Frage an Sie – ich schätze mal, dass Sie wahrscheinlich 
ein Befürworter zum Beispiel der Ehe für alle sind –: 
Glauben Sie, das sieht auch eine Mehrheit in der AfD 
so; ist das eine Mehrheitsposition? Sehen das alle so? 
Würden Sie den Leuten, die das nicht so sehen, da auch 
widersprechen?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Saskia Esken [SPD])

Tobias Ebenberger (AfD):
Vielen Dank für die Frage an dieser Stelle. – Zunächst 

einmal möchte ich sagen, dass viele Schwule, Lesben, 
Bisexuelle und Transmenschen, wie sie sich heute so-
zusagen auch zwischendurch mal bezeichnen, eben nicht 
Teil dieser queeren Community, dieser queeren LGBTQ- 
Community sein wollen, weil sie eben so ist, wie sie ist. 
Und nur weil Sie immer mehr Absurditäten draufpacken,

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das war doch eine ganz konkrete Frage!)

müssen Sie sich an der Stelle nicht wundern, dass Leute 
das kritisieren. Damit kritisieren sie aber nicht die ganzen 
Gruppen,

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])

die Sie sozusagen für sich zu vereinnahmen und rein-
zupacken versuchen. Das zum einen.

Ich komme jetzt zurück zur Frage. Die Ehe für alle 
wurde ja hier von diesem Hohen Hause im entsprechen-
den Jahr beschlossen.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
2017!)

Und es gibt jetzt auch immer noch über 30 000 Menschen, 
die in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben. 
Hier besteht offenbar überhaupt gar kein Interesse, die 
Ehe für alle zu wählen und das Ganze umschreiben zu 
lassen. Auch hier sollten wir uns nicht an der Begrifflich-
keit aufhängen. Die Möglichkeit bestand, und ich fände 
es auch fair, wenn wir, die das eben nicht als Ehe bezeich-
nen wollen,

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum haben Sie dann geheiratet?)

auch wieder eine eingetragene Lebenspartnerschaft wäh-
len können, weil es über 30 000 Menschen in diesem 
Land betrifft. Die hatten damals noch das Privileg; ich 
hatte es 2021 nicht mehr.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Warum haben Sie dann geheiratet? Sie zwingt 
doch niemand, zu heiraten!)

Dementsprechend hänge ich mich nicht an Begrifflich-
keiten auf.

Wir sehen aktuell in den Umfragen, auch auf verschie-
denen Portalen, dass wir als Alternative für Deutschland 
die beliebteste Partei bei schwulen Männern sind.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)
Sie wissen auch ganz genau, warum Sie versuchen, das 

Ganze immer irgendwie unter den Tisch zu kehren. Wo 
das Problem liegt? Der rosa Elefant steht im Raum. Jeder, 
der einige Jahre in Köln oder in Berlin gelebt hat, weiß, 
wovon ich spreche. – Vielen lieben Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Saskia 
Esken [SPD])

Meine Damen und Herren, wofür stehen denn diese 
Gay-Pride-Paraden eigentlich heute? Ich kann Ihnen ob 
der kurzen Redezeit nur einen kleinen Einblick verschaf-
fen.

Knapp sieben Jahre – ich habe es eben schon gesagt – 
habe ich in Köln gelebt. Dort gibt es die ColognePride, 
die größte dieser Paraden in Deutschland. Was vielleicht 
einmal als buntes, fröhliches Treiben anmutete, hat sich 
in atemberaubender Geschwindigkeit zu einer offenen, 
sexualisierten Fetisch- und Drogenparty entwickelt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau! – Claudia 
Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist 
so ein Wahnsinn, was Sie da erzählen!)

Und mittendrin, zwischen nackten Hintern und Sexkos-
tümen: kleine Kinder. Das stört offenbar überhaupt gar 
niemanden – weder die Veranstalter noch die Teilnehmer 
noch die Medien noch Sie als Politik.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist das Pro-
blem!)

Wo, meine Damen und Herren, bleibt da der Jugend- und 
Kinderschutz? Der liegt Ihnen doch sonst angeblich im-
mer so am Herzen.

(Beifall bei der AfD – Claudia Roth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Widerlich!)

Offenbar sind wir von der Alternative für Deutschland 
die Einzigen, die das aussprechen, was ist, statt drum 
herumzureden. Und für alle, die wie ich keine Lust 
mehr auf diesen hedonistischen Klimbim haben,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
ja, für die gibt es eben die Alternative für Deutschland,

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oje!)

und das ist auch gut so.
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(Beifall bei der AfD – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Super! – Zuruf der Abg. Carmen 
Wegge [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe hiermit die Aussprache zu diesem Tages-

ordnungspunkt.
Tagesordnungspunkt 27a. Wir kommen zur Abstim-

mung über den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf der Drucksache 21/6654 mit dem Titel „Vielfalt 
feiern, Freiheit schützen, Sicherheit gewährleisten“. Wer 
stimmt für den Antrag? – Das sind die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Unionsfraktion, AfD- 
Fraktion und SPD-Fraktion. Wer enthält sich? – Enthal-
tungen gibt es keine. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 27b. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen mit dem Titel „Queerfeindliche Hasskrimi-
nalität wirksam bekämpfen und die rechtliche Diskrimi-
nierung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und 
intergeschlechtlichen sowie anderen queeren Personen 
beenden“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/6416, den Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf der Drucksache 
21/580 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussemp-
fehlung? – Das sind die AfD, die Unionsfraktion, die 
SPD-Fraktion. Gegenprobe! – Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die 
Fraktion Die Linke. Gibt es Enthaltungen? – Wenn das 
nicht der Fall ist, dann ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 27c. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Innenausschusses zu dem Antrag 
der Fraktion Die Linke mit dem Titel „Queeres Leben 
stärken – Christopher-Street-Days schützen“. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/4973, den Antrag der Fraktion Die Linke 
auf Drucksache 21/2575 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Unionsfrak-
tion, die AfD-Fraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Enthaltungen? – 
Gibt es keine. Die Beschlussempfehlung ist damit an-
genommen.

Ich will zum Abschluss dieser Aussprache noch etwas 
in Richtung von Herrn Jacobi sagen. Ich finde es ehr-
licherweise ungebührlich, dass Sie hier die Bedeutung 
von „queer“ mit „sonderbar“ und Ähnlichem definiert 
haben. Sie wissen genau, Herr Jacobi, dass das falsch 
ist, dass das eine politische Selbstbezeichnung ist.

(Fabian Jacobi [AfD]: Danke schön! Ich brau-
che diese Korrektur nicht!)

Auf die weitere Definition gehe ich nicht ein. Ich will das 
auch noch mal an dieses Haus adressieren: Wer das Wort 
„queer“ benutzt, bezeichnet andere Menschen selbstver-
ständlich nicht

(Fabian Jacobi [AfD]: Hören Sie doch auf, die 
Rede zu rezensieren! Das ist nicht Ihre Rolle!)

als sonderbar und Ähnliches. Das darf ich an dieser Stelle 
sehr wohl sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Dass das ungebührlich und unparlamentarisch ist, darf 
ich an dieser Stelle auch sagen; denn es vermittelt einen 
völlig falschen Eindruck.

(Fabian Jacobi [AfD]: Sie missbrauchen Ihr 
Amt! Lassen Sie das!)

– Ich lasse mir von Ihnen nicht sagen, was ich hier zu tun 
oder zu lassen habe. Wenn Sie das jetzt wiederholen, 
dann gibt es dafür einen Ordnungsruf. Sie können sich 
beschweren, so viel Sie wollen, aber Sie haben die Sit-
zungsleitung nicht zu kritisieren.

(Fabian Jacobi [AfD]: Und Sie haben mich 
nicht zu rezensieren!)

Ich habe das Recht dazu, das hier für den Rest des Hauses 
klarzustellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Zuruf des Abg. Tobias 
Matthias Peterka [AfD])

Es sei denn, die AfD-Fraktion macht sich insgesamt mit 
dieser Aussage gemein.

Damit rufe ich jetzt auf die Tagesordnungspunkte 28a 
und 28b: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Stärkung der strafrechtlichen Verfol-
gung des Menschenhandels und der sexuel-
len Ausbeutung sowie zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2024/1712 

Drucksache 21/6584
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Denise Loop, Dr. Lena Gumnior, Marlene 
Schönberger, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Betroffene besser schützen – Menschen-
handel und Zwangsprostitution bekämp-
fen

Drucksache 21/6347
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde auch hier eine Dauer von 
30 Minuten vereinbart.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 87. Sitzung. Berlin, Freitag, den 26. Juni 2026                                                                                                                                                                                                   10701 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Tobias Ebenberger 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/065/2106584.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/063/2106347.pdf


Ich eröffne hiermit die Aussprache. Die erste Rednerin 
in dieser Debatte ist für die Bundesregierung Anette 
Kramme, Parlamentarische Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin der Justiz und für Verbraucherschutz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Liebe Kollegen und Kollegin-
nen! Menschenhandel und Ausbeutung sind keine Rand-
phänomene. Auch in Deutschland gibt es Tatorte. Das 
junge Mädchen neben Ihnen im Bus ist vielleicht zwangs-
verheiratet. Der Mann auf der Baustelle nebenan wird 
möglicherweise überwacht und ausgebeutet. In Bordel-
len, Nagelstudios, auf dem Bau oder auf dem Schlacht-
hof: Moderne Sklaverei ist nicht immer sichtbar,

(Kay Gottschalk [AfD]: Moderne Sklaverei 
mit 50 Prozent Steuern und Abgaben, Frau 
Kollegin!)

aber sie findet an vielen Orten statt.
Betroffene werden häufig mit Lügen angeworben, ih-

rer Freiheit beraubt, systematisch kontrolliert und aus-
gebeutet. Wir sprechen hier von Menschen, die sich in 
einer Lage der Schwäche oder Abhängigkeit befinden 
und genau deshalb besonders schutzbedürftig sind.

Der Gesetzentwurf, den wir heute in erster Lesung 
beraten, zieht daraus Konsequenzen. Mit dem Gesetzent-
wurf verbessern wir die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, um Täterinnen und Täter konsequenter zur Rechen-
schaft zu ziehen und damit auch Betroffene besser zu 
schützen.

Was ändert sich konkret?
Erstens schließen wir Strafbarkeitslücken. Künftig 

macht sich auch strafbar, wer Dienste von Personen in 
Anspruch nimmt, obwohl er weiß, dass diese Personen 
Opfer von Menschenhandel oder Ausbeutung sind,

(Beifall des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

zum Beispiel im Nagelstudio oder im Baugewerbe. Au-
ßerdem ergänzen wir weitere Ausbeutungsformen, näm-
lich die der Leihmutterschaft, der Zwangsheirat und der 
illegalen Adoption, sodass auch der Menschenhandel zu 
diesen Zwecken und die nachgelagerte Ausbeutung künf-
tig strafbar sind.

Zweitens verbessern wir die Grundlage für eine effek-
tivere Strafverfolgung durch einfachere und klarer for-
mulierte Straftatbestände.

Drittens verbessern wir den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen vor sexueller Ausbeutung.

Und viertens erhöhen wir den Strafrahmen für beson-
ders schwere Fälle der Zwangsprostitution.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieses Gesetz 
schafft die Grundlage dafür, dass Opfer von Menschen-
handel und Ausbeutung besser geschützt und Täter kon-
sequenter bestraft werden, und wir gewährleisten damit, 

dass die Strafverfolgungsbehörden die Werkzeuge erhal-
ten, die sie dafür brauchen. Täter sollen wissen: Der Staat 
meint es ernst.

Ich appelliere daher an Sie: Lassen Sie uns bei diesem 
Thema mit großer Geschlossenheit auftreten – für die 
Würde jedes Menschen, für die Opfer, die keine Stimme 
haben. Die haben heute unsere Stimme verdient.

In diesem Sinne: Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Rainer Galla.

(Beifall bei der AfD)

Rainer Galla (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren Kollegen! Liebe Landsleute! Menschenhan-
del – historisch atmet dieses Wort den Geist des Sklaven-
handels, aber das wäre zu kurz gegriffen. Es geht um 
mehr als nur um Verschleppung. Es geht um sexuelle 
Unterwerfung und Ausbeutung von Frauen und Kindern, 
um Zwangsprostitution, um Ausbeutung von Arbeits- 
kraft bis zur Zwangsarbeit, um Zwangsehen, Zwangs-
adoptionen, auch um Genitalverstümmelung, eines der 
schlimmsten Verbrechen überhaupt. All das ist nur mög-
lich, wenn Menschen ihr Menschsein genommen wird, 
wenn der Mensch zur Ware, zur Handelsware wird.

Meine Damen und Herren, darin, dass dies entschieden 
und konsequent zu bekämpfen ist, sind wir uns wohl alle 
einig. Und da spreche ich nicht nur für mich, sondern 
wohl für das gesamte Haus, zumindest für die Fraktion 
der AfD.

(Beifall bei der AfD – Isabelle Vandre [Die 
Linke]: Sie sprechen nicht in unserem Namen!)

Die Richtlinie stammt aus dem Jahre 2024 und ist bis 
zum 15.07.2026 in nationales Recht umzusetzen. Es ist 
das dritte Mal, dass die Umsetzung einer Richtlinie oder 
eines Urteils des Verfassungsgerichts kurz vor Fristab- 
lauf durchgebracht werden soll. Und: Braucht es wirklich 
erst eine EU-Richtlinie, bis die Bundesregierung tätig 
wird? Braucht es erst eines Anstoßes von außen? Sämt-
liche vorgenannten Verbrechen kann man auch erkennen, 
wenn man mal mit offenen Augen durch dieses Land 
geht, Frau Staatssekretärin.

(Beifall bei der AfD)

Wer den Gesetzentwurf der Bundesregierung liest, der 
erkennt einen textgewordenen Pflichtenkatalog: Tat-
bestände werden umsortiert, geringfügig ergänzt, Formu-
lierungen neu gefasst, Strafandrohungen moderat erhöht. 
Immerhin: Wie von der EU vorgegeben, wandern nun 
verschiedene Ausprägungen der Ausbeutung – das hat 
die Frau Staatssekretärin richtig gesagt – in den Komplex 
der Begrifflichkeit „Menschenhandel“. Das ist doch 
schon was. Der Beratung im Ausschuss und der Sach-
verständigenanhörung sehen wir daher gerne entgegen.
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Aber wir haben ja auch noch den Antrag der Bünd-
nisgrünen zu beraten, deren übliche Sprachmuster dem 
Antrag wie folgt entnommen werden können: Patriarcha-
lische Machtstrukturen seien die tiefere Ursache der glo-
balen Ausbeutungsindustrie, es müsse eine neue Büro-
kratie zur Verbesserung der Betroffenenrechte installiert 
werden, die Nichtregierungsorganisationen müssten noch 
mehr aufgepäppelt werden, es bedürfe eines weiteren 
Nationalen Aktionsplans, eine „Nationale Koordinie-
rungsstelle Menschenhandel“ – Sie meinen wohl eine 
Koordinierungsstelle gegen den Menschenhandel – solle 
eingerichtet werden, Schutzunterkünfte, bla, bla, blubb.

Daneben sollen aufenthaltsrechtliche Vorschriften zu-
gunsten von Betroffenen geändert werden, was dann zu 
einem pauschalen Aufenthaltsrecht in unserem Land 
führt. Ich kann gar nicht abschätzen, was ich hierzu alles 
ausführen könnte. Aber nehmen Sie bitte eines mit: Es 
entspricht unserer Rechtsordnung und auch unserem 
Menschenbild, dass jeder Fall individuell betrachtet wird. 
Eine Pauschalvorgabe, wie von den Bündnisgrünen ge-
fordert, lehnen wir ab.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, während der Gesetzentwurf 

in den Beratungen vielleicht noch entscheidende Bes-
serung erfahren kann, führt mich der Antrag der Bünd-
nisgrünen zu folgendem Fazit: Die Bekämpfung des 
Menschenhandels und der sexuellen Ausbeutung ist viel 
zu wichtig, als dass man dies einer links-grünen Ideologie 
und deren Flausen überlassen dürfte.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die 

Unionsfraktion Susanne Hierl.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Menschenhandel ist keine Randerscheinung. Er findet 
mitten in unserer Gesellschaft statt – hinter verschlos-
senen Türen, auf Baustellen, in Wohnungen, im Rotlich-
milieu oder im Internet. Der vorliegende Gesetzentwurf 
enthält wichtige Ansätze zur Bekämpfung, die wir als 
Union ausdrücklich begrüßen. Denn für uns gilt: Der 
Schutz von Gewaltopfern, insbesondere von Opfern se-
xueller Gewalt, hat höchste Priorität. Wer Menschen aus-
beutet, muss konsequent verfolgt werden. Wer Opfer 
schützt, stärkt unseren Rechtsstaat.

Der Entwurf sieht neben der Umsetzung der Ände-
rungsrichtlinie Menschenhandel eine umfassende Neu-
ordnung des Menschenhandels- und Sexualstrafrechts 
vor.

Ein wichtiger Schritt ist die Einordnung der Zwangs-
prostitution als Straftat gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung. Der neue Standort im Strafrecht macht deutlich, 
worum es geht: um schwerste Eingriffe in die Würde und 
die körperliche und sexuelle Integrität eines Menschen.

Auch die Neuregelung des Menschenhandelstatbestan-
des ist im Grundsatz richtig. Künftig werden weitere 
Formen der Ausbeutung, etwa die Zwangsheirat, illegale 
Adoption oder missbräuchliche Leihmutterschaft, aus-
drücklich erfasst.

Ebenso begrüßen wir die Ausweitung der Strafbarkeit 
auf der Nachfrageseite. Wer wissentlich Dienstleistungen 
in Anspruch nimmt, die auf Ausbeutung beruhen, muss 
künftig ebenfalls mit strafrechtlichen Konsequenzen 
rechnen. Denn: Ausbeutung funktioniert nur dort, wo es 
auch Nachfrage gibt.

Wichtig ist außerdem, dass weitere Formen der Aus-
beutung künftig in den Katalog des § 100a Strafprozess-
ordnung aufgenommen werden. Damit erhalten die Er-
mittlungsbehörden die Instrumente, die sie brauchen, 
um die oft professionellen Strukturen des Menschenhan-
dels wirksam aufzudecken.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Abgeordnete, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

aus den Reihen der AfD?

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Sebastian Maack (AfD):
Hohes Präsidium, vielen Dank für erhaltenes Wort. – 

Liebe Kollegin Hierl, vielen Dank, dass Sie die Zwi-
schenfrage zulassen. Sie haben gerade in Ihrer Rede 
von einer „missbräuchlichen Leihmutterschaft“ gespro-
chen. Das impliziert ja, dass es auch eine vernünftige, 
richtige oder in irgendeiner Form nicht missbräuchliche 
Leihmutterschaft geben könnte. Da würde mich interes-
sieren: Was wäre das denn? Wie würde dann eine nicht 
missbräuchliche Leihmutterschaft aussehen?

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Also, Leihmutterschaft ist bei uns nicht erlaubt und 

darf auch in keiner Form durchgeführt werden. Und sollte 
jemand jemanden für eine Leihmutterschaft benutzen, die 
illegal bei uns ist, so fällt das – das ist hier noch mal 
aufgenommen – unter den Tatbestand des Menschenhan-
dels. Mehr ist es nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Genau!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich lasse jetzt die Uhr weiterlaufen, Frau Kollegin.

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Auch beim Schutz Minderjähriger enthält der Entwurf 

deutliche Verbesserungen. Eigenständige Vorschriften 
stärken die Rechte der Betroffenen.

Meine Damen und Herren, diese Koalition hat den 
Schutz von Gewaltopfern bereits spürbar gestärkt. Diesen 
Weg wollen wir fortsetzen. Wir müssen die vorgesehenen 
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Strafrahmen aber noch mal prüfen. Wenn bei Gewalt oder 
Drohungen künftig niedrigere Mindeststrafen möglich 
wären als bislang, dann stellt sich die Frage, ob das tat-
sächlich das richtige Signal sendet. Auch die Verjäh-
rungsregelungen sollten wir uns vielleicht noch mal an-
schauen und diskutieren, ob der Entwurf hier weit genug 
geht. Denn viele Betroffene finden erst nach langer Zeit 
die Kraft, über das Erlebte zu sprechen.

Ein weiterer Punkt – der ist mir sehr wichtig – ist die 
sogenannte Loverboy-Methode. Wir sollten diese stärker 
in den Blick nehmen. Hierbei täuschen Täter meist junge 
Frauen, indem sie ihnen eine Liebesbeziehung vorspie-
len. Sie schaffen emotionale Abhängigkeit und zwingen 
diese Frauen dann anschließend in die Prostitution. Ge-
rade diese perfide Form der Ausbeutung verdient beson-
dere Aufmerksamkeit im Gesetz wie in der Prävention.

Meine Damen und Herren, ein Gesetz ist dann gut, 
wenn es im Alltag wirkt, wenn Täter konsequent verfolgt 
werden und die Opfer wirksam geschützt sind. Dafür ist 
unser Gesetzentwurf ein wichtiger Schritt. Lassen Sie ihn 
uns in den Beratungen noch besser machen – für mehr 
Opferschutz und eine starke Strafverfolgung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Denise Loop 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denise Loop (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute reden wir über ein Thema, das mich 
politisch und persönlich sehr bewegt. Es geht um Men-
schenhandel und wie wir ihn besser bekämpfen können. 
Es geht um die Menschenwürde und den Schutz vor Ge-
walt.

Menschenhandel und Zwangsprostitution sind schwere 
Verbrechen, die wir mit allen Mitteln bekämpfen müssen. 
Jede betroffene Person von Menschenhandel ist eine zu 
viel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade deshalb bin ich von dem vorliegenden Gesetz-
entwurf der Bundesregierung schwer enttäuscht.

Mit Ihrem Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Men-
schenhandelsrichtlinie verpassen Sie eine einmalige 
Chance für mehr Opferschutz. Ihr Gesetzentwurf fokus-
siert auf Strafgesetzänderungen und Strafrahmenerhö-
hungen. Das ist wichtig, aber reicht bei Weitem nicht 
aus, um Menschenhandel wirksam zu bekämpfen, und 
erst recht nicht, um Betroffene konsequent zu schützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Entwurf bleibt hinter dem Notwendigen zurück und 
lässt Verbesserungen im Opferschutz offen. Dabei for-
dern Beratungsstellen und Menschenrechtsorganisatio-
nen diese seit Jahren.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Wo ist der Opferschutz in Ihrem Gesetzentwurf?
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Menschenhandel wird nämlich nicht allein mit einem 
höheren Strafrahmen bekämpft. Wir wissen, dass die 
Wahrscheinlichkeit, dass eine Straftat aufgedeckt wird, 
viel wichtiger ist als die Androhung einer Strafe.

Für uns Bündnisgrüne steht der Opferschutz im Fokus. 
Deshalb bringen wir heute zu Ihrem Gesetzentwurf auch 
einen eigenen Antrag ein: für einen wirksamen Schutz 
aller Betroffenen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Unser Antrag umfasst deswegen 34 Maßnahmen in den 
Bereichen Prävention, Schutz, Koordination, Strafverfol-
gung und Forschung. Drei zentrale Maßnahmen möchte 
ich dabei hervorheben:

Erstens. Ein Aufenthaltsrecht für Betroffene von Men-
schenhandel unabhängig von ihrer Mitwirkung im Straf-
verfahren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Das ist eine zentrale Opferschutzmaßnahme, die endlich 
umgesetzt werden muss.

Zweitens. Spezialeinheiten bei Polizei und Schwer-
punktstaatsanwaltschaften für die bessere Strafverfol-
gung, damit sowohl mehr Betroffene identifiziert als 
auch mehr Täter vor Gericht erfolgreich verurteilt wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und drittens. Eine bundesweite Strategie gegen Men-

schenhandel mit und die Ausbeutung von Minderjähri-
gen. Denn Kinder und Jugendliche, die von Menschen-
handel betroffen sind, fallen allzu oft durchs Raster. Das 
bestätigt auch ein Bericht von der Berichterstattungsstelle 
Menschenhandel.

Darüber hinaus sind auch noch weitere strukturelle 
Maßnahmen notwendig.

Die unabhängige Berichterstattungsstelle Menschen-
handel muss gesetzlich verankert und dauerhaft durch 
den Bundeshaushalt finanziert werden.

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ihre Daten und Berichte sind zentral, um den neuen Ent-
wicklungen im Menschenhandel gerecht zu werden.

Und es braucht auch eine Nationale Koordinierungs-
stelle Menschenhandel bei der Bundesregierung. Denn 
die nachhaltige Bekämpfung des Menschenhandels so-
wie ein verbesserter Opferschutz ist eine dauerhafte Auf-
gabe der Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Für uns alle sollte klar sein: In den anstehenden Haus-

haltsberatungen darf keine Maßnahme gegen Menschen-
handel gekürzt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Im Gegenteil: Es braucht zusätzliche Mittel, um die Na-
tionalen Aktionspläne gegen Menschenhandel vollstän-
dig umzusetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Alles andere wäre ein Armutszeugnis.
Liebe Kolleginnen und Kollegen der Regierungsfrak-

tionen, der Entwurf enthält wichtige Änderungen im 
Strafgesetzbuch, aber er muss im parlamentarischen Ver-
fahren deutlich verbessert und erweitert werden. Es 
braucht endlich einen großen Wurf im Kampf gegen 
Menschenhandel und zum Schutz der Betroffenen. Wir 
dürfen die Betroffenen nicht weiter im Stich lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Maik Brückner [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Pascal Meiser für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Pascal Meiser (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die ver-

mutlich widerlichste Form der Ausbeutung im Zusam-
menhang mit Menschenhandel ist die Zwangsprostituti-
on. Doch auch der Menschenhandel in Verbindung mit 
anderen Formen der Arbeitsausbeutung befindet sich in 
Deutschland auf einem traurigen historischen Höchst-
stand. Immer öfter werden Menschen unter Ausnutzung 
von Notlagen und Abhängigkeiten gezwungen, unter 
menschenunwürdigen und illegalen Bedingungen zu ar-
beiten. Gegen all diese Formen der modernen Sklaverei 
in Deutschland muss endlich konsequent vorgegangen 
werden.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das betrifft Zwangsprostitution. Das betrifft aber 
auch Branchen wie den Bau, die Fleischindustrie oder, 
ja, auch die Gastronomie. Dazu ein Beispiel aus meinem 
Wahlkreis in Berlin. Anfang des Monats wurde ein Fall 
bekannt, bei dem gezielt indische Spezialitätenköche an-
geworben worden waren und danach über Jahre aus-
gebeutet wurden. Die Pässe wurden ihnen abgenommen, 
sie mussten regelmäßig 13 Stunden am Tag schuften, 
wurden dabei weit unterhalb des Mindestlohns bezahlt – 
wenn überhaupt. Ihre Unterkünfte waren hoffnungslos 
überbelegt; sie waren in den Kellern, in denen sie auch 
gleichzeitig die entsprechenden – in Anführungszeichen – 
„Spezialitäten“ kochen mussten, die dann in anderen Res-
taurants verkauft wurden. Meine Damen und Herren, sol-
che Zustände dürfen wir in unserem Land doch nicht 
länger dulden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vieles von dem, was Sie in Ihrem Gesetzentwurf vor-
schlagen, geht dabei in der Tat in die richtige Richtung. 
Das gilt für die Aufnahme von Ausbeutungsformen wie 
Zwangsheirat im Zusammenhang mit Menschenhandel. 
Das gilt für die Klarstellung, dass Menschenhandel und 

Ausbeutung auf der Ausnutzung jedweder besonderen 
Schutzbedürftigkeit basieren können. Und das gilt ganz 
besonders für die Ausweitung der sogenannten Nachfra-
gestrafbarkeit auf alle Ausbeutungsformen. Das heißt 
übersetzt, dass sich nicht nur die Menschenhändler selbst 
strafbar machen, sondern dass auch diejenigen, die von 
den Dienstleistungen, von der Arbeit, von der Ausbeu-
tung profitieren, damit zum Teil auch ein gutes Geschäft 
machen, endlich richtig in den Fokus der Strafverfol-
gungsbehörden geraten. Und das ist richtig so, nicht nur 
bei der Zwangsprostitution, sondern eben auch am Bau, 
in der Gastro, in allen anderen Bereichen genauso.

(Beifall bei der Linken)
Es gibt aber auch eine große Leerstelle in Ihrem Ge-

setzentwurf: das ist die Perspektive der Opfer von Men-
schenhandel und Ausbeutung. Sie brauchen dringend 
mehr Unterstützung in diesem Land. Deshalb ist es drin-
gend geboten, auch den Opferschutz zu stärken: durch 
leicht zugängliche Schutzunterkünfte mit ausreichend 
Plätzen; durch die Schaffung sicherer Aufenthaltstitel 
für alle Opfer von Menschenhandel;

(Beifall bei der Linken)
durch gezielte Schulungen für Polizei und Justiz; und 
durch eine Stärkung der Beratungsstellen, die Opfer bei 
der Durchsetzung ihrer Rechte unterstützen.

Und ja, im Kampf gegen Menschenhandel und Ar-
beitsausbeutung gehören auch die Strukturen in den Fo-
kus, die es überhaupt so leicht machen, zum Teil von 
diesem System zu profitieren. Zum Beispiel werden die 
Subunternehmerstrukturen in den bekannten Risikobran-
chen genutzt, um solche Geschäfte zu verschleiern und 
die Strafverfolgung massiv zu erschweren. Das gilt auch 
für die private Arbeitsvermittlung; die muss auch mal in 
den Fokus. Es kann nicht sein, dass weiter zugelassen 
wird, dass Menschen aus dem Ausland vor aller Augen 
exorbitante Beträge für die Vermittlung zahlen müssen 
und dadurch in Abhängigkeiten geraten, die dann am 
Ende nicht selten auch zu Arbeitsausbeutung und Men-
schenhandel führen.

Meine Damen und Herren, wenn Sie es ernst meinen 
mit dem Kampf gegen Menschenhandel und Arbeitsaus-
beutung, müssen auch Sie all das im weiteren Gesetz-
gebungsverfahren –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Pascal Meiser (Die Linke):
– in den Fokus nehmen. Wir werden Sie immer wieder 

daran erinnern.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Johannes 

Fechner für die SPD.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Dr. Johannes Fechner (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! In Deutschland, 
direkt bei uns vor der Haustür, werden Zehntausende 
Menschen brutal ausgebeutet: in Bordellen, auf dem 
Bau oder auf Schlachthöfen. Deshalb ist für uns eines 
klar: In Deutschland darf es keine brutale Ausbeutung 
geben. Wir müssen härter gegen diesen Missbrauch vor-
gehen. Und das wollen wir mit diesem Gesetz tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Schicksale der Betroffenen, die etwa der bundes-
weite Koordinierungskreis gegen Menschenhandel auf 
seiner Internetseite anonymisiert darstellt, sind erschüt-
ternd.

Da ist Irina, die mit der falschen Versprechung, in der 
Gastronomie arbeiten zu können, nach Deutschland ge-
lockt wurde und dann in Deutschland brutal von Zuhäl-
tern vergewaltigt und zur Prostitution gezwungen wurde.

Da ist Alina, die in der Hoffnung, in Deutschland ar-
beiten zu können, eine Stelle in einem Haushalt annahm, 
wo sie sieben Wochen lang von 6 Uhr morgens bis 1 Uhr 
nachts durcharbeiten musste, weder freie Tage bekam 
noch Lohn.

Und besonders erschütternd sind die Beispiele, bei 
denen Minderjährige ausgebeutet werden, so wie Matha 
aus Eritrea, die an einen arabischen Scheich verkauft 
wurde und als Zwölfjährige der Familie für alle Dienste 
unter sklavenähnlichen Bedingungen zur Verfügung ste-
hen musste.

Diese erschütternden Beispiele zeigen: Wir müssen 
härter gegen Menschenhandel und Ausbeutung in 
Deutschland vorgehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Deswegen erhöhen wir den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen. Sexuelle Ausbeutung von Kindern und Ju-
gendlichen wird in einen eigenen Straftatbestand gefasst.

Künftig muss der Täter keinen Vermögensvorteil ha-
ben. Jeglicher Profit oder Vorteil ist erfasst, um den Tat-
bestand der Ausbeutung zu verwirklichen. Auch das Un-
terstützen von Ausbeutung, etwa durch die Gewährung 
von Wohnraum oder Aufenthalt, wird zukünftig strafbar 
sein.

Und bei der Ausnutzung von Zwangsprostituierten 
muss für eine Strafbarkeit der Freier zukünftig nicht 
mehr die Zwangslage erkennen, sondern es reicht, wenn 
er eine schutzbedürftige Lage der betroffenen Frau erken-
nen konnte.

Bei dem Straftatbestand des Menschenhandels definie-
ren wir den Begriff der Ausbeutung neu und präziser, 
damit alle Formen von Ausbeutungen erfasst und straf-
rechtlich abgedeckt sind.

Und ganz wichtig: Wir stellen zukünftig auch die 
Nachfrage von Dienstleistungen eines Opfers von Men-
schenhandel unter Strafe. Wer erkennt, dass er eine 
Dienstleistung in Anspruch nimmt, die von einem Opfer 
von Ausbeutung und Menschenhandel erbracht wird, 

macht sich zukünftig strafbar. Wir können verlangen, 
dass Personen genau hinschauen, wen sie beschäftigen, 
von wem sie Dienstleistungen in Anspruch nehmen. Wer 
Dienstleistungen in Anspruch nimmt, bei denen er erken-
nen konnte, dass sie durch Ausbeutung erbracht werden, 
macht sich zukünftig strafbar.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Die schärfsten und besten Gesetze bringen nichts, 
wenn wir die Nachweise der Taten nicht erbringen kön-
nen. Deswegen ist es richtig, dass wir der Polizei in 
diesen Fällen jetzt mehr Telekommunikationsüber-
wachungsmöglichkeiten an die Hand geben, indem wir 
den Straftatenkatalog nach § 100a Strafprozessordnung 
ausweiten.

Und ich will an dieser Stelle auch zumindest kurz 
gesagt haben: Es ist gut, dass wir mit dem Pakt für den 
Rechtsstaat jetzt endlich vorankommen. Ich hoffe, dass 
wir bald die Situation haben, dass die Länder die 240 Mil-
lionen Euro, die der Bund, der eigentlich nicht zuständig 
ist, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Johannes Fechner (SPD):
– den Ländern gibt, umsetzen; denn wir brauchen mehr 

Personal in der Justiz, um diese schweren Straftaten zu 
bekämpfen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Fechner.

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Knuth Meyer- 

Soltau für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Knuth Meyer-Soltau (AfD):
Hohes Präsidium! Meine Damen und Herren! Der heu-

tige Gesetzentwurf befasst sich mit den dunkelsten Ab-
gründen unserer Gesellschaft: dem Menschenhandel, der 
Zwangsarbeit und der sexuellen Ausbeutung von Frauen 
und Kindern. Bei solchen Verbrechen muss die Devise 
lauten: Maximaler Schutz für die Opfer und kompromiss-
lose Härte gegen die Täter!

(Beifall bei der AfD)
Derartige Straftaten sind Verbrechen. Derartige Straftaten 
zerstören Leben. Und sie müssen auch so eingeordnet 
werden: als Verbrechen mit einer Mindeststrafe von ei-
nem Jahr Freiheitsstrafe, und nicht als Vergehen, wie Sie 
es weiterhin machen, mit einer Mindeststrafe von drei 
bzw. sechs Monaten. Ja, es gibt notwendige kosmetische 
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Anpassungen im Strafgesetzbuch, etwa bei der Zwangs-
prostitution oder der Genitalverstümmelung. Aber: Letz-
tere ist ein Phänomen, das erst durch Ihre unkontrollierte 
Massenmigration in diesem Ausmaß zu einem so drän-
genden Problem in Deutschland geworden ist.

(Beifall bei der AfD)
Aber schauen wir uns die massiven Schwachstellen 

dieses Entwurfs an:
Erstens. Sie führen zwar neue Straftatbestände ein, 

lassen aber durch das Hintertürchen wieder „minder 
schwere Fälle“ zu. Nach dem neuen § 179 Absatz 6 
StGB soll die Mindeststrafe bei Zwangsprostitution in 
minderschweren Fällen auf lächerliche drei Monate abge-
senkt werden können. Wer Frauen und Jugendliche in die 
Prostitution zwingt, darf in unserem Rechtsstaat niemals 
eine solche Milde erfahren. Daher muss die Mindeststrafe 
ein Jahr Freiheitsstrafe betragen, damit Verbrecher auch 
als solche bestraft werden können.

(Beifall bei der AfD)
Zweitens. Sie machen Symbolpolitik. Auch der Men-

schenhandel ist heute zu einem signifikanten Teil Import-
produkt der unkontrollierten Migration, betrieben von 
transnationalen Clan- und Bandenstrukturen. Und was 
tun Sie? Die Änderung des Aufenthaltsgesetzes ist eine 
offene Einladung zum Missbrauch und nichts anderes als 
ein staatlich verordneter Bleiberechtsturbo, ein giganti-
sches Bleiberechtschlupfloch. Die bloße Behauptung, 
Opfer von Menschenhandel zu sein, reicht bereits aus, 
um einen Garantieschein für eine Aufenthaltserlaubnis 
zu erlangen. Indem Ausreisepflichtigen ein dauerhafter 
Aufenthalt gewährt wird, obwohl sie bereits vollziehbar 
ausreisepflichtig sind, wird das geltende Aufenthaltsrecht 
ausgehebelt.

Wer Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung effek-
tiv bekämpfen will, der muss unsere Grenzen konsequent 
schließen, ausländische Täter ohne Wenn und Aber ab-
schieben und harte Freiheitsstrafen verhängen. Das 
schützt Opfer – und nicht seidenweiche Gesetze. Wir 
können uns momentan nicht vorstellen, dem Gesetz zu-
zustimmen.

Danke. 
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Anne König ist die nächste Rednerin 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne König (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für die 

Organisierte Kriminalität sind Menschen, die sexuell 
oder wirtschaftlich ausgebeutet werden, eine Ware, 
gleichrangig mit Drogen, oft ebenso lukrativ, aber mit 
einem deutlich geringeren Entdeckungsrisiko. Wer meint, 
ich spräche heute über ferne oder vermeintlich unterent-
wickelte Länder, der irrt. Menschenhandel gibt es nach 
dem Deutschen Institut für Menschenrechte in deutschen 
Hotels, in Großküchen, auf Baustellen, in Schlachthöfen 
und natürlich in Bordellen. Wie viel Leid verbirgt sich 

hinter Dienstleistungen, die unseren Alltag bequem ma-
chen oder deren Ausbeutungsstrukturen wir bewusst 
ignorieren!

Ein Bulgare steht ohne Vertrag und ohne Papiere in 
einer Großküche in Berlin. Er lebt in Schuldknechtschaft, 
arbeitet täglich 14 Stunden und erhält einen Lohn, der 
nicht seine Existenz sichert, sondern seine Abhängigkeit 
zementiert.

Ein 16-jähriges Mädchen wird in Rumänien mit einem 
Jobversprechen als Verkäuferin angeworben. Wenige 
Monate später sitzt sie paralysiert in einem Hinterzimmer 
eines deutschen Bordells und wird Tag für Tag zu sexuel-
len Abartigkeiten gezwungen.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ordnet zu 
Recht das Menschenhandels- und Sexualstrafrecht neu. 
Zwangsprostitution wird endlich als Delikt gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung geregelt.

Die Grünen legen heute parallel einen Antrag vor, in 
dem sie mehr Forschung, mehr Koordination, mehr Zu-
sammenarbeit fordern. Nur leider führt das alles zu einem 
nicht: zu unmittelbar mehr Schutz für heute Betroffene. 
Die Erkenntnisse im Prostitutionsmilieu liegen doch 
längst auf dem Tisch. Fachberatungsstellen, Sozialträger, 
Strafverfolgungsbehörden und Aussteigerinnen berichten 
seit Jahren übereinstimmend von körperlicher Gewalt, 
schweren gesundheitlichen Schäden, Einschüchterungen, 
Angststörungen, Depressionen, Suchterkrankungen und 
massiven Traumafolgen.

Wer so tut, als ob Sexarbeit sich sauber von Zwangs-
prostitution trennen lasse, ignoriert die bittere Realität. In 
diesem Umfeld zu behaupten, Sexkauf sei eine neutrale 
Dienstleistung zweier gleichermaßen freier Akteure, 
blendet die strukturelle Verwundbarkeit aus, von der die-
ses Geschäftsmodell im weitgehenden Untergrund lebt. 
Freiheit setzt reale Wahlmöglichkeiten voraus. Für den 
allergrößten Teil, nämlich 90 Prozent der Prostituierten, 
sind es aber vielmehr ökonomische Not, Schulden, fami-
liäre Verantwortung, Sucht und emotionale Abhängigkei-
ten, die ihnen eine echte Wahl nehmen. Wenn wir das 
aber doch wissen, muss die Konsequenz ein Sexkaufver-
bot sein. Dessen Prinzipien sind klar: Entkriminalisie-
rung der Prostituierten, strafrechtlicher Zugriff auf Freier, 
Zuhälter und Betreiber, Verbot des Sexkaufs, flankiert 
von belastbaren Ausstiegshilfen, um den Frauen eine 
echte Wahl in Aussicht zu stellen.

Ich lade Sie ein, diese Erkenntnisse gemeinsam mit uns 
umzusetzen und in Deutschland ein Schutzkonzept nach 
dem Vorbild des Nordischen Modells zu entwickeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Axel Müller für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Vorredner und Vorrednerinnen aus den Fraktionen der 
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Regierungskoalition haben schon einiges Positives und 
zum Teil auch noch Verbesserungsbedürftiges zum Ge-
setz zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung des 
Menschenhandels und der sexuellen Ausbeutung gesagt, 
das ich nicht wiederholen muss. Ich beschränke mich 
daher auf zwei Punkte: erstens, warum dieser Gesetzent-
wurf strafrechtlich einen echten Fortschritt bedeutet, und 
zweitens, warum der Antrag der Grünen an entscheiden-
den Stellen in die falsche Richtung geht.

Zunächst zum Gesetz: In der Verbändeanhörung hatten 
sage und schreibe 17 Interessenverbände und Interessen-
vertreter Gelegenheit zur umfassenden Stellungnahme, 
die unisono das zuständige Bundesministerium für die 
lange und umfassende inhaltliche und zeitlich gestreckte 
Anhörung lobten. Teilweise gingen die Forderungen aus-
einander; das ist verständlich angesichts unterschiedli-
cher Interessenlagen. Aber unterm Strich sahen nahezu 
alle eine deutliche Verbesserung der Gesetzeslage, wenn 
dieses Umsetzungsgesetz so kommt, wie es heute hier 
vorliegt.

Die bislang unübersichtlichen Tatbestände der Men-
schenhandelsdelikte und der sexuellen Ausbeutung er-
schwerten aufgrund ihrer Komplexität eine effektive 
Strafverfolgung. Der Entwurf sorgt für eine stimmige 
Systematik, indem er beispielsweise den Tatbestand der 
Zwangsprostitution in den 13. Abschnitt des Strafgesetz-
buchs einsortiert, wo er wegen des Verstoßes gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung hingehört. Auch der Straftat-
bestand des Menschenhandels wird künftig nicht aus rein 
ökonomischer Perspektive heraus betrachtet, sondern von 
einem umfassenden Ausbeutungsbegriff bestimmt. Die 
Strafbarkeitslücke der sogenannten Loverboy-Fälle wird 
geschlossen. Auch die Kataloge der Telekommunikati-
onsüberwachung werden ausgeweitet – das hat der Kol-
lege Fechner betont –, da das für die Strafverfolgung 
wichtig ist.

Zum Antrag der Grünen.
Sie formulieren einen Aufforderungskatalog mit 

34 Punkten an die Bundesregierung und bemängeln, 
dass der Gesetzentwurf der Bundesregierung auch mit 
Strafrahmenerhöhungen arbeitet. Sie ignorieren den Ab-
schreckungscharakter höherer Strafen und leugnen die 
Wirkung der Generalprävention.

Am deutlichsten sticht der Unterschied bei Ihrer und 
unserer Vorstellung zur Änderung des Aufenthaltsrechts 
zugunsten der Opfer hervor.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Sie wollen ihnen ein dauerhaftes Bleiberecht zubilligen, 
und zwar unabhängig davon, ob sie bei der Aufklärung 
im Strafverfahren mitwirken,

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das fordern die Verbände seit Jahren!)

offenbar eine Art Entschädigung durch den Staat, der 
aber gar nicht der Täter ist.

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Für uns ist das Aufenthaltsrecht ein wichtiges, jedoch 
zweckgebundenes Instrument, das die Mitwirkung bei 
der Tataufklärung zur Bedingung macht und nicht einfach 
so erteilt wird; das hat der Kollege Meyer-Soltau aus 
meiner Sicht nicht richtig dargestellt. Das ist im Interesse 
der Strafverfolgung.

Zu guter Letzt zählt der Antrag eine Reihe von Punkten 
zur Verbesserung der sozialen Betreuung der Opfer auf. 
Wenn es dabei um Zwangsprostitution geht, will ich Sie – 
wie soeben schon meine Kollegin König – nochmals an 
das Nordische Modell erinnern. Das sieht neben einer 
generellen Freierstrafbarkeit umfangreiche Aussteiger-
programme für die Opfer vor. Ich wünsche mir, dass 
alle übrigen Fraktionen sich der Unionsposition hier an-
nähern und das Nordische Modell nicht länger ablehnen.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die müssen wir dann auch 
finanzieren, die Aussteigermodelle! Und das 
hat Ihre Ministerin bisher nicht getan! Das 
muss man einfach auch zur Kenntnis nehmen, 
Herr Müller!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu dieser De-

batte liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/6584 und 21/6347 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir dementsprechend.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 29: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Zaum, Martin Reichardt, Sebastian 
Maack, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Beliebigkeit in der Lehrerbildung beenden – 
Verbindliches Staatsexamen wieder einführen

Drucksache 21/6655
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich habe gerade extra langsam vorgelesen, damit sich 
hier in dieser Zeit umgesetzt werden kann. Ich wünsche 
allen, die uns verlassen und heute nicht wiederkommen 
wollen, ein wunderschönes Wochenende. Allen anderen: 
Schön, dass Sie da sind! Nehmen Sie bitte zügig Platz, 
damit wir eine fokussierte Debatte miteinander haben 
können. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Christian Zaum für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Christian Zaum (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Stellenwert der Bildung wird hier partei-
übergreifend immer wieder ausgesprochen gelobt, ich 
möchte sagen: besungen. Es ist allen klar, dass wir unsere 
wirtschaftliche Potenz wie auch unsere sozialen Siche-
rungssysteme voraussichtlich nicht mit Hohlköpfen wer-
den retten können. Problem bei der Sache ist nur: Wir 
erleben seit 50 Jahren linke Bildungspolitik mit allen 
ihren Folgen. Alle Indizes weisen nach unten, egal ob 
TIMSS-Studie, IQB-Bildungstrend, IGLU-Studie oder 
PISA-Studie. Es geht mit Deutschland abwärts, und wer 
das ganz konkret erleben will, kann einfach in der nächs-
ten Woche unseren Bundesparteitag besuchen.

(Beifall bei der AfD – Lachen der Abg. Saskia 
Esken [SPD] – Saskia Esken [SPD]: Ja, dan-
ke! – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dort kann man die Opfer der linken Bildungspolitik und 
der Bildungskatastrophe hautnah und aus nächster Nähe 
auf dem Weg zur Halle sehen und erleben.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat mit links überhaupt nichts zu 
tun, was Sie hier erzählen! – Zuruf der Abg. 
Saskia Esken [SPD])

Wir werden das jetzt ändern.
(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Gar nichts werden Sie tun!)
Ich freue mich schon darauf, wenn ab dem 6. September 
demnächst ein blauer Kultusminister in Sachsen-Anhalt 
den Hebel umlegen wird, liebe Freunde.

(Beifall bei der AfD)
Ich möchte Sie jetzt aber nicht mit meinem Populismus 

überstrapazieren.
(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Ja, bitte!)
Ich kann ja auch sachlich und fachlich argumentieren.

(Jorrit Bosch [Die Linke]: Nee! Also am liebs-
ten wäre uns, wenn Sie zum Ende kommen 
würden!)

Wir sind die Alternative für Deutschland, und wir arbei-
ten selbstverständlich lösungsorientiert.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wäre ja mal was ganz Neues!)

Die Bildungskatastrophe hat ja nun viele Gründe, die Sie 
nur teilweise zu verantworten haben. Aber die Massen-
migration mit der babylonischen Sprachverwirrung in 
den Schulen ist natürlich einer dieser Gründe. Wir haben 
keine Leistungsorientierung mehr.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt machen Sie ja doch weiter mit 
dem Populismus!)

– Es ist einfach die Wahrheit.
(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Nein, ist es nicht!)

Die Leistungsorientierung ist passé, Lehrer sind nicht 
mehr vorhanden. In meinem Heimatbundesland NRW 
fehlen 8 000 Lehrer. Das ist keine populistische Panikma-
che von der AfD, das sind nackte Zahlen – 35 000 Lehrer 
fehlen bundesweit – und keine Gerüchte aus der Gift-
küche der AfD, die ja immer schlecht gelaunt ist und 
das Land schlechtredet. Die KMK stellt fest, dass bis 
2035 vermutlich 468 000 Lehrer fehlen. Und wir wollen 
das jetzt ändern.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Indem Sie die Schulpflicht abschaffen!)

Der Bologna-Prozess war nicht so richtig gut. Er war 
gut gedacht, aber schlecht gemacht. Wir brauchen in der 
Lehrerbildung nämlich keine europäische Vergleich- 
barkeit. Warum nicht? Weil der deutsche Lehrer in der 
Regel nicht nach Polen, Spanien, Frankreich wechselt – 
höchstens im Ausnahmefall. Wir brauchen hier also keine 
vergleichbaren Bildungsstandards in der Lehrerbildung. 
Deswegen muss er rückabgewickelt werden.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Unsinn! Das ist letztes Jahrhun-
dert!)

Wir brauchen kein Studium mit einem losen Lehramts-
bezug. Wir brauchen junge Menschen, die vom ersten 
Semester an stringent, fachlich, fachdidaktisch, pädago-
gisch auf den Beruf vorbereitet werden und nicht nach 
einem Bachelor, den niemand braucht, aus dem Lehr-
amtsstudium aussteigen, dann vielleicht zu einer linken 
NGO gehen oder Politiker werden bei den Grünen,

(Saskia Esken [SPD]: Oder bei der AfD!)
um uns dann womöglich hinterher in der Schule als Quer-
einsteiger zu belästigen.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wollen Sie mich be-
leidigen, oder was?)

Der Staat hat eine Verantwortung; er muss sie auch 
wahrnehmen. Deswegen gibt es Staatsexamina bei Juris-
ten, bei Apothekern und auch bei Lehrern. Der Staat muss 
die Qualität und auch die Quantität im Lehrerersatz, im 
Lehramtsnachwuchs sicherstellen. Schlechte Lehrer brin-
gen nämlich selten gute Schüler hervor. Wir brauchen 
aber auch genug Lehrer. Wir müssen gemeinsam die Län-
der ermutigen, die das Staatsexamen abgeschafft haben: 
Zurück zum Examen!

Eine echte Bildungswende gibt es nur mit der Alterna-
tive für Deutschland. Deutschland wird nämlich zuerst 
blau und dann wieder schlau.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Saskia Esken [SPD]: 
Lehrer in die Politik? Ganz schlechte Idee! – 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
von der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Michael Hose 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Michael Hose (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es gibt ja Menschen, die klopfen immer wie-
der an dieselbe Tür und wundern sich dann, warum keiner 
aufmacht. Und genau das tun Sie, Kollegen der AfD. Sie 
klopfen mal wieder an die Tür des Bundes und fordern 
das Staatsexamen für alle zurück. Aber natürlich gehen 
Sie mal wieder mit leeren Händen nach Hause: weil näm-
lich Lehrerbildung Ländersache ist,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

ausschließlich Ländersache, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Also klopfen Sie wieder und wieder an die Tür dieses 
Hohen Hauses, aber sollten eigentlich die Länder meinen. 
Meine Kolleginnen und Kollegen von den anderen Frak-
tionen und auch meine Wenigkeit haben Ihnen das jetzt in 
kurzer Zeit schon mehrere Male – ich glaube, in den 
letzten vier Sitzungswochen dreimal – gesagt, und wieder 
klopfen Sie an die falsche Tür. Und das passiert Ihnen ja 
nicht nur im Bund, sondern es passiert Ihnen genauso in 
den Ländern.

Schauen wir nach Mecklenburg-Vorpommern. Da for-
dern Sie in Ihrem Wahlprogramm verpflichtende Vor-
schulen. Das Ganze hat nur einen ganz großen Haken. 
Denn Artikel 7 Absatz 6 des Grundgesetzes heißt: „Vor-
schulen bleiben aufgehoben.“ Und bekanntlich kann man 
in Mecklenburg-Vorpommern das Grundgesetz nicht än-
dern.

Schauen wir weiter nach Sachsen-Anhalt. Da fordern 
Sie doch allen Ernstes die Abschaffung der Schulpflicht; 
ich finde das absurd.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wie in den meisten 
europäischen Ländern! Ein Faktencheck hat 
das bestätigt!)

– Frau von Storch, eine Partei, die Kindern das Recht auf 
Bildung nehmen will,

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ja genau 
nicht der Fall! Bildungspflicht statt Schul-
pflicht! Das ist in den meisten europäischen 
Ländern zulässig!)

die sollte über Bildung besser schweigen. Schweigen 
sollten Sie!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Denn, meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist 
Ihre Bildungspolitik, die Bildungspolitik der AfD:

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist die Bil-
dungspolitik der meisten Länder! – Gegenruf 
des Abg. Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sie fordern im Bund, was Sie hier nicht entscheiden kön-
nen. Sie fordern in Mecklenburg-Vorpommern etwas, 
was das Grundgesetz Ihnen verbietet, und in Sachsen- 

Anhalt fordern Sie etwas, was die Chancengleichheit 
der Schüler ruiniert. Das ist Bildungspolitik der AfD, 
und das dürfen wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Abgeordneten von Storch?

Michael Hose (CDU/CSU):
Bitte schön

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau von Storch.

(Maik Brückner [Die Linke]: Wird bestimmt 
gehaltvoll! – Gegenruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD]: Gehaltvoller als bei Ihnen 
auf jeden Fall! – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schießt’s wieder auf 
Kinder an der Grenze? – Gegenruf von der 
AfD)

Sie haben das Wort.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Die Abschaffung der 

Schulpflicht heißt nicht die Abschaffung der Bildungs-
pflicht.

(Saskia Esken [SPD]: Ach so!)
Im Landtagswahlprogramm unserer Partei in Sachsen- 
Anhalt fordern wir genau das: eine Bildungspflicht statt 
eine Schulpflicht – wie in den meisten europäischen Län-
dern auch. Deutschland ist sozusagen eines von den we-
nigen Ländern in der Europäischen Union, die das nicht 
zulassen. Also: Es ist eine Mär, zu sagen: Ohne Schul-
pflicht keine Bildung! – Genau das haben wir dort ge-
fordert.

Bei den Schulergebnissen, die wir hier in unserem 
Land haben – 25 Prozent der Grundschüler können nicht 
richtig lesen; 40 Prozent der 15-Jährigen nicht richtig 
rechnen und lesen –, muss man einfach sagen: Offen-
sichtlich ist unser Schulsystem gescheitert. Andere euro-
päischen Länder – die Mehrheit der europäischen Län-
der – haben daraus den Schluss gezogen: Bildungspflicht 
statt Schulpflicht.

(Beifall bei der AfD)
Ich würde Sie einfach nur bitten, das zur Kenntnis zu 

nehmen. Sie brauchen das gar nicht weiter zu kommen-
tieren, außer dass Sie sagen: Ach so, das wusste ich nicht, 
dass Sie für eine Bildungspflicht sind; Entschuldigung, 
dass ich Fake News verbreitet habe. – Solche Worte von 
Ihnen wären jetzt vielleicht die richtige Antwort.

(Zurufe von der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Hose, bitte.
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Michael Hose (CDU/CSU):
Also die Antwort können Sie schon mir überlassen, 

Frau von Storch. – Ich sage Ihnen: Ich bin Ihnen sehr 
dankbar, dass Sie noch mal zugegeben haben, dass Sie 
die Schulpflicht abschaffen wollen. Denn genau diese 
Kinder, von denen Sie gesprochen haben, diese 25 Pro-
zent, genau die, die Schwierigkeiten haben, werden dann 
wahrscheinlich nicht mehr in die Schule geschickt, zu-
mindest ein großer Teil von ihnen.

(Martin Reichardt [AfD]: Was für ein 
Quatsch!)

Und ich sage Ihnen: Eine Bildungspflicht, wie Sie sie 
sich vorstellen – ich habe mir das ganz genau in Ihrem 
Wahlprogramm angeschaut; Entschuldigung, ich bin 
Schulleiter –, wissen Sie, was das bedeuten würde? 
Dass genau die Kinder, die uns Lehrer, uns Pädagogen 
brauchen, nicht mehr kommen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist nach der 
Regel ausgeschlossen!)

dass Eltern, die unseren Staat ablehnen, weil sie vielleicht 
Reichsbürger sind, nicht mehr gezwungen werden kön-
nen, ihre Kinder hinzuschicken. Ich sage Ihnen: Das ist 
ein Verbrechen an der Chancengleichheit der Kinder.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Denn gerade die schwächsten Kinder, gerade die Kinder, 
die Unterstützung brauchen, werden nicht mehr kommen.

Was bedeutet Ihre Bildungspflicht? Ihre Bildungs-
pflicht bedeutet, dass die Schüler dann alle paar Monate 
mal in die Schule kommen und dann geguckt wird: Haben 
die irgendwas gelernt? – Und dann ist es viel zu spät, Frau 
von Storch.

(Beatrix von Storch [AfD]: Quatsch!)
Wenn wir wollen, dass es Chancengleichheit in diesem 
Land gibt, dann müssen wir zur Schulpflicht stehen. Sie 
stehen nicht dazu, wir stehen dazu. In Sachsen-Anhalt 
haben die Leute die Wahl: Wenn sie wollen, dass die 
Schulpflicht abschafft wird, dann wählen sie die AfD, 
und wenn die Leute das nicht wollen, dann sorgen sie 
dafür, dass die AfD nicht an die Regierung kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Hose, erlauben Sie noch eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Reichardt von der AfD?

Michael Hose (CDU/CSU):
Ja, weil es wichtig ist, dass alle verstehen, dass die AfD 

die Schulpflicht abschaffen will.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Reichardt, bitte.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Die 
Hände schön unten lassen! – Heiterkeit bei 
Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD, des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

– Herr Reichardt hat das Wort.

Martin Reichardt (AfD):
Selbstverständlich; ich muss mich doch nicht auf – – 

Also: Es geht hier um die Bildungspflicht in Sachsen- 
Anhalt, ganz einfach.

Michael Hose (CDU/CSU):
Wollen Sie – –

Martin Reichardt (AfD):
Darf ich bitte ausreden, oder ist das in der CDU nicht 

mehr üblich?

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Reichardt hat das Wort, und dann wird geantwor-

tet.

Martin Reichardt (AfD):
Genau. – Wir haben eine Bildungspflicht in unser 

Programm aufgenommen, die unter engsten und strengs-
ten Qualitätskontrollen es einer gegebenenfalls sehr 
kleinen Gruppe von Menschen möglich machen kann, 
dass sie ihre Kinder zu Hause beschult. Das wären zum 
Beispiel Menschen, die qua ihrer eigenen Fähigkeiten 
selbst Lehrer sind, wo dann jemand zu Hause in der 
Lage ist, die Kinder zu beschulen, oder Ähnliches. Das 
heißt, es wird in Sachsen-Anhalt, wenn unsere Forderun-
gen dort umgesetzt werden, nur für einen ganz geringen 
Teil – ich rechne mit wenigen Hundert Fällen, wenn über-
haupt – möglich sein, dieses Recht in Anspruch zu neh-
men.

Was Sie hier als Horrorszenarien an die Wand malen, 
dass Tausende oder vielleicht noch viel mehr Schüler 
nicht mehr zur Schule kommen, sind einfach populisti-
sche Märchen, die Sie hier erzählen und mit denen Sie 
Ihren müden Wahlkampf in Sachsen-Anhalt noch in 
Schwung bringen wollen. Mehr muss ich dazu eigentlich 
gar nicht sagen.

(Beifall bei der AfD)

Es verwundert, dass Sie sich als Schulleiter dafür her-
geben, hier derartig hanebüchenes Zeug in unsere Forde-
rungen hineinzuinterpretieren,

(Hanna Steinmüller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hanebüchen sind wirklich nur Sie!)

die ganz klar als das erkennbar sind, was ich gesagt habe: 
als eine Ausnahmelösung für ganz wenige Fälle! Das ist 
die Wahrheit und sonst gar nichts.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Hose, bitte.
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Michael Hose (CDU/CSU):
Man stellt fest, dass wir da wieder einen wunden Punkt 

getroffen haben. Sie stehen ja nicht mal mehr zu Ihrem 
eigenen Wahlprogramm! Da steht ganz klar drin: Sie 
wollen die Schulpflicht abschaffen. Sie wollen sie durch 
eine Bildungspflicht ersetzen. Und eine Bildungspflicht 
ist allgemein definiert als: Man kommt alle paar Monate 
mal in die Schule, und dann wird geschaut. Da steht nicht 
in Ihrem Wahlprogramm, dass Sie das nur für Lehrer 
wollen.

(Martin Reichardt [AfD]: Das habe ich auch 
gar nicht gesagt! Ich habe gesagt: zum Beispiel 
Lehrer!)

Sehr geehrter Herr Reichardt, ich bin Lehrer. Ich würde 
mir das nicht zutrauen, alle Fächer zu unterrichten; das 
schaffe ich nicht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das glaube ich!)
– Frau von Storch, vielleicht schaffen Sie das. Aber ich 
kenne keinen Kollegen, der jedes Fach unterrichten kann. 
Und was passiert dann? Das Bildungsniveau sinkt. Ich 
sage Ihnen auch: Lehrerinnen und Lehrer sind diejenigen, 
die wissen, wie wichtig es ist, ihre Kinder in die Schule zu 
schicken.

Deswegen haben Sie gerade noch mal gezeigt, dass Ihr 
Konzept null durchdacht ist und dass Sie sich eigentlich 
nur bei Leuten anbiedern wollen, von denen Sie sich noch 
ein paar Stimmen erhoffen. Leider Gottes gibt es tatsäch-
lich eine kleine Gruppe von Menschen – das habe ich, 
Frau von Storch, schon gesagt –, mit der wir ein zuneh-
mendes Problem haben, gerade in Ostdeutschland. Das 
sind nämlich die sogenannten Reichsbürger, die sagen: 
Wir lehnen diesen Staat ab, und deswegen wollen wir 
unsere Kinder nicht in die Schule schicken.

(Martin Reichardt [AfD]: Dann haben Sie ja 
gerade zugegeben, dass es nur ganz wenige 
Menschen sind, wenn überhaupt!)

Für die haben Sie das in Ihr Programm geschrieben, und 
das enttarnt Sie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie Ihre Rede gerne fort; ich lasse jetzt auch die 

Uhr weiterlaufen. – Herr Reichardt, Sie können Platz 
nehmen.

Michael Hose (CDU/CSU):
Es ist einmal mehr deutlich geworden: Wir müssen in 

der Tat darüber reden, dass es im Wahlkampf in Sachsen- 
Anhalt – Herr Reichardt, da haben Sie schon recht – vor 
allen Dingen darum geht: Wie steht man zur Schulpflicht 
in Deutschland? Das ist etwas, das sich – Sie bezeichnen 
sich ja angeblich als konservative Partei – über 100 Jahre 
bewährt hat. Und das wollen Sie jetzt schleifen?

Ich sage: Liebe Wählerinnen und Wähler, schauen Sie 
ganz genau hin! Sie und vor allen Dingen unsere Kinder 
müssen am Ende diese miserable Bildungspolitik dann 
ausbaden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das Ergebnis der 
miserablen Bildungspolitik liegt auf dem 
Tisch! 25 Prozent können nicht richtig lesen! – 
Gegenruf des Abg. Jorrit Bosch [Die Linke])

Das dürfen wir nicht zulassen; denn das Wertvollste in 
diesem Land, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
sind unsere Kinder und unsere Jugend, und die dürfen 
nicht unter Ihre Regierungsfittiche geraten.

(Martin Reichardt [AfD]: Fragen Sie mal die 
Mutter in Hettstedt! Die hat bis heute keinen 
Antrag von Ihrem Bildungsminister gekriegt 
auf die Gewalttaten an ihrem Kind! – Zuruf 
des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Das ist, glaube ich, gerade noch mal deutlich geworden.
Wenn Sie dann mal hier im Deutschen Bundestag über 

Bildungspolitik reden, dann sagen Sie ja – das ist heute 
schon wieder passiert –: Es bewegt sich nichts in der 
deutschen Bildungspolitik. Deswegen auch hier noch 
mal ein kleiner Realitätscheck, liebe Kollegen: Die Rea-
lität ist, dass sich sehr viel bewegt, aber eben im Rahmen 
des Grundgesetzes, das Ihnen ja so wichtig ist, und im 
Rahmen unserer Kompetenzordnung.

Was bewegt sich konkret? Wir haben eine Qualitäts-
offensive Lehrerbildung, die gerade neu aufgelegt wird, 
und genau für diese Qualitätsoffensive hat die Ständige 
Wissenschaftliche Kommission der Kultusministerkon-
ferenz im Dezember 2023 Vorschläge gemacht. Jetzt dür-
fen Sie mal raten, welcher Vorschlag sich da nicht findet – 
genau, die Abschaffung von Bachelor und Master; denn 
dieser Vorschlag bringt überhaupt nichts. Im Gegenteil: 
In den Vorschlägen wird sogar empfohlen, dass es einen 
zweiten qualifizierten Weg ins Lehramt gibt. Das kann 
ich aus meiner Praxiserfahrung nur unterstützen.

Ich habe es gesagt: Ich bin ehemaliger Schulleiter. Ich 
habe Lehrkräfte ausgebildet. Ich habe Lehrkräfte gese-
hen, die ein Staatsexamen oder einen Master hatten. 
Beide sind rechtlich gleichgestellt, beide haben das Re-
ferendariat durchlaufen, beide haben staatliche Prüfun-
gen abgelegt, und niemand von diesen Lehrkräften ist 
besser oder schlechter qualifiziert. Es geht hier lediglich 
um unterschiedliche Etiketten für denselben Inhalt.

Die eigentliche Frage, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist doch: Was hilft gegen den Lehrermangel 
vor Ort? Ihr Antrag ist es jedenfalls nicht; denn Ihr An-
trag bringt nicht einen Lehrer mehr ins Klassenzimmer. 
Deswegen werden wir Ihren Antrag auch ablehnen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Ayse Asar 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf von 
der AfD: Überraschung!)

Was gegen den Lehrermangel hilft, sind bessere Über-
gänge von Studium zu Praxis, Programme für Querein-
steiger, bürokratische Entlastung der Lehrkräfte und bes-
sere Bedingungen vor Ort, und genau das machen Bund 
und Länder gerade gemeinsam – mit der Roadmap für 
bessere Bildung, mit dem Startchancen-Programm und 
mit dem Digitalpakt 2.0.
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Deswegen hat diese Debatte, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, am Ende wieder eines deutlich gezeigt: 
Schlechte Politik klopft an die falschen Türen; gute Po-
litik öffnet die richtigen Türen.

Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Ayse Asar für 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Die AfD legt uns heute einen Antrag 
vor, der vor allem eines zeigt: Beim Thema Lehrkräfte-
bildung besteht bei Ihnen erheblicher Nachhilfebedarf.

(Maik Brückner [Die Linke]: So ist es!)
Sie fordern in Ihrem Antrag, der Bund solle auf bundes-
einheitliche Mindeststandards in der Lehrerbildung hin-
wirken. Das klingt nach Ordnung, nach Qualität, nach 
Verbindlichkeit.

Fakt ist aber: Diese Standards gibt es längst. Die KMK 
hat sie 2004 beschlossen und 2022 umfassend moder-
nisiert. Dass diese weiterentwickelt werden müssen, ist 
natürlich klar. Aber wer heute so tut, als müsse man diese 
Standards komplett neu erfinden, betreibt alles andere als 
seriöse Bildungspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Michael Hose [CDU/CSU] 
und Martin Rabanus [SPD])

Sobald die AfD das Wort „Bologna“ hört, scheinen 
offensichtlich alle Alarmglocken bei Ihnen zu läuten.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das stimmt!)
Dabei geht es Ihnen nicht um Qualitätssicherung, sondern 
um ein veraltetes nationalistisch-konservatives Kultur-
modell.

Natürlich müssen wir die Ausbildung von Lehrkräf- 
ten weiter verbessern. Wir brauchen mehr und frühere 
Schulpraxis, eine engere Verzahnung von Theorie und 
Unterrichtsalltag. Wir müssen die digitale Didaktik, KI- 
Kompetenzen, Medienbildung, Psychologie, Gesprächs-
führung und Classroom Management stärken, Anerken-
nungsprobleme zwischen den Bundesländern lösen, das 
Ansehen des Lehrerberufs gesellschaftlich stärken und 
vieles mehr.

Bundeseinheitliche Standards klingen ja zunächst nach 
vernünftiger Bildungspolitik; aber darum geht es natür-
lich der AfD überhaupt nicht. In dem Antrag gibt sich die 
AfD als Verteidigerin einer besonders anspruchsvollen 
Lehrerbildung. Gleichzeitig – das haben wir gehört – 
will sie in Sachsen-Anhalt die Schulpflicht zugunsten 
von Homeschooling abschaffen. Übrigens: Im europäi-
schen Vergleich gibt es in der Mehrheit der Staaten die 
Schulpflicht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Der Faktencheck 
von Frau Maischberger hat das gerade belegt! 
Den Unsinn hat Frau Maischberger auch schon 
erzählt! WDR-Faktencheck, nicht unserer!)

Also, die anderslautende Aussage von Ihnen stimmt ein-
fach nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, auf der einen 

Seite sagen, am Küchentisch könne man wunderbar leh-
ren, und auf der anderen Seite ein hochqualitatives und 
hochspezialisiertes Studium wollen: Irgendwie passt das 
nicht zusammen. Braucht guter Unterricht jetzt wissen-
schaftliche Ausbildung, Fachdidaktik, Pädagogik und 
Praxis, oder reicht bei der AfD am Ende doch der Kü-
chentisch?

Dieser Widerspruch zeigt, worum es Ihnen wirklich 
geht. Es geht Ihnen eben nicht um eine bessere Lehr-
kräfteausbildung; es geht Ihnen nicht um starke Schulen. 
Ihnen geht es darum, Misstrauen gegenüber dem öffent-
lichen Schulsystem zu säen.

(Martin Reichardt [AfD]: Haben Sie Kinder im 
Schulsystem? Dann wissen Sie, wo das Miss-
trauen herkommt! Da läuft nämlich nicht mehr 
viel! – Gegenruf des Abg. Jorrit Bosch [Die 
Linke])

Ihr eigentliches Ziel ist, mit einheitlichen Standards Kon-
trolle darüber zu bekommen, was gelehrt wird: Inhalt, 
Lehrpläne, Werte und Geschichtsbild.

Schule ist ein sozialer Raum. Schule ist ein Schutz-
raum. Schule ist ein Ort, in dem Kinder anderen Meinun-
gen, anderen Lebensrealitäten, moderner Wissenschaft 
und demokratischer Bildung begegnen.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
Das alles ist Ihnen natürlich ein Dorn im Auge. Genau 
deshalb ist die Schulpflicht eine demokratische Errun-
genschaft und unverzichtbare Grundlage eines leistungs-
fähigen, gerechten Bildungssystems.

(Martin Reichardt [AfD]: Wissen Sie eigent-
lich, wer die Schulpflicht eingeführt hat in 
Deutschland? Ich glaube, nicht!)

Heute gab es in meinem wunderbaren Bundesland 
Hessen die Zeugnisvergabe. Wenn ich Ihren Antrag be-
werten würde, würde ich sagen: Setzen, sechs! Und an all 
die Lehrkräfte, die tagtäglich wirklich Unglaubliches 
leisten und wesentlich für die Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes sind: Ganz herzlichen Dank für Ihre Arbeit! Ha-
ben Sie wundervolle Sommerferien!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Saskia Esken 

für die SPD.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)
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Saskia Esken (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die AfD will 
also, dass wir hier über ihre Ideen zur Lehrkräfteausbil-
dung diskutieren, die aus dem vergangenen Jahrhundert 
stammen.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Probleme aus diesem Jahrhundert lassen sich so aller-
dings nicht lösen. Eines der drängendsten Probleme ist 
der Lehrkräftemangel. Schon heute fehlen an unseren 
Schulen Tausende Lehrkräfte, und dabei sind noch nicht 
mal alle Boomer in Rente. Immer mehr Stellen können 
nicht besetzt werden.

Doch anstatt sich um Lösungen für diesen dramati-
schen Missstand zu kümmern, schlägt die AfD allen 
Ernstes vor, wieder überall verbindlich das Staatsexamen 
einzuführen. Ernsthaft?

(Zuruf von der AfD: Ja!)

Sie wollen junge Menschen für diesen Beruf gewinnen 
und den Beruf attraktiver machen, indem Sie ihnen einen 
Abschluss geben, der in kaum einem anderen Land An-
erkennung findet? Fun Fact: Selbst in Russland schließen 
die Lehrkräfte ihre PH mit Bachelor und Master ab.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie uns darüber reden, welche Maßnahmen 
eine vernünftige Bildungspolitik vorschlägt, um den Per-
sonalmangel an den Schulen zu überwinden.

(Martin Reichardt [AfD]: Die SPD hat ja tra-
ditionell gute Beziehungen nach Russland! Sie 
haben ja jahrelang dem kommunistischen Re-
gime dort gehuldigt! – Gegenruf der Abg. 
Annika Klose [SPD]: Da kennen Sie sich ja 
besonders gut aus!)

– Ihre Beziehungen sind hervorragend. – Wie wollen wir 
denn junge Menschen dafür motivieren, diesen wunder-
baren Beruf zu ergreifen und das Lehramt zu studieren? 
Wie können wir die, die schon da sind, in ihrer Arbeit 
bestärken?

Um mehr Studierende motivieren zu können, das Stu-
dium erfolgreich zum Abschluss zu bringen, müssen sie 
schon ganz früh positive und bestärkende Praxiserfahrun-
gen an der Schule machen können – als Teil eines multi-
professionellen Teams, das sie von Anfang an unterstützt. 
Die ausgebildeten Lehrkräfte müssen wir von Organisa-
tions- und Verwaltungsaufgaben entlasten, damit sie das 
machen können, wofür sie ausgebildet wurden, nämlich 
unterrichten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und der Abg. Dr. Andrea Lübcke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch bei der hohen Teilzeitquote der Lehrkräfte müs-
sen wir ansetzen. Viele junge Mütter und junge Väter 
reduzieren ihre Stunden, weil sie eigene Kinder zu be-
treuen haben – verständlich, aber fatal in der Wirkung. 
Denn um ein oder zwei Kinder zu Hause zu betreuen, 
bleibt eine ganze Klasse unversorgt. Das mag paradox 
klingen, aber um die Teilzeitquote bei Lehrkräften und 

bei Erzieherinnen und Erziehern zu senken, braucht es 
mehr und verlässliche Ganztagsangebote an Kitas und 
Grundschulen.

Reden wir aber auch noch mal über die Schulpflicht, 
die Sie abschaffen wollen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Au ja!)
Und Sie gehen ja noch viel weiter: Sie wollen auch das 
Recht auf eine inklusive und integrative Schule abschaf-
fen, also das Recht auf Bildung. Denn Kinder mit Behin-
derung wollen Sie aus den Regelschulen genauso aus-
schließen

(Beatrix von Storch [AfD]: Die sollen geson-
dert gefördert werden! Jeder nach seinem Be-
darf! – Martin Reichardt [AfD]: Die sollen an 
Förderschulen gesondert gefördert werden! – 
Gegenruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ausgesondert, genau!)

wie Kinder mit Migrationshintergrund. Das ist doch der 
Plan. Sie wollen wieder eine saubere, rein deutsche 
Schule haben, und das lehnen wir ganz klar ab.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Was hat denn Inklusion mit Deutsch-
sein zu tun? Überhaupt nichts! Das stimmt 
halt nicht! – Beatrix von Storch [AfD]: Frau 
Esken hat gerade gesagt, dass ausländische 
Kinder alle behindert sind, oder was? Auslän-
dische Kinder sind alle behindert, oder was? 
Oder was heißt Inklusion ansonsten, deutsche 
Schulen? Bei Ihnen hackt’s doch! Widerwär-
tig! – Gegenruf der Abg. Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage für uns und für alle anderen Fraktionen hier in 
diesem Haus: Die Zukunft gehört unseren Kindern – allen 
Kindern. Sie haben es verdient, dass wir alles dafür tun, 
dass es eine gute Zukunft wird. Und da ist ganz klar: 
Damit haben Sie nichts am Hut.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Isabelle Vandre [Die 
Linke] – Martin Reichardt [AfD]: Sie sollten 
besser Flöte spielen!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Tamara Mazzi 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Tamara Mazzi (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Wir stehen wieder ein-

mal vor dem alten Problem: ein AfD-Antrag, dessen 
Überschrift ganz gut klingt. Aber wenn man sich ihn 
genauer anschaut, dann stellt man fest: ungenügend.

Gehen wir ihn noch mal durch: Ganz richtig hat auch 
die AfD erkannt, dass es einen Lehrkräftemangel in 
Deutschland gibt; das ist Anforderungsbereich eins. 
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Aber bereits bei Anforderungsbereich zwei, der Analyse, 
hakt es leider ziemlich. Die AfD scheitert daran, die Ur-
sachen für den Lehrkräftemangel zu benennen. Es sind 
die Arbeitsbedingungen, es sind marode Schulen, über-
füllte Klassen, Personalmangel,

(Martin Reichardt [AfD]: Grund für den Lehr-
kräftemangel ist Personalmangel! Ein Zirkel-
schluss, aber gut!)

eine praxisferne Ausbildung, Kettenanstellung statt Plan-
stellen, keine adäquaten Arbeitsplätze oder Arbeitszeiten, 
ständige Erreichbarkeit. In Deutschland ist jede vierte 
Lehrkraft Burn-out-gefährdet!

Unter diesen Bedingungen zu arbeiten, erfordert viel 
Hingabe und Leidenschaft für den Beruf. Ich spreche aus 
Erfahrung, ich bin selbst Lehrerin.

(Beifall bei der Linken – Martin Reichardt 
[AfD]: Zum Glück sind Sie heute im Bundes-
tag!)

Daher achte ich jede Lehrkraft, die unter diesen Bedin-
gungen arbeitet. Und gleichzeitig verstehe ich auch jede 
Lehrkraft, die es nicht mehr kann.

Wir müssen aber auch immer deutlich sagen, dass 
diese Zustände nicht vom Himmel gefallen sind. Sie 
sind politisch erzeugt worden, und es gäbe genug Mög-
lichkeiten, um sie zu verbessern. Fragen Sie mal die 
GEW. Die hat einen sehr guten 15-Punkte-Plan gegen 
Lehrkräftemangel aufgestellt. Aber dafür müsste man ja 
Geld in die Hand nehmen, und unsere Regierung weigert 
sich, genau das zu tun. Sie entscheidet sich jeden Tag 
aktiv dagegen, zu handeln.

Aber gut, kommen wir zurück zu diesem peinlichen 
Antrag. Die AfD hat leider weder korrekt die Ursachen 
noch die Lösungsmöglichkeiten für den Lehrkräfteman-
gel identifiziert. Die AfD fragt nicht, warum sich so viele 
Menschen gegen den Beruf als Lehrkraft entscheiden. 
Stattdessen will sie es angehenden Lehrkräften noch 
schwerer machen. Ihr Antrag ist kein Konzept gegen 
Lehrkräftemangel, sondern gegen Berufsfreiheit.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Saskia 
Esken [SPD])

Ich möchte Ihnen mal sagen: Das Referendariat ist eine 
harte Zeit, für die meisten eine anstrengende Erfahrung, 
mit Hierarchien, mit Leistungsdruck, mit Unterbezah-
lung. Durch das Zweite Staatsexamen fallen zwischen 
12 und 27 Prozent. Und ich kann Ihnen sagen: Dass ich 
wusste, dass ich im Notfall noch außerhalb des Schul-
systems arbeiten kann, war eine enorme Erleichterung. 
Und diese Perspektive wollen Sie jungen Referendarin-
nen und Referendaren jetzt nehmen. Sie zeigen wieder 
einmal, dass Sie keine gute Politik für niemanden ma-
chen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Saskia 
Esken [SPD] und der Abg. Lisa Paus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und das sieht man auch an Ihrer Programmatik in 
Sachsen-Anhalt: katastrophal! Statt an die Probleme des 
Schulsystems zu gehen, wollen Sie die Schulpflicht ab-
schaffen. Statt Kinder zu fördern, wollen Sie die Punkte-

grenzen zum Bestehen anheben. Liebe Eltern, liebe Kin-
der und Jugendliche in Sachsen-Anhalt, das bedeutet, für 
dieselbe Leistung in ganz Deutschland eine Vier, aber in 
Sachsen-Anhalt eine Fünf zu bekommen.

Dieser Antrag ist genauso schlecht wie Ihr hohles 
Reingerufe die ganze Woche über. Ich sage: Setzen, 
sechs! – Und nach einem derart schlechten Antrag mag 
ich umso lieber verkünden, dass wir Sie nächsten Sams-
tag in Erfurt aufhalten werden, denn wir stehen für wi-
dersetzen!

(Beifall bei der Linken – Martin Reichardt 
[AfD]: Sie werden hier überhaupt keinen auf-
halten! Sie können sich darauf verlassen, wir 
kommen da alle hin! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Darin seid ihr ja Spezialisten, die Mauer 
zu schützen!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ralph Edelhäußer von der Unionsfrak-

tion ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich weiß ja nicht, wie es Ihnen geht. Wenn Sie 
sich heute mit Lehrkräften unterhalten, hört man selten 
irgendwas über Prüfungsordnungen oder Abschlussbe-
zeichnungen. Man hört etwas über volle Klassen, über 
fehlende Kolleginnen und Kollegen, man hört etwas 
über Unterrichtsausfall und über steigende Anforderun-
gen im Schulalltag.

Und deswegen greift der Antrag der AfD einfach zu 
kurz, denn die zentrale Herausforderung lautet doch 
nicht: Wie heißt der Abschluss am Ende des Studiums? 
Die entscheidenden Fragen, die wir haben, sind doch: 
Wie gewinnen wir gute Lehrkräfte? Wie qualifizieren 
wir sie bestmöglich für ihren Beruf?

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Und wie sorgen wir dafür, dass sie langfristig auch gerne 
im Schuldienst bleiben? Das sind doch die Hauptfragen.

Natürlich braucht es eine gute Lehrerausbildung, und 
sie braucht einen ordentlichen Standard. Darüber brau-
chen wir auch nicht groß zu diskutieren, dazu gibt es 
auch gar keinen Dissens. Aber die AfD tut ja gerade so, 
als ließe sich die Qualität allein dadurch herstellen, dass 
man bundesweit wieder ein verpflichtendes Staatsexa-
men einführt. So einfach geht es dann doch nicht.

Entscheidend ist doch, ob Studium und Ausbildung 
den tatsächlichen Anforderungen an Schule gerecht wer-
den, ob mehr Praxisbezug entsteht, ob junge Lehrkräfte 
im Berufsalltag besser begleitet werden und ob Querein-
steiger vernünftig qualifiziert werden. Darauf sollten wir 
uns konzentrieren, statt sie pauschal schlechtzureden.

Wir gewinnen gute Lehrkräfte nicht mit historischen 
und nostalgischen Debatten über frühere Strukturen. 
Nein, wir gewinnen diese Lehrkräfte vielmehr mit guten 
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Studienbedingungen, mit verlässlichen Perspektiven und 
Schulen, an denen die Lehrkräfte dann auch wirklich 
langfristig und gerne ihren Beruf ausüben.

Denn zur Wahrheit gehört natürlich auch: Viele ver-
lassen den Beruf nicht wegen der Prüfungsordnung an 
der Universität. Nein, sie verlassen ihn, weil sie über-
fordert sind, weil es zu viel Bürokratie gibt und weil sie 
vielleicht auch zu wenig Unterstützung im Alltag bekom-
men. Und deswegen müssen wir hier auch ansetzen.

Die Bundesländer haben in den vergangenen Jahren 
unterschiedliche Modelle entwickelt: mit Bachelor- und 
Masterstrukturen, mit längeren Praxisphasen im Studium 
oder auch mit einer längeren Zusammenarbeit zwischen 
den Hochschulen und den Schulen. Darüber kann man 
auch durchaus reden und diskutieren. Aber pauschal 
von „Beliebigkeit“ zu sprechen, wie es in Ihrem Antrag 
zu lesen ist, damit wird man der Realität einfach nicht 
gerecht.

Die Herausforderungen an unseren Schulen haben sich 
verändert; das wissen wir alle. Der Unterricht hat sich 
verändert, die Gesellschaft hat sich verändert. Aber des-
halb müssen wir selbstverständlich nicht dieses Studium 
in irgendeiner Form konterkarieren. Wir können es aber 
natürlich auch weiterentwickeln.

Die Bildungspolitik braucht keine polemischen 
Schlagworte, sie braucht tragfähige Lösungen, und des-
wegen lehnen wir auch diesen Antrag der AfD ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Gereon 

Bollmann für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wäre die 

Welt nicht viel schöner, wenn wir riesige Erdölvorkom-
men hätten wie die Saudis oder die größten Vorkommen 
an seltenen Erden wie etwa in China? Anscheinend nicht, 
denn lange Jahre ging es dem Durchschnittsdeutschen 
wesentlich besser als den Menschen im Nahen und Fer-
nen Osten. Wer seinen Wohlstand nicht auf Öl und auf 
Bodenschätze stützen kann, muss im Wissen und Denken 
besser sein, und das waren wir auch – bis die Linken 
kamen.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der Linken)

Mit der letzten PISA-Studie wurden im Vergleich zur 
vorangegangenen Erhebung

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da muss er selber lachen!)

schwerwiegende – hören Sie zu! – Leistungseinbußen in 
den Kernkompetenzen Mathematik, Lesen und Natur-
wissenschaften festgestellt. Diese Ergebnisse bestätigen 
doch einen seit 2012 zu verzeichnenden Abwärtstrend.

Die Professorin Doris Lewalter und andere stellten in 
ihrer erschütternden Analyse besagter PISA-Studie fest – 
ich zitiere –: „Diese Befunde weisen auf einen erhebli-
chen Förderbedarf von Schülern auf allen Leistungs-
niveaus hin.“ Warten wir doch einmal ab, ob die Anfang 
September erwartete neue PISA-Studie zu besseren Er-
gebnissen kommen wird. Ich befürchte, dass sich der 
Abwärtstrend leider weiter fortsetzen wird.

Die Kompetenz unserer Schüler hängt ganz wesentlich 
davon ab, wie gut die Lehrer sind. Aus diesem Grund 
müssen wir bei der Lehrerausbildung die höchsten Maß-
stäbe anlegen. Deshalb gibt es unseren Antrag.

Die Bologna-Reform wollte man uns mit hehren Zie-
len schmackhaft machen. Die Studienstrukturen in Eu-
ropa sollten harmonisiert werden, um die Mobilität zu 
verbessern. Es sollten mehr Studenten zugelassen wer-
den, indem man die Ausbildungsgänge abkürzt.

Jetzt haben wir den Salat: Die Bachelorstudenten stu-
dieren nicht kürzere Zeit. Uns fehlen die mobil gemach-
ten Lehrer, die wir hier ausgebildet haben, damit sie uns 
verlassen und im Ausland arbeiten können. Die Bachelor-
studenten stellen Module – und jetzt hören Sie gut zu, 
Herr Edelhäußer! – teilweise nach freiem Belieben zu-
sammen und sammeln so ihre Leistungsnachweise. Jeder 
Akademiker ahnt doch, wie solch eine Zusammenstel-
lung aussieht: Der Weg des geringsten Widerstands ist 
der attraktivste. Also ist die Nachfrage nach pädagogi-
schen und didaktischen Seminaren am höchsten, und 
die fachwissenschaftlichen Ausbildungsanteile werden 
vernachlässigt.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Spätestens in der gymnasialen Oberstufe stehen dann die 
Lehrer wie die Deppen vor ihren Schülern.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch völliger 
Unsinn!)

Aber schon vor drei Jahren stellte die vormalige Vor-
sitzende des Philologenverbandes Schleswig-Holstein 
fest, umfangreiche und tiefgehende Kenntnisse seien un-
entbehrlich, wenn die Ziele des Gymnasiums weiterhin 
gelten sollen. Sie forderte die Rückkehr zum Staatsexa-
men für Lehramtsbewerber und hat recht behalten. Ge-
schehen ist wieder einmal nichts.

Auch unseren Antrag – Herr Hose hat es schon an-
gekündigt – werden Sie ja wieder ablehnen. Armes 
Deutschland!

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Gereon Bollmann (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Felix Döring für die SPD.
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(Beifall bei der SPD)

Felix Döring (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gibt 

einige Probleme in der Lehramtsausbildung. Durch den 
vorliegenden Antrag wird leider kein einziges davon ge-
löst. Wenn Sie wollen, denken Sie doch einmal an Ihre 
Schulzeit zurück. Ich bin mir sicher, Ihnen allen fällt auf 
Anhieb eine Lehrerin oder ein Lehrer ein, die oder der Sie 
ganz besonders geprägt hat. Das ist das Wundervolle an 
diesem Job. Das zeigt uns doch: Die wichtigste Kom-
petenz einer Lehrkraft steht in keinem Lehrbuch. Es ist 
die Fähigkeit, Beziehungen zu gestalten, Beziehungen zu 
Kindern und Jugendlichen. Wenn Unterricht scheitert, 
dann scheitert er selten daran, dass Lehrkräfte zu wenig 
über Mathematik, Deutsch oder Geschichte wissen oder 
die Kippe am Reck noch nicht gut genug beherrschen. Er 
scheitert häufiger daran, dass wir in der Ausbildung die 
Beziehungsarbeit, die Praxis und die Pädagogik noch 
immer unterschätzen.

Stichwort „Praxis“. Praxis muss direkt an den Anfang 
des Studiums. Viele Lehramtsstudierende jobben neben 
dem Studium, indem sie zum Beispiel im Supermarkt 
Regale einräumen. Gleichzeitig haben wir einen großen 
Personalmangel an unseren Schulen. Lasst die Studis 
doch ab dem ersten Semester direkt rein in die Schule 
für zumindest einen Tag in der Woche! Sie können dort 
die Lehrkräfte unterstützen. Die Lehrkräfte freuen sich 
über die Unterstützung. Die Studis sammeln direkt Pra-
xiserfahrung, verdienen nebenher ein bisschen Geld, die 
Schülerinnen und die Schüler haben eine bessere Betreu-
ungssituation – eine absolute Win-win-win-Situation.

(Beifall bei der SPD)
Wenn wir über die Lehramtsausbildung reden, müssen 

wir auch über Unterrichtsbesuche als Prüfungsleistung 
sprechen. Wir dürfen uns schon fragen, ob wir Lehrkräfte 
für die Realität des Klassenzimmers ausbilden oder für 
die perfekte 45-Minuten-Inszenierung unter Beobach-
tung. Ein Unterrichtsbesuch als Prüfungsstunde ist für 
den Lehrerberuf ungefähr das, was ein Hochglanzfoto 
im Urlaub für eine Ehe ist: Es zeigt einen besonderen 
Moment, in dem vermeintlich alles stimmt. Das hat mit 
der Realität aber nur sehr bedingt etwas zu tun.

Wie schön, dass sich hier so viele Lehrer zu Wort 
gemeldet haben; denn, wie man so schön sagt: –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Trotzdem ist die Redezeit zu Ende, Herr Kollege.

Felix Döring (SPD):
– Das Parlament ist mal voller, mal leerer, aber immer 

voller Lehrer. Die Aufgaben sind groß. Lassen Sie uns 
etwas Gutes daraus machen!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Aus-

sprache liegen mir nicht vor. Ich schließe diese.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 21/6655 an den Ausschuss für Bildung, Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend vorgeschlagen. – 
Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 17 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion Die Linke

Empfehlungen der Rentenkommission – Für 
ein Rentensystem, das wirklich sozial gerecht 
ist

Ich eröffne die Aussprache sogleich, wenn hier die 
gebotene Ruhe eingekehrt ist, um die ich jetzt bitte, und 
wünsche allen, die uns verlassen, eine gute Zeit und ein 
schönes Wochenende. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort Luigi 
Pantisano für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Luigi Pantisano (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Demokratische Kolle-

ginnen und Kollegen! Die Vorschläge der Rentenkom-
mission zeigen deutlich: Die Rente soll nicht gesichert 
werden oder steigen. Vielmehr soll mit dieser Reform 
die Rente gekürzt werden. – Das ist keine Rentenkom-
mission. Das ist eine Kürzungskommission.

(Beifall bei der Linken – Pascal Reddig [CDU/ 
CSU]: Der nächste Satz, für den Sie sich ent-
schuldigen müssen!)

Das wird schon mit dem ersten Vorschlag deutlich. Die 
Bundesregierung will in Zukunft mit der Rente von Mil-
lionen von Arbeiterinnen und Arbeitern an der Börse 
zocken. BlackRock-Kanzler Merz bleibt sich damit treu. 
Er vertritt auch mit diesen Reformen die Interessen der 
Banken und Konzerne und nicht die der Bevölkerung.

(Beifall bei der Linken – Ulrike Schielke- 
Ziesing [AfD]: Sagt der Rechenexperte 
Pantisano!)

Die Mehrheit der Menschen hat nämlich nichts von dieser 
Kapitalrente. Denn was heißt das, wenn die Altersvor-
sorge von Aktienkursen abhängt? Wann steigen denn 
die Aktien? Sie steigen, wenn Immobilienkonzerne ihre 
Mieter noch härter auspressen. Sie steigen, wenn Rüs-
tungskonzerne noch mehr Waffen verkaufen. Sie steigen, 
wenn Konzerne die Löhne ihrer Beschäftigten drücken. 
Das ist eine Schweinerei.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Pantisano, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Abgeordneten Klose von der SPD?

(Kay Gottschalk [AfD]: Keiner hat jemals die 
Löhne gedrückt! Herr Kollege, Sie haben null 
Ahnung!)
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Luigi Pantisano (Die Linke):
Nein. – Nichts davon ist im Interesse der arbeitenden 

Menschen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Stopp, Herr Pantisano! Bevor ich die Uhr weiterlaufen 

lasse: Sie erlauben gar keine Zwischenfragen?

Luigi Pantisano (Die Linke):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Okay, dann setzen Sie fort.

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Bevor er sich 
wieder entschuldigen muss!)

Luigi Pantisano (Die Linke):
Nichts davon ist im Interesse der arbeitenden Men-

schen. Die Rente ist abhängig vom Lohn. Eine stabile 
Rente gibt es also nur, wenn der Lohn endlich steigt, 
damit man von seiner Arbeit auch im Alter anständig 
leben kann. Das ist doch nicht zu viel verlangt.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Kay 
Gottschalk [AfD])

Es wird nicht besser. Der nächste Vorschlag der Kür-
zungskommission sieht so aus: Wir sollen länger arbei-
ten, weil wir länger leben. – Auch das ist eine massive 
Rentenkürzung; denn was Sie verschweigen: Der Unter-
schied zwischen Arm und Reich zeigt sich nicht nur im 
Vermögen, er zeigt sich auch bei der Lebenserwartung. 
Wer hart arbeitet und wenig verdient, der stirbt früher.

Erst vor ein paar Tagen ist im Hamburger Hafen wieder 
ein Kollege gestorben. Er war 56 Jahre alt. Er war 
20 Jahre Nachtschichtler und früher Lascher. Für diejeni-
gen, die diesen Beruf nicht kennen: Das sind die Men-
schen, die Container auf Schiffen sichern und lösen – ein 
Knochenjob, Arbeit bei Wind und Wetter, in Schichten, 
oft nachts unter hohem Zeitdruck. Der Kollege wurde nur 
56 Jahre alt.

(Kay Gottschalk [AfD]: Herr Kollege, kom-
men Sie mal in den Hamburger Hafen!)

Viel zu viele Menschen erzählen uns von Müttern, 
Vätern, Kolleginnen und Kollegen, die das Rentenalter 
gar nicht erst erreichen, die von ihrer Rente nichts haben, 
weil sie vorher sterben. Was haben Sie diesen Menschen 
zu sagen, Frau Bas? Was sagen Sie Menschen, die so hart 
arbeiten, dass sie es gesund nicht bis zum Rentenalter 
schaffen? Mit der Kapitalrente machen Sie der Börse 
ein großes Geschenk; aber all den arbeitenden Menschen 
haben Sie nichts anzubieten.

(Beifall bei der Linken – Dr. Florian Dorn 
[CDU/CSU]: Was ist denn das für ein Unfug!)

Traurigerweise wollen auch die Grünen uns zwingen, 
mit Teilen von unserem Geld an der Börse zu zocken. 
Was für eine Form von Oppositionspolitik soll das bitte 
sein? Kein Wunder, dass Ihre Partei niemals von denen 
gewählt wird, die im Hamburger Hafen hart arbeiten.

Die gesetzliche Rente beruht auf Zusammenhalt statt 
auf Börsenkursen, auf Verlässlichkeit statt auf Spekulati-
on.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie können ja mal 
sagen, was Sie machen wollen, Herr 
Pantisano!)

Millionen Menschen haben erlebt, wie Finanzkrisen Er-
sparnisse vernichtet haben. Wer kurz vor dem Ruhestand 
steht, kann einen Börsencrash nicht einfach aussitzen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Also 
für die Rede ist 53 Prozent noch ganz schön 
gut!)

Wir brauchen jetzt eine Entscheidung: Wollen wir 
wirklich, dass steigende Mieten und Rüstungsgewinne 
zur Grundlage der Altersvorsorge werden? Wir als Linke 
nicht.

(Beifall bei der Linken)
Wir wollen eine Gesellschaft, die dem Hafenarbeiter, der 
Pflegekraft und dem Gerüstbauer nach einem harten Ar-
beitsleben eine sichere Rente garantiert. Wir sagen Nein. 
Wir sagen Nein zum Zocken mit unserer Rente.

(Beifall bei der Linken)
Wir brauchen stattdessen eine Rentenversicherung, in 
die alle einzahlen: Beschäftigte, Selbstständige, Abge-
ordnete, Minister/-innen

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Haben Sie ei-
gentlich das Konzept gelesen?)

und auch Beamte, deren Sonderbehandlung endlich auf-
hören muss.

(Beifall bei der Linken – Johannes Winkel 
[CDU/CSU]: Lesen Sie doch den Bericht mal 
durch! – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/ 
CSU]: Haben Sie den Bericht eigentlich mal 
gelesen?)

Für die langfristige Finanzierung gibt es einen Vor-
schlag der Linken, über den die Rentenkommission 
schweigt: die Verdopplung der Beitragsbemessungsgren-
ze. Wir wollen, dass auch Spitzenverdiener auf jeden 
Euro ihres Einkommens in die Rente einzahlen, so wie 
alle anderen Beschäftigten auch. Während eine Kassiere-
rin auf ihren vollen Lohn Rentenabschläge hinnehmen 
muss, zahlt ein Manager ab 8 000 Euro einfach nichts 
mehr ein. Das ist eine Frechheit.

(Beifall bei der Linken)
Wir fordern zusätzlich einen Deckel für unverschämte 

Luxusrenten im Alter.
(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Was sind denn 

„Luxusrenten“?)
Mit diesem Geld könnten wir das Rentenniveau für die 
breite Mehrheit anheben. Das wäre einmal eine echte, 
mutige Reform, die den Namen auch verdient.

(Beifall bei der Linken – Annika Klose [SPD]: 
Sie müssen sich erst mal mit dem Thema Rente 
auseinandersetzen, bevor Sie eine Rede hal-
ten! – Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort der Abgeordneten Klose von der SPD-Fraktion.

Annika Klose (SPD):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Kurzin-

tervention zulassen. – Ich wollte eigentlich eine Zwi-
schenfrage stellen, Herr Pantisano. Sie haben über den 
Kapitalmarkt ausgeführt und gesagt, man würde mit der 
Rente zocken. Ich habe mich gefragt: Ist Ihnen eigentlich 
bewusst, dass auch die betriebliche Altersvorsorge, bei-
spielsweise die Sozialpartnermodelle, auf Kapitalmarkt-
zuwächsen beruhen, dass es auch da um Kapitalmarktan-
lagen geht? Würden Sie die betriebliche Altersvorsorge, 
auch die Sozialpartnermodelle dann abschaffen wollen? 
Ist das auch Zockerei? Oder wie definieren Sie da den 
Unterschied?

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Sie haben auch ausgeführt, dass uns, der Rentenkom-
mission, auch der Ministerin Bas das Lebensalter der 
Menschen egal sei und wir nichts im Angebot hätten für 
die, die gesundheitlich nicht so lange arbeiten können. Ist 
Ihnen eigentlich bewusst, dass in den Vorschlägen der 
Altersvorsorgekommission eine Schutzrente für renten-
nahe Jahrgänge enthalten ist, die in ihrem bisherigen Be- 
ruf gesundheitsbedingt nicht mehr arbeiten können, ein 
abschlagsfreier Rentenzugang? Haben Sie das eigentlich 
gelesen?

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Pantisano, möchten Sie erwidern? – Bitte schön.

(Kay Gottschalk [AfD]: Er ist zu sehr mit dem 
Demo-Organisieren beschäftigt, Frau Kolle-
gin!)

– Herr Pantisano hat das Wort.

Luigi Pantisano (Die Linke):
Ganz einfach: Wir wollen eine Betriebsrente, die so 

finanziert wird, dass freiwillig in die gesetzliche Renten-
versicherung eingezahlt wird

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Sie haben ein- 
fach gar keine Ahnung vom Thema! – Ulrike 
Schielke-Ziesing [AfD]: Betriebsrente in die 
gesetzliche Rentenversicherung? – Kay 
Gottschalk [AfD]: Sie wissen aber schon, 
dass das ein Umlageverfahren ist, die gesetzli-
che Rente? Sie haben ja von nichts ne Ah-
nung!)

und eben nicht über den Kapitalmarkt der Wert steigt, 
weil wir das Zocken am Aktienmarkt mit der Rente der 
Menschen grundlegend ablehnen.

(Beifall bei der Linken – Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Der 

nächste Redner ist Dr. Stefan Nacke für die Unionsfrak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Auch er hat verdient, dass seine Stimme bei dem Lärm-
pegel durchkommt. Deshalb bitte ich um ein bisschen 
weniger Unruhe hier. Vielen Dank. – Herr Dr. Nacke.

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Alterssicherung gehört zu den großen 
Vertrauensversprechen unseres Landes. Unweigerlich 
kommt einem Norbert Blüm in den Kopf: „Die Rente 
ist sicher.“ Leider glauben viele gerade junge Menschen 
nicht, dass die eigene Rente im Alter zum Leben reicht. 
Populisten von rechts und links nutzen diese Unsicher-
heit, ohne eigene Antworten zu haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gerade deshalb sind die Vorschläge der Alterssicherungs-
kommission so wichtig. Sie zeigen, dass Generationen-
gerechtigkeit und verlässliche Alterssicherung zusam-
mengedacht werden können. Die Kommission legt aber 
kein bequemes Papier vor. Sie legt ein Gesamtkonzept als 
Kompromiss mit einer klaren Botschaft vor: Wir machen 
die Rente sicher.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kay Gottschalk 
[AfD]: Aha!)

Für mich ist ein Punkt besonders wichtig: Die gesetz-
liche Rente bleibt das Fundament. – Sie ist und bleibt die 
tragende erste Säule der Alterssicherung. Und sie ist 
mehr als eine Altersrente; sie sichert Erwerbsminderung 
ab, unterstützt Hinterbliebene, finanziert Reha und Prä-
vention. Deswegen wäre es falsch, die gesetzliche Rente 
kleinzureden.

Und genau hier liegt aus meiner Sicht die besondere 
Stärke der Vorschläge. Mit der Kapitalrente innerhalb der 
gesetzlichen Rentenversicherung wird ein neuer kollekti-
ver Ertragsbaustein geschaffen. Das ist kein Riester 2.0; 
das ist nicht der Versuch, die gesetzliche Rente zu schwä-
chen und die Verantwortung auf private Vorsorge zu ver-
schieben. Nein, die erste Säule wird um ein kapitalge-
decktes Element ergänzt, damit sie langfristig stabiler 
und leistungsfähiger wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Damit können wir auch einen historischen Fehler der 
Riester-Zeit korrigieren. Vor 20 Jahren wurde das Siche-
rungsniveau in der ersten Säule abgesenkt, in der Hoff-
nung, die freiwillige private Vorsorge werde die Lücke 
schon schließen. Das hat nicht funktioniert. Viele Men-
schen, die es gebraucht hätten, wurden nicht erreicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine gute Rente 
braucht eine solide Finanzierung. Es wird zu moderaten 
Beitragsanpassungen für Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
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kommen. Das müssen wir ehrlich sagen; alles andere 
wäre unseriös. Aber selbst dann liegen wir mit den Ab-
gaben im europäischen Vergleich im Mittelfeld.

Zur Ehrlichkeit gehört auch die Frage der Bundesmit-
tel. Die Rentenversicherung finanziert seit Jahrzehnten 
Aufgaben mit, die der gesamten Gesellschaft dienen. 
Kindererziehungszeiten und andere nicht beitrags-
gedeckte Leistungen dürfen nicht einfach den Beitrags-
zahlern aufgebürdet werden.

(Zuruf von der AfD: Doch!)

Der Bundeszuschuss ist keine beliebige Subvention, er ist 
Teil einer fairen Finanzierung. Wer ihn kürzt, verschiebt 
Kosten auf Beschäftigte und Arbeitgeber.

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Sagen Sie das 
mal Ihrem Finanzminister!)

Ein zweiter Punkt ist für mich zentral: Der Motor einer 
guten Rente ist ein starker Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kay Gottschalk 
[AfD]: Eine wahre Erkenntnis!)

Gute Renten entstehen nicht durch abstrakte Rentenfor-
meln. Sie entstehen konkret durch gute Arbeit, durch 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, durch or-
dentliche Löhne, durch qualifizierte Zuwanderung, eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf und durch 
die Möglichkeit, länger gesund zu arbeiten. Deswegen 
sind auch die Vorschläge der Kommission zur Stärkung 
von Prävention, Reha, Erwerbsminderung und alters-
gerechter Arbeit so wichtig.

Und wir müssen natürlich die Menschen im Blick ha-
ben, die körperlich belastende Tätigkeiten ausüben und 
stark beansprucht sind. Auch sie brauchen faire Lösun-
gen. Gleichzeitig brauchen wir mehr Möglichkeiten für 
freiwilliges Weiterarbeiten und die Reduzierung von 
Frühverrentungen.

Schließlich müssen wir Fehlanreize auflösen. Deshalb 
ist es richtig, geringfügige Beschäftigung stärker in sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung zu überführen, 
mit begründeten Ausnahmen, aber nicht als dauerhafte 
Sonderzone des Arbeitsmarktes.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

– Schön, dass die Grünen aufgepasst haben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ein letzter Punkt ist mir besonders wichtig: Renten-
politik braucht breite demokratische Mehrheiten. – Ich 
komme noch einmal auf Norbert Blüm zurück. Sein 
Satz ist oft belächelt worden; aber im Kern war er mehr 
als ein politischer Slogan. Er war Ausdruck eines sozial-
staatlichen Vertrauensversprechens. Blüm wusste: Ren-
tenpolitik ist nicht irgendeine Fachpolitik. Rentenpolitik 
betrifft Millionen Biografien; sie berührt Vertrauen in den 
Staat.

(Bernd Rützel [SPD]: „Die Rente ist sicher!“)

Und Blüm wusste auch: Dieses Vertrauen braucht ein 
breites Fundament. – Große Rentenpolitik braucht eine 
politische Mitte, die bereit ist, über Parteigrenzen hinweg 
Verantwortung zu übernehmen. Blüms Anspruch muss 
auch jetzt Richtschnur unseres Handelns sein. In diesem 
Sinne habe ich mit dem Kollegen Grau in der „Süddeut-
schen“ ein parteiübergreifendes Signal gesetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der erreichte Kom-
promiss muss als Gesamtkonzept umgesetzt werden, so 
wie es der Kanzler und die Arbeitsministerin gesagt ha-
ben.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Ulrike Schielke-Ziesing für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Verehrte Bürger! 70 – 

70 Prozent! Liebe Kollegen, was wurden wir für diese 
Zahl angefeindet,

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Mittlerweile 
haben Sie es ja gelernt!)

für unser Ziel, das Rentenniveau für alle anzuheben, über 
alle Säulen der Alterssicherung hinweg, auf 70 Prozent! 
Deshalb freue ich mich heute umso mehr, dass die von 
Ihnen eingesetzte Rentenkommission einstimmig emp-
fiehlt – Zitat –, „als politische Zielgröße einer lebens- 
standardsichernden Alterssicherung […] eine Netto-
ersatzquote von mindestens 70 Prozent nach Steuern 
anzusetzen“

(Beifall bei der AfD – Kai Whittaker [CDU/ 
CSU]: Steht halt in Ihrem Wahlprogramm 
nicht drin, Frau Kollegin!)

– Sie sind ja so aufgeregt! –,
(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Weil es bei Ihnen 
nicht drinsteht! – Pascal Reddig [CDU/CSU]: 
Das ist, glaube ich, das Hufeisen der Ahnungs-
losigkeit!)

und damit ausgerechnet das fordert, was seit einem hal-
ben Jahr als rechtspopulistischer Unsinn diffamiert wird 
und wofür wir als AfD von Parteien und Medien übelst 
beschimpft werden.

Spektakulär daran sind zwei Dinge: erstens die Vor-
stellung, dass die Bürger nach dem Erwerbsleben ein 
Anrecht auf eine angemessene Altersversorgung haben – 
die Kommission spricht sogar von einer „lebensstandard-
sichernden Altersversorgung“ –, und zweitens die Er-
kenntnis: Ja, das ist auch machbar. – Deshalb ist es 
auch kein Wunder, dass einige der hier vorliegenden 
Empfehlungen die Handschrift der AfD tragen

(Beifall bei der AfD – Johannes Winkel [CDU/ 
CSU]: Ja, genau! – Kai Whittaker [CDU/ 
CSU]: So ein Blödsinn! – Dr. Florian Dorn 
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[CDU/CSU]: Wo ist denn das Konzept der 
AfD?)

– regen Sie sich nur auf! –, zum Beispiel beim Einstieg in 
die kapitalgedeckte Ergänzung der gesetzlichen Rente 
durch die Einführung individueller Kapitalkonten für 
die Versicherten nach schwedischem Vorbild, zum Bei-
spiel bei der perspektivischen Ausweitung des Versicher-
tenkreises, angefangen bei den Abgeordneten über die 
Selbstständigen bis hin zu den Beamten, inklusive der 
Überlegung, die Anzahl der Beamten in Zukunft zu sen-
ken, zum Beispiel bei der Förderung von Betriebsrenten 
durch Entbürokratisierung, zum Beispiel bei der Forde-
rung nach höheren Freibeträgen für die Rente in der 
Grundsicherung – wir fordern das seit Jahren, damit end-
lich etwas gegen die Altersarmut getan wird – und nicht 
zuletzt auch bei der Forderung, endlich Transparenz für 
die versicherungsfremden Leistungen zu schaffen, mit 
dem erklärten Ziel, dass diese in Zukunft aus dem Bun-
deshaushalt finanziert werden.

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])
Ja, liebe Kollegen, die Kommission spricht hier aus-
drücklich von „ausgleichen“. Vergessen Sie das nicht! 
Zu all diesen Forderungen liegen bereits entsprechende 
Anträge der AfD-Fraktion vor. Und das Schöne daran ist: 
Wir haben auch Ideen, also andere Ideen als Herr Merz, 
wie das finanziert werden soll.

(Zuruf des Abg. Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Eins ist klar – das war im Kommissionsbericht zu 
erkennen –: Das wird mit Sicherheit nicht billig. Allein 
der Ausgleich der versicherungsfremden Leistungen 
würde im Bundeshaushalt mit rund 40 Milliarden Euro 
pro Jahr aufschlagen. Die Kommission möchte die Ren-
ten der Übergangsjahrgänge mit Zuschlägen aufstocken – 
eine gute Idee, aber auch das würde in die Milliarden 
gehen. Ich denke, da wird es noch reichlich Gelegenheit 
zum Konkretisieren und Nachbessern geben.

Aber für uns als AfD sind viele Regelungen in diesem 
Papier viel zu starr und viel zu dirigistisch. Warum zum 
Beispiel befasst sich die Kommission mit der Anhebung 
des Renteneintrittsalters auf 70 Jahre im Jahr 2090, an-
geblich gekoppelt an die Entwicklung des Lebensalters? 
Woher wissen wir, wie sich die Lebenserwartung bis 
dahin entwickelt?

(Dr. Florian Dorn [CDU/CSU]: Das steht doch 
gar nicht im Bericht! – Pascal Reddig [CDU/ 
CSU]: Sie haben den Bericht genauso wenig 
gelesen wie Herr Pantisano!)

Derzeit sieht es so aus, als ob die Lebenserwartung sogar 
sinkt, und Ihre Gesundheitsreform ist noch nicht einmal 
in Kraft.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Da ist sogar ein 
ChatGPT klüger als Sie!)

Warum zum Beispiel soll es für die zukünftig Selbst-
ständigen keine Opt-out-Lösung geben, wenn sie eine 
andere Altersversorgung, zum Beispiel in einem Versor-
gungswerk, nachweisen können?

(Zuruf der Abg. Annika Klose [SPD])

Wir halten das für einen unzulässigen Eingriff in die Ent-
scheidungsfreiheit der Betroffenen. Und wir wollen diese 
Entscheidungsfreiheit auch für die private Altersvorsorge 
erhalten. Wir sagen: Steuerliche Förderung, ja. Zwang 
zum Aktiensparen, nein.

Liebe Kollegen, Reform beginnt damit, sich ehrlich zu 
machen. Und das heißt auch, zu erkennen, was geht und 
was nicht geht. Sie können nicht in einer wirtschaftlichen 
Krise, in der Unternehmen ums Überleben kämpfen, die 
Arbeitgeber mit noch höheren Beiträgen belasten. Das, 
was die Kommission da vorschlägt, nämlich das Eintrei-
ben zusätzlicher, für die Kapitaldeckung gedachte Bei-
tragspunkte, egal ob paritätisch oder nicht, ist nichts an-
deres als eine weitere Beitragserhöhung und damit Gift 
für die Konjunktur und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen, so sinnvoll der Zweck auch sein mag. 
Das heißt dann: Das Geld dafür muss von anderer Stelle 
kommen, und zwar -richtig! – durch Einsparungen.

Möglichkeiten dazu gibt es viele; sie werden nur nicht 
genutzt, und wenn, dann bei den Falschen. Man tut nichts 
gegen Altersarmut, wenn man Rentnern mit Minirenten 
das Wohngeld streicht, sondern indem man Menschen in 
Arbeit bringt, die arbeiten könnten.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Rentner? Sie 
wollen Rentner in Arbeit bringen?)

Schon gar nicht – um das ganz klar zu sagen – zwingt 
man Menschen, die 45 Jahre lang gearbeitet haben, im 
Ernst dazu, noch länger zu arbeiten, nur weil sie das Pech 
hatten, früh im Erwerbsleben zu stehen, und nur weil die 
Regierung mit ihren Einnahmen nicht auskommt; denn 
darauf läuft es ja hinaus.

Liebe Kollegen, der Bericht liegt vor. Nun ist die Re-
gierung gefordert, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
– oder, aus aktuellem Anlass: Der Ball liegt jetzt im 

Feld, die Bundesregierung muss ihn nur noch verwan-
deln. Wir sind gespannt, was dabei herauskommt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Danke schön. – Der nächste Redner ist Bernd Rützel 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Ich möchte erst einmal mit einem großen 
Dank beginnen. Ich möchte der Rentenkommission ganz 
herzlich danken. Drei Abgeordnete waren dabei: der 
Florian Dorn, der Pascal Reddig, die Annika Klose. Zu-
dem waren es noch zehn Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler. Sie alle haben sechs Monate lang wirklich 
intensivst daran gearbeitet – es lohnt sich, nicht nur in-
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tensiv in dieser Kommission zu arbeiten, sondern auch, 
sich intensiv in dieser Debatte fachlich mit den Themen 
zu beschäftigen – und haben nicht nur für die nächsten 
Tage, Wochen oder das nächste Jahr ein Ergebnis präsen-
tiert, sondern sie haben die nächsten 10, 20, 30 Jahre, die 
nächsten Jahrzehnte, unter die Lupe genommen, und das 
war gut. Ich finde, es ist ein sehr zukunftsweisendes Er-
gebnis dabei herausgekommen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Dennoch bin ich sehr froh, dass Die Linke diese Ak-

tuelle Stunde beantragt hat, weil wir jetzt die Möglichkeit 
haben, darüber zu diskutieren. Das parlamentarische Ver-
fahren wird bald beginnen; vorher müssen noch Gesetz-
entwürfe auf den Weg gebracht werden. Das Ganze ist 
auf dem Weg, und es dauert auch noch. Ich will aber 
schon mal grundsätzlich sagen: Die Rente ist ja kein 
Intensivpatient. Wenn ich mir das so anhöre, dann könnte 
man denken, das funktioniert alles nicht mehr. Genau das 
Gegenteil ist der Fall. Die Rente ist tausendmal besser als 
ihr Ruf, auch wenn immer wieder behauptet wird, dass 
die Finanzierung nicht mehr gegeben ist. Gemessen an 
der Wirtschaftsleistung haben wir für die Ausgaben an 
die Rentenversicherung sogar noch weniger bezahlt: 
2003 haben wir 10,4 Prozent unseres Bruttoinlandspro-
dukts aufgewandt, im Jahr 2024 waren es nur 9,3 Prozent, 
obwohl die Zahl der Rentnerinnen und Rentner deutlich 
gestiegen ist. Und der Beitragssatz von aktuell 18,6 Pro-
zent ist auf dem historisch niedrigsten Stand, und zwar 
deshalb, weil wir immer noch eine große Beschäftigung 
haben in unserem Land. In den letzten fünf Jahren, viel-
leicht noch etwas länger, haben wir übrigens ausschließ-
lich durch Zuwanderung die Zahl der Jobs und damit 
auch die Sozialversicherung gestärkt.

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)
Wenn oftmals 100 oder 200 Milliarden Euro im Raum 

stehen – in der Rente ist es nun mal so, dass man mit 
großen Zahlen operiert –, dann muss man schon genau 
differenzieren, über welchen Zeitraum man da spricht. 
Das wäre so, wie wenn ich sage: Ich muss für meine 
Miete 192 000 Euro ausgeben. – Da wird jeder sagen: 
Eine Miete von 192 000 Euro? Wer will denn das bezah-
len? – Wenn ich das aber über den Zeitraum von 20 Jahren 
sehe, sind es eben 800 Euro im Monat an Miete, und das 
ist schon wieder was ganz anderes. So ist es auch bei der 
Rente.

Warum machen wir dann diese Reform? Das ist eine 
Frage, die vielleicht gestellt wird; denn man könnte sa-
gen: Eigentlich brauchen wir das doch nicht. Wenn alles 
so super ist; dann machen wir einfach nichts. – Nein, wir 
machen diese Reform, damit es so bleibt und noch besser 
wird. Wir stecken nämlich mehr Geld ins System

(Kay Gottschalk [AfD]: Wie so häufig!)
und bauen einen Kapitalstock auf. Das ist kein Geld, das 
die Versicherungs- oder die Bankenwirtschaft bekommt. 
Wir haben doch aus Riester gelernt. Riester war ein Bei-
spiel dafür, wie es nicht gehen soll. Wir erweitern auch 
den Einzahlungskreis. Wir machen uns auf den Weg in 
eine Erwerbstätigenversicherung. Geht nicht? Doch, das 
geht; Österreich hat das gemacht, wir machen das auch. 
Das ist ein Meilenstein für unsere Rente.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ich will aber etwas Wasser in den Wein schütten.
(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Fränkischer Wein 

mit Wasser gemischt, ist keine gute Idee!)
– Fränkischer Wein ist immer gut. Dazu könnte ich einen 
wunderbaren Vortrag halten. Aber es ist einfach zu heiß 
für Wein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Außerdem würde ich Sie stoppen, weil es nicht zur 

Sache gehört.

Bernd Rützel (SPD):
Bauchmerzen macht mir der Wegfall der abschlags-

freien Rente mit 65 Jahren nach 45 Versicherungsjahren. 
Hier müssen wir noch mal genau hinschauen; meine Kol-
legin Annika Klose hat das vorhin auch gesagt. Wir brau-
chen Schutzrenten für die, die nicht mehr arbeiten kön-
nen. Das müssen wir unter die Lupe nehmen, damit sie 
nicht die Dummen sind. Wir brauchen Bestandsschutz, 
wir brauchen Übergangsfristen. Es ist auch falsch, zu 
sagen: Du bist 65 Jahre, hast vielleicht 50 Jahre auf 
dem Buckel, immer gearbeitet, du gehst jetzt in Frühren-
te. – Das ist keine Frührente, sondern das ist schlicht und 
einfach verdient. Deswegen werden wir hier gute Brü-
cken bauen.

Was wir jetzt machen, ist nicht weniger als die größte 
Sozialreform seit 1992. Und das muss ordentlich gemacht 
werden – zügig, aber ordentlich –, und das gehen wir die 
nächsten Wochen an.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Andreas Audretsch für die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Als 

Allererstes möchte ich mit einem Dank beginnen: Danke 
an all diejenigen, die in der Rentenkommission gearbeitet 
haben. Wenn wir auf das schauen, was rausgekommen ist, 
haben wir das Gefühl, dass da ernsthaft der Versuch ge-
macht wurde, an einer Lösung zu arbeiten. Insofern vie-
len Dank für alles, was da an Mühe investiert wurde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Viele der Punkte, die in diesem Kommissionsbericht 
stehen, sind nicht falsch; sie finden auch unsere Zustim-
mung. Ich will ein paar davon nennen. Es ist absolut 
richtig, dass Abgeordnete hier im Deutschen Bundestag 
in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen, dass 
also diejenigen, die darüber bestimmen, auch Teil des 
Systems sind. Das ist gut, und das ist richtig.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 87. Sitzung. Berlin, Freitag, den 26. Juni 2026                                    10722 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bernd Rützel 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
der wichtigste Punkt in der ganzen Sache!)

Es ist richtig, dass Selbstständige in die gesetzliche Ren-
tenversicherung einbezogen werden. Es ist richtig, dass 
die Minijobs abgeschafft werden. So häufig war das eine 
Teilzeitfalle, gerade für Frauen. Das jetzt anzugehen, ist 
gut.

Ich muss schon einmal sagen, auch in Ihre Richtung, 
Herr Pantisano: Wenn man es nicht schafft, in einer sol-
chen Debatte Dinge, die offensichtlich gut sind, auch 
einmal so zu benennen, dann muss man sich die Frage 
stellen, ob ein ernsthafter Wille zu einem Diskurs in 
dieser Frage da ist oder ob das eigentlich nur der Versuch 
ist, das Ganze zu delegitimieren.

Ich möchte noch einen zweiten Punkt ansprechen: 
Wenn man das allererste Mal hier etwas nicht vom Blatt 
abliest und dann gleich einen derartigen Fehler einbaut, 
dann ist das eine Blamage in dieser ersten Debatte im 
Deutschen Bundestag dazu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Und da muss man schon sagen: Entweder haben Sie keine 
Ahnung von der betrieblichen Altersvorsorge, oder Sie 
springen gerade der gesetzlichen Rentenversicherung 
und zugleich der gesamten Gewerkschaftsbewegung in 
den Rücken. Die haben heute nämlich ein Konzept vor-
gelegt und setzen auf die zweite Säule. Die setzen darauf, 
dass die Betriebsrente groß wird, und zwar in der zweiten, 
nicht in der ersten Säule.

Es gibt eine ganze Reihe von weiteren Punkten, die wir 
gut finden.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Audretsch, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der Linken?

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Sarah Vollath (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Ich würde gerne wissen, ob Sie aner- 
kennen, dass es durchaus möglich ist – wir haben auch 
einen Antrag dazu formuliert –, im Rahmen von freiwil-
ligen Einzahlungen in die gesetzliche Rentenversiche-
rung eine Betriebsrente zu schaffen, die nicht von den 
Kapitalmärkten abhängt. Und erkennen Sie an, dass das 
auch eine Forderung der IG Metall ist?

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Audretsch, bitte.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Frage, die im Raum stand, bezog sich auf die 

Kapitaldeckung, und die Antwort war, dass die betrieb-
liche Altersvorsorge in Zukunft in die gesetzliche Rente 
eingezahlt werden soll. Das ist exakt der falsche Weg und 
entspricht auch nicht dem, was die Gewerkschaften heute 
vorgelegt haben. Die Gewerkschaften wollen das Gegen-
teil, nämlich eine starke zweite Säule, und selbstverständ-
lich wird da dann auch am Kapitalmarkt investiert. Inso-
fern haben Sie die Zusammenhänge offensichtlich nicht 
verstanden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich lasse die Uhr jetzt weiterlaufen.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es gibt eine Reihe von weiteren Punkten, die wir rich-

tig finden, beispielsweise die sogenannte Rente mit 63 so 
zu reformieren, dass nur noch die, die tatsächlich krank 
sind, früher in Rente gehen. Für die muss das dann tat-
sächlich möglich sein. Hier zu einer Veränderung zu 
kommen, um Frühverrentungsprogramme in Zukunft zu 
verhindern, ist ein richtiger Weg. Das haben wir vor 
vielen Monaten, im November 2025, schon in die Debatte 
eingebracht. Gut, dass das übernommen wurde.

Es ist auch richtig, stärker in die Kapitaldeckung ein-
zusteigen. Wir haben einen Bürgerfonds vorgeschlagen. 
Das ist schon viele, viele Jahre her. Also gut, dass wir 
jetzt in diese Richtung gehen. An der Stelle haben wir 
aber einige Fragen. Was sagen Sie zum Beispiel dazu, 
dass Gewerkschaften und Arbeitgeber unisono davor 
warnen, dass das zulasten der betrieblichen Altersvor-
sorge in der zweiten Säule gehen kann? Das ist die War-
nung, die im Raum steht, und die muss man ernst neh-
men. Zum Zweiten ist da die Frage, ob das eigentlich der 
richtige Weg ist, wenn dadurch die Beitragssätze so durch 
die Decke gehen. Wir sind für mehr Kapitaldeckung. 
Über die Details müssen wir reden. Wir werden uns das 
genau anschauen und prüfen. Aber der Weg zu mehr 
Kapitaldeckung ist richtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es gibt aber eine ganze Reihe von Punkten, die wir 
substanziell anders sehen und die wir tatsächlich als Pro-
blem empfinden.

Erstens. Mit den Vorschlägen aus der Kommission 
ignorieren Sie die drohende Welle der Altersarmut in 
Deutschland weitgehend; das Thema Altersarmut wird 
zu wenig adressiert.

Zweitens. Die Rente ist eine Frage von Verlässlichkeit. 
Die von Ihnen vorgelegten Vorschläge sind das Gegenteil 
von Verlässlichkeit, wenn Sie ein Rentenniveau in Höhe 
von 48 Prozent in Zukunft schlicht und ergreifend nicht 
mehr garantieren. Gesichert sind die 48 Prozent – so steht 
es drin – im ersten Rentenjahr – nur bei Neurentnern und 
auch nur im Übergang. Mit Verlaub: Das ist das Gegenteil 
von Verlässlichkeit. Das schadet der Rente, und das scha-
det auch dem Klima in Deutschland.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich will das einmal plastisch darstellen. Die Durch-

schnittsrente von Frauen beträgt gerade mal 980 Euro. 
Gälte heute schon ein Rentenniveau von 46 Prozent, wä-
ren das 500 Euro weniger im Jahr. Für eine Frau mit einer 
Durchschnittsrente von nur etwa 1 000 Euro im Monat ist 
das verdammt viel Geld. Es entscheidet darüber, ob sie 
eine sichere Zukunft hat, ohne Armut befürchten zu müs-
sen, oder ob sie immer von Armut bedroht ist. Das ist ein 
Problem in Ihren Vorschlägen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Abschließend will ich den Bogen noch einmal weiter 

spannen. Schauen wir uns an, was in den Vorschlägen 
steht, ganz konkret die Empfehlung 17. Ich zitiere:

„Leistungen, die eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe erfüllen, sind perspektivisch vollständig über 
Bundesmittel zu erstatten.“

Das passt nicht zusammen mit der Ankündigung, dass der 
Finanzminister im Jahr 2027 4 Milliarden Euro aus der 
Rentenversicherung entnehmen wird. Ich kann nieman-
dem erklären, warum Menschen, die 26 Millionen Euro 
erben, keine Erbschaftsteuer zahlen, während wir gleich-
zeitig Menschen mit wenig Geld erklären sollen, warum 
die Beitragssätze jetzt auf 23 Prozent steigen. Ich kann 
auch nicht erklären, warum jemand, der 300 Wohnungen 
erbt, nicht einen Cent Erbschaftsteuer zahlt,

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
während wir der Bäckerei gleichzeitig sagen sollen, dass 
sie ihre Angestellten nicht halten kann, weil leider die 
Sozialversicherungsbeiträge durch die Decke gehen.

Insofern ist die Rente nicht nur eine mathematische 
Frage.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie ist immer auch eine Frage politischer Entscheidun-

gen und damit immer auch eine Frage von sozialer Ge-
rechtigkeit.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Audretsch. – Der nächste Redner ist 

Pascal Reddig für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

bin zunächst mal sehr froh, dass Die Linke heute die 
Aktuelle Stunde beantragt hat. Ich bin aber ehrlich gesagt 
auch ziemlich schockiert über die Rede von Herrn 
Pantisano. Jeder, der heute hoffentlich zugehört hat, 

wird gemerkt haben, dass Sie vom Thema offensichtlich 
gar keine Ahnung haben

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und dass Sie den Bericht nicht gelesen haben. Das ist die 
zweite Rede in dieser Woche, für die Sie sich entschuldi-
gen müssten.

Sie haben beim Thema Kapitalrente eben behauptet, 
wir würden Renten am Aktienmarkt verzocken. Die Kol-
legin Klose hat schon angemerkt, dass das absoluter 
Quatsch ist. Sie tun aber so, als hätten wir hier einen 
Vorschlag gemacht, der irgendwann mal im absolut luft-
leeren Raum entstanden ist. Stattdessen haben wir uns an 
Schweden orientiert. Wir schlagen als Kommission vor, 
eine Kapitalrente nach schwedischem Vorbild einzu- 
führen. Jetzt frage ich Sie: Ist Schweden eigentlich ein 
kapitalistischer Heuschreckenstaat oder ein sozialer 
Wohlfahrtsstaat? In Schweden hat diese Regelung dazu 
geführt, dass insbesondere Menschen mit kleinen Ein-
kommen auch von den Kapitalmärkten profitieren kön-
nen. Genau das ist unsere Idee: dass nicht mehr nur die-
jenigen von den Kapitalmärkten profitieren, denen es 
sowieso gutgeht, sondern auch diejenigen, die wirklich 
kleine und niedrige Einkommen haben. Deswegen ist die 
Kapitalrente ein Sozialprojekt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dass Sie immer noch dagegen agitieren, zeigt, dass Sie 
überhaupt kein Interesse daran haben, das Leben der 
Menschen in Deutschland zu verbessern.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Reddig, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen der Linken?

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Wieso fragt 
denn Herr Pantisano nie was selber? – Gegen-
ruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU]: Weil 
er die Frage ablesen müsste!)

Sarah Vollath (Die Linke):
Ich glaube, ich muss mir von Ihnen nicht sagen lassen, 

wann wer eine Frage stellt.
(Beifall bei der Linken)

Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie meine Zwischen-
frage zulassen. – Der Kollege Dorn hat am Montag in der 
„Phoenix-Runde“ noch erklärt, dass sich die Rentenkom-
mission sehr bewusst dafür entschieden hat, nicht ein-
zugrenzen, wohin die Kapitalanlagen fließen sollen und 
worin eigentlich investiert werden soll.

Jetzt ist es ja so, dass Schweden in Bezug auf die 
Investitionen eine sehr bewusste Politik betreibt.
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(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!)

Es wird beispielsweise nicht in Dinge investiert, die nicht 
nachhaltig sind. So was kann man ja politisch steuern.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Es gibt keine 
politische Steuerung in Schweden!)

Der Kollege hat jetzt erklärt, dass Sie das ganz bewusst 
nicht möchten.

Ich möchte noch einmal sagen, dass ich der Bundes-
regierung in der derzeitigen Situation ehrlich gesagt nicht 
zutraue, Anlagen so zu strukturieren, dass diese sozial 
gerecht und nachhaltig sind.

Danke. 
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Reddig, bitte. – Sie mögen bitte stehen bleiben, 

Frau Kollegin, wenn Sie eine Antwort bekommen zu 
Ihrem Kommentar. Vielen Dank.

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Vollath. – Genau deshalb wollen wir 

eine Kapitalrente, die nicht vom Staat gesteuert wird. 
Nicht der Staat soll entscheiden, worin investiert wird, 
sondern das Modell soll ähnlich ausgestaltet werden 
wie in Schweden. Dort ist es vor allem renditeorientiert, 
und es gibt die Möglichkeit, zwischen verschiedenen An-
bietern zu wählen. Man kann sich entweder für ein staat-
liches Modell oder für private Anbieter entscheiden. 
Diese Chance sollen die Menschen in Deutschland auch 
haben, damit jeder frei entscheiden kann, wer investiert 
und worin investiert werden soll.

Wenn man sich anschaut, was in Schweden dabei he-
rausgekommen ist, sieht man: Die Kapitalrente hat – trotz 
der schon angesprochenen Finanzmarktkrise – in den 
letzten Jahren seit der Jahrtausendwende durchschnittlich 
eine Rendite von 11 Prozent erwirtschaftet. Das hat dazu 
geführt, dass es den Menschen in Schweden im Alter 
deutlich besser geht.

Wir haben das auch durchgerechnet, und zwar nicht 
mit 11 Prozent, sondern sehr konservativ mit 5 Prozent. 
Ein junger Mensch, der jetzt mit 22 Jahren anfängt, in die 
Rente einzuzahlen und dies 45 Jahre lang tut, kann als 
Durchschnittsverdiener mit dem, was wir vorschlagen, 
auf den heutigen Euro gerechnet, im Alter durchschnitt-
lich zusätzliche 770 Euro haben. Das zeigt: Das, was wir 
vorschlagen, führt dazu, dass die Rente, dass die Alters-
vorsorge der Menschen in Deutschland besser wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich lasse jetzt die Uhr weiterlaufen.

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Beim Blick auf die weiteren Vorschläge, die wir ge-

macht haben, wird deutlich: Wir haben versucht, ein aus-
gewogenes Konzept vorzulegen. Wir haben uns am An-

fang angesehen, was eigentlich passieren würde, wenn 
wir nichts tun: Die Beiträge würden massiv steigen, der 
Bundeszuschuss aus dem Haushalt würde steigen, und 
das Rentenniveau würde sinken. Es ist eine denkbar 
schlechte Ausgangslage, in der wir uns befinden, und 
das liegt schon auch daran, dass wir in den letzten Jahren 
nicht immer die richtigen Antworten auf den demogra-
fischen Wandel gegeben haben.

Uns war aber auch klar: Wir werden nicht von heute 
auf morgen alles umdrehen können. Aber wir wollen ein 
Konzept vorlegen, das geeignet ist, ein positives Signal 
ins Land zu senden. Es braucht zwar etwas Zeit, und die 
Reformvorschläge sind vor allem mittelfristig angelegt. 
Aber sie führen dazu, dass es wieder besser wird. Vor 
allem können wir die Renten der Menschen wieder er-
höhen und müssen nicht jedes Jahr darüber diskutieren, 
wie wir verhindern, dass die Situation schlechter wird. 
Stattdessen erhalten die Beitragszahlerinnen und Bei-
tragszahler die Perspektive, dass sie jetzt etwas für ihre 
Rente leisten, danach aber auch wieder etwas heraus-
bekommen. Unser Konzept führt dazu, dass sich die Al-
tersvorsorge der Menschen in diesem Land verbessert 
und dass im Alter alle besser abgesichert sind – die Rent-
nerin, die will, dass ihre Rente sicher ist, aber auch das 
junge Paar, das sich fragt, ob es sich noch etwas für die 
Zukunft aufbauen kann. Deshalb haben wir bei all unse-
ren Vorschlägen vor allem darauf geachtet, ein Renten-
system zu schaffen, das gut ist für Jung und Alt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und wir haben auf die Ausgewogenheit zwischen ver-
schiedenen Fällen geachtet. Ein Thema, das ja in den 
letzten Tagen ziemlich kontrovers diskutiert wurde, ist 
die Rente mit 63. Die Rente mit 63 wurde eingeführt, 
weil wir den Menschen, die körperlich wirklich hart ge-
arbeitet haben, eine Möglichkeit bieten wollten, frühzei-
tig in den Ruhestand zu gehen. Das Ziel haben wir als 
Politik auch weiterhin. Wir haben aber gesehen, dass die 
Rente für besonders langjährig Versicherte überpropor-
tional nicht von diesen Menschen in Anspruch genom-
men werden konnte. Die Menschen, die wirklich hart 
arbeiten, diejenigen, die körperlich oder psychisch stark 
belastet sind, die früh angefangen haben, zu arbeiten, 
haben häufig unterbrochene Erwerbsbiografien. Sie kom-
men gar nicht auf die 45 Beitragsjahre.

Deshalb schlagen wir ein Modell vor, das mit Blick auf 
die Abschaffung der Rente mit 63 und mit Blick auf eine 
moderate Erhöhung des Renteneintrittsalters, sofern die 
Lebenserwartung steigt, dafür sagt, dass die Rente demo-
grafiefest wird – aber dass wir auch die Menschen, die 
wirklich nicht mehr können, nicht im Regen stehen las-
sen. Mit der Schutzrente schaffen wir ein Modell, das es 
Menschen, die nicht mehr können, ermöglicht, frühzeiti-
ger in Rente zu gehen. Wer gesundheitlich stark belastet 
ist, der soll in Deutschland nicht gezwungen werden, 
weiter im Arbeitsmarkt zu bleiben. Er soll auch in renten-
nahen Jahrgängen nicht gezwungen werden, noch mal 
umschulen zu müssen. Ich glaube, das ist das bessere 
Konzept, weil wir damit Zielgenauigkeit schaffen. Es 
ist keine Politik mit der Gießkanne, sondern zielgenaue 
Rentenpolitik.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will mich abschließend bei allen bedanken, die in 
der Kommission mitgearbeitet haben: bei Annika Klose, 
bei Florian Dorn, vor allem auch bei unseren Vorsitzen-
den Frank-Jürgen Weise, Frau Professor Janda sowie 
allen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. Wir 
wussten anfangs auch nicht, ob es gelingen kann, ein 
Konzept zu erarbeiten, das unterschiedliche Interessen 
zusammenbringt. Aber ich glaube, es ist uns gelungen, 
einen Vorschlag zu machen, der nicht an parteipolitischen 
Linien orientiert ist, sondern der vor allem darauf achtet, 
dass die Rente und die Altersvorsorge für die Menschen 
im Land besser werden. Deshalb bin ich auch sehr dank-
bar, dass die Grünen, insbesondere Herr Audretsch heute, 
sehr klargemacht haben, was gut an dem Konzept ist. Wir 
sollten, glaube ich, gerade in Debatten zu den großen 
gesellschaftlichen Themen nicht vergessen, dass die 
Menschen unabhängig von Koalitionsfragen vor allem 
wollen, dass wir die Probleme lösen und ein gutes Kon-
zept für das Land aufstellen.

Ich glaube, da sind wir jetzt auf einem guten Weg. Die 
Rentenkommission hat einen Vorschlag gemacht. Jetzt 
müssen wir diesen im Deutschen Bundestag diskutieren 
und am Ende im besten Fall auch umsetzen. Ich freue 
mich, wenn dann viele Fraktionen aus dem Haus diesen 
Weg auch mitgehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächstes spricht Gerrit Huy für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Herr Präsident! Liebe Gäste! Werte Kollegen! Es 

spricht sich viel angenehmer hier in diesem Saal, wenn 
man auch mal etwas loben kann. Das ist bei einigen 
Empfehlungen der Rentenkommission der Fall. Allem 
voran schätzen wir natürlich, dass sie unserer Vorlage 
gefolgt ist und sich für eine Rentennettoersatzrate von 
70 Prozent einsetzt – mindestens 70 Prozent sogar, 
wenn auch nur perspektivisch. Bravo! Das war mutig 
und auch dringend nötig, weil unsere Renten im Ver-
gleich zu denen im Ausland grottenschlecht sind und 
die Altersarmut sich in Deutschland weiterverbreitet.

Als drittstärkste Wirtschaftskraft der Welt belegen wir 
beim Rentenniveau Platz 24 von 30 Ländern in Europa. 
Rentenniveau und Durchschnittsrenten sind in allen ver-
gleichbaren Ländern deutlich höher. Die Situation in 
Deutschland möchte ich Ihnen am Beispiel der Ostrent-
ner verdeutlichen. 75 Prozent von ihnen haben kein an-
deres Alterseinkommen als die staatliche Rente. Wer sie 
bekommt, bekommt im Median 1 210 Euro. Jeder vierte 
Ostrentnerhaushalt lebt aber praktisch von der Hand in 
den Mund; denn er hat überhaupt kein Vermögen, mit 

dem er schlechtere Zeiten ausgleichen könnte. In West-
deutschland betrifft das nur 12 Prozent der Rentnerhaus-
halte, was natürlich immer noch viel zu viele sind.

Altersarmut ist Mieterarmut. Der wichtigste Schutz 
vor Altersarmut ist deshalb das Eigenheim. Aber nur 
gut 40 Prozent der Rentnerhaushalte leben im Eigenheim. 
Bei den Pensionären sind es 75 Prozent. Gerade in den 
letzten fünf Jahren sind Mieten und Nebenkosten so ge-
stiegen, dass sie in einigen Städten die Rentenerhöhung 
überholt haben. Wenn man ohnehin prekär lebt, ist das 
nur schwer zu verkraften. Viele Rentnerhaushalte haben 
deshalb ihr Einkommen bisher mit Wohngeld aufbessern 
können. Zur Wohnarmut im Alter hätte ich eine Empfeh-
lung der Rentenkommission erwartet. Die hätte vielleicht 
verhindert, dass Ministerin Hubertz jetzt 638 000 Senio-
ren das Wohngeld kürzen will. Das ist grausam. Besser 
wäre es, eine Rakete weniger in die Ukraine zu schicken.

(Beifall bei der AfD – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Oh Mann! Oh 
Mann! Oh Mann!)

Die Ausgaben der Rentenversicherung machen nicht 
einmal 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus. Vor 
25 Jahren war es noch deutlich mehr, aber da hatten wir 
2 Millionen Rentner weniger. Irgendwas ist da in Schief-
lage geraten. Bei den Österreichern sind es 14 Prozent, 
die sie den Älteren gönnen, bei den Schweizern sogar 
16 Prozent. Das sind 60 Prozent mehr vom Bruttoinlands-
produkt für die Älteren.

Meine Damen und Herren, am Ende ist es eine politi-
sche Entscheidung, wie viel Rente uns die Lebensleistung 
unserer älteren Generation wert ist. Wenn wir hier die 
Weichenstellung nicht grundsätzlich ändern, wird auch 
die heutige Jugend im Alter nicht viel Freude haben; 
denn sie wird auch nicht wesentlich reicher sein. Die 
Rentenkommission will das mit ihrer neuen Kapitalrente 
korrigieren und sieht dazu einen zusätzlichen Pflichtbei-
trag von 2 Prozent vor. Das ist zwar grundsätzlich gut, 
aber in der wirtschaftlichen Misere, in der wir uns gerade 
bewegen, schlicht kontraproduktiv. Die AfD bleibt bei 
der Freiwilligkeit.

Gleichzeitig setzt die Kommission den Nachhaltig-
keitsfaktor wieder ein, und dieser kannibalisiert auch 
die Kapitalrente. „Die Welt“ hat errechnet, dass ein heute 
38-jähriger Durchschnittsverdiener, der in 30 Jahren, also 
mit 68 Jahren in Rente geht, dann gerade einmal 60 Euro 
mehr im Monat hat durch diesen sich gegenseitig kanni-
balisierenden Effekt. Das sind nicht mal 1,9 Prozent. So 
wird das in 100 Jahren nichts mit 70 Prozent Nettoersatz-
rate. Das ist eine Schimäre. Und warum ist das so? Weil 
die Rentenkommission die notwendigen wirtschaftlichen 
Korrekturen nicht mitgedacht hat. So kann das nichts 
werden.

Wir würden erst einmal die Wirtschaft wieder ankur-
beln und die Kaufkraft der Haushalte erhöhen – nicht mit 
Trostpflastern hier und dort, sondern mit einer grund-
legenden Einkommensteuerreform. Und dann wird es 
auch was mit den 70 Prozent.

Danke. 

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Annika Klose 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Bun-

desministerin Bas! Schön, dass Sie hier dabei sind! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren über die Er-
gebnisse der Alterssicherungskommission, die diese Wo-
che vorgelegt wurden. Vielen Dank an Die Linke, dass 
Sie dieses Thema hier aufgesetzt haben; denn ich finde es 
extrem wichtig, zu den Ergebnissen hier Stellung zu neh-
men.

Ich durfte für meine Fraktion und Partei als stellver-
tretende Vorsitzende dieser Kommission wirken. Und ich 
muss sagen: Da ist extrem viel Arbeit reingeflossen. Und 
ich finde, es kann sich wirklich sehen lassen, was wir jetzt 
vorgelegt haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Aufgabe war: Lebensstandardsicherung für nied-
rige und mittlere Einkommen im Alter bei einer nach-
haltigen Finanzierung. Als wir im Januar losgelegt haben, 
gab es unisono Rufe wie „Das kann sowieso nichts wer-
den“, „Die werden scheitern“, „Das muss scheitern“, 
„Das kann gar nicht funktionieren; die liegen so weit 
auseinander in ihren Vorstellungen“. Niemand hat an ei-
nen Erfolg geglaubt. Ehrlich gesagt, haben wir das als 
Ansporn genommen, uns richtig ins Zeug zu legen, und 
wir haben jetzt das Konzept vorgelegt.

Wenn ich den Leuten sage: „Da kommt wirklich für 
jeden mehr Rente raus, als es gerade der Status quo ist 
bzw. als nach jetzt geltendem Recht“, dann wird mir das 
erst mal nicht geglaubt. Aber es ist tatsächlich so. Mit den 
Strukturreformen, die wir vorschlagen, werden die Be-
standsrentnerinnen und Bestandsrentner mehr haben, als 
es nach geltendem Recht der Fall ist. Auch diejenigen, die 
zwischen 2031 und 2041 in Rente gehen, werden mehr 
haben, weil wir mit dem Übergangsfaktor auch deren 
Rentenniveau auf 48 Prozent halten. Und diejenigen, 
die die Kapitalsäule obendrauf kriegen, werden sogar 
wesentlich mehr haben als die 48 Prozent aktuell.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Im Gegensatz zu den vielen Kürzungsdebatten, die hier 
die ganze Zeit geführt werden, kann man jetzt wirklich 
mal sagen: Das ist ein Konzept für die Zukunft. Wir 
zeigen auf, wie man ab den 2030er-Jahren, obwohl wir 
eine schwierige Demografie haben, wieder Licht am 
Ende des Tunnels sehen kann. Wir zeigen auf, wie es 
funktionieren kann, dass Menschen auch wieder eine 
gute Altersvorsorge haben, auf die sie sich verlassen kön-
nen.

Würden wir jetzt nichts machen, würde das Renten-
niveau Ende 2031, wenn die Haltelinie ausläuft, anfan-
gen, zu sinken, und zwar ziemlich rapide auf 46 Prozent 
im Jahr 2040. Genau da schaffen wir jetzt aber eine 
Trendumkehr. Das ist eine gute Nachricht für alle Men-
schen in diesem Land: für die aktuellen Rentnerinnen und 
Rentner, aber vor allem auch für die junge Generation.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir schaffen wir das? Wir schaffen das auch mit einem 

Ende der Zweiklassenversorgung im Alter. Wir wollen 
nämlich, dass Selbstständige – außer diejenigen, die 
über Versorgungswerke abgesichert sind – zukünftig ob-
ligatorisch über die gesetzliche Rentenversicherung ab-
gesichert sind. Das bedeutet mehr Beitragszahlerinnen 
und Beitragszahler für die gesetzliche Rente, was diese 
stabilisiert, schließt aber auch eine wichtige Schutzlücke. 
Wir sehen nämlich: Bei ehemaligen Selbstständigen ist 
die Altersarmutsquote vier- bis fünfmal so hoch wie sonst 
in der Bevölkerung. Diesem Dumpingwettbewerb zwi-
schen den Selbstständigen wird damit ein Riegel vor-
geschoben. Die Menschen kriegen eine ordentliche Rente 
im Alter. Das ist wichtig und richtig. Diesen Schritt müs-
sen wir jetzt schnellstmöglich gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ich kann Ihnen auch sagen: Wir haben zu keinem 
Thema so viele Zuschriften bekommen wie zu den Be-
amten und den Abgeordneten. Ein großer Wunsch ist, 
dass die Höhe ihrer Versorgung endlich angeglichen 
wird. Dem nähern wir uns jetzt sehr. Die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages sollen mit Beginn der neuen 
Wahlperiode verpflichtend in die gesetzliche Rentenver-
sicherung miteinbezogen werden. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das betrifft Sie hoffentlich alle. Ich freue mich 
darauf, dass wir das hier noch in dieser Wahlperiode 
gemeinsam beschließen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Kay 
Gottschalk [AfD]: Ein Vorschlag, den wir seit 
Jahren machen! – Beatrix von Storch [AfD]: 
AfD wirkt! – Gegenruf des Abg. Kay 
Gottschalk [AfD]: Genau!)

Bei den Beamten ist die Situation ein bisschen schwie-
riger. Wir wollten und wollen weiterhin die Beamten in 
die gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen. Auch 
die Alterssicherungskommission sagt, dass zum Zielbild 
der Erwerbstätigenversicherung, das wir definieren, auch 
die Beamten gehören. Das ist tatsächlich eine komplexe 
Lage. Warum? Weil das Bundesverfassungsgericht uns in 
dieser Frage in den letzten Jahrzehnten mit ziemlich kon-
servativen Urteilen beglückt hat,

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Konservativ ist 
nicht immer schlecht!)

die es schwierig machen, Beamte sofort einzubeziehen. 
Wir wollen diesen Weg aber trotzdem beschreiten. In 
einem ersten Schritt werden wir alle vergangenen, aber 
auch zukünftigen Reformen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung wirkungsgleich auf die Beamten übertragen 
und damit endlich diese Zweiklassenaltersversorgung be-
enden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir tun auch was 
gegen Altersarmut. Das ist ein Aspekt, der mir in dieser 
Debatte noch viel zu kurz gekommen ist. Wir haben die 
Situation, dass gerade von Seniorinnen und Senioren So-
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zialleistungen, auf die sie eigentlich Anspruch hätten, 
häufig nicht in Anspruch genommen werden. Deswegen 
wollen wir, dass diese leichter und unbürokratischer zu-
gänglich sind. Wir wollen die Ergebnisse der Kommis-
sion zur Sozialstaatsreform umsetzen.

Wir wollen vor allem für all diejenigen, die gesetzliche 
Rente und Grundsicherung beziehen, endlich einen Frei-
betrag ermöglichen. Das bedeutet: Aktuell wird die Rente 
zu 100 Prozent auf die Grundsicherung angerechnet,

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Das haben wir 
doch auch schon mal beantragt!)

während es in der betrieblichen und privaten Altersvor-
sorge Freibeträge gibt. Das ist ungerecht. Das wollen wir 
endlich ändern. Auch Rentnerinnen und Rentner, die ge-
arbeitet haben –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Annika Klose (SPD):
– und am Ende wenig zum Leben haben, sollten was 

von ihrer Rente haben. Und das gehen wir jetzt an.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Der nächste Redner ist 

Dr. Armin Grau für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Zunächst einmal vielen Dank an die Regierungs-
kommission für den Bericht, der uns jetzt viel Diskussi-
onsstoff liefert. Wenn man den Kanzler am Dienstag 
gehört hat, könnte man meinen, man bräuchte jetzt gar 
nicht mehr zu debattieren, sondern könnte gleich alles 
beschließen. Es ist gut, dass wir an der Stelle unartig 
sind und jetzt eben doch diskutieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Im Bericht finden wir uns an vielen Stellen gut wieder, 

aber es gibt eben auch sehr kritische Elemente. Und gerne 
fange ich mal mit den positiven Elementen an.

Es ist wichtig, dass wir viele gesellschaftliche Gruppen 
in die Rente einbeziehen: Selbstständige, Abgeordnete 
und Beamte. Das stärkt die Rentenversicherung und 
beugt Altersarmut vor, etwa bei den Soloselbstständigen. 
Die Empfehlung der Erwerbstätigenversicherung greift 
einen Gedanken, den wir seit vielen Jahrzehnten verfol-
gen, auf, und sie kommt unseren grünen Vorstellungen 
der Bürgerversicherung schon sehr nahe. Bei der Ein-
beziehung der Beamtinnen und Beamten hätten Sie aber 
ruhig etwas konkreter und weitgehender sein können. 
Auch bei den Empfehlungen zur Stärkung von Präven-
tion und Rehabilitation stimmen wir zu; wir Grüne haben 
da aber bereits sehr viel weiter gehende Vorschläge in 
unseren Anträgen gemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit der Berufsunfähigkeitsrente für ältere Menschen 
kommen Sie unserem Vorschlag der Überlastungsschutz-
rente auch sehr nahe. Menschen, die aus gesundheitlichen 
Gründen nicht länger arbeiten können, müssen besser 
geschützt werden. Das ist eine wichtige Aufgabe. Auch 
die Abschaffung der Minijobs und der verschiedenen 
Frühverrentungsanreize ist eine Forderung von uns Grü-
nen.

Aber kommen wir jetzt zu den kritischen Punkten. 
Unsere gesetzlichen Renten sind im internationalen Ver-
gleich sehr niedrig, und durch die Senkung des Renten-
niveaus in den letzten Jahrzehnten hat sich ein zunehmen-
der Abstand zwischen Löhnen und Renten ergeben. 
Deswegen braucht es ein stabiles Rentenniveau von min-
destens 48 Prozent. Hier vermissen wir eine klare Fest-
legung, dass das Rentenniveau die heutigen 48 Prozent in 
keinem Fall unterschreitet. Denn weniger Rente als heute 
ist gerade für viele Menschen in Ostdeutschland, die oft 
ausschließlich in der gesetzlichen Rente Ansprüche ha-
ben, überhaupt nicht mehr tragbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch zum großen Thema Altersarmut zeigt der Bericht 
leider keine tragfähigen Lösungen auf. Die Armutsquote 
im Alter ist sukzessive gestiegen und liegt heute bei fast 
20 Prozent. Das ist inakzeptabel für ein reiches Land. Die 
Empfehlungen laufen auf Kombilösungen aus niedrigen 
Renten und Grundsicherung hinaus. Wer langjährig in die 
Rentenkasse einbezahlt hat, muss aber eine Rente bekom-
men, ohne beim Amt Grundsicherung beantragen zu 
müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür schlagen wir Grünen die Garantierente vor. Die 
Garantierente besagt: Wer mindestens 30 Jahre ein-
gezahlt hat, soll 30 Rentenpunkte und somit rund 
1 270 Euro bekommen. Ein solches Konzept fehlt bei 
Ihnen, und das ist schade.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Altersarmut ist weiblich. Die Hinterbliebenenrente un-
terstützt viele Frauen. Wenn Sie diese, wie der Bericht 
andeutet, zurückbauen wollen, dann verschärft das die 
Altersarmut weiter. Sie wollen die gesetzliche Rente stär-
ken, indem Sie eine Kapitalrente einführen. Wir Grüne 
begrüßen eine ergänzende Kapitaldeckung, und das ist 
kein Zocken an der Börse, Herr Kollege Pantisano, das 
ist alles andere als das. Aber wir wollen das nicht auf dem 
Weg, den Sie in der Regierungskommission vorschlagen. 
Sie wollen die Beitragssätze um 2 Prozentpunkte er-
höhen, zusätzlich zu den ohnehin geplanten Steigerungen 
der nächsten Jahre. Dabei reden alle davon, dass die 
Sozialversicherungsbeiträge stabilisiert gehören und am 
besten sinken müssen, um den Faktor Arbeit zu entlasten. 
Ihr Vorschlag ist Gift für unsere schwächelnde Wirt-
schaft, und er belastet vor allem Menschen mit kleinen 
Einkommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wenn die Kapitalrente nicht über Haushaltsmittel fi-
nanziert werden kann, dann sollten wir darüber nachden-
ken, wie diejenigen, die bisher nichts oder nur wenig zur 
Finanzierung unserer Sozialversicherungssysteme beitra-
gen, beteiligt werden können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und das tun Sie von der Linken mit Ihrem Vorschlag eben 
nicht.

Die Kommission empfiehlt zu Recht, dass gesamt-
gesellschaftliche Aufgaben in der Rente aus Steuern 
und nicht aus Beitragseinnahmen zu finanzieren sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der Bundesfinanzminister macht aber das Gegenteil, 
wenn er die Beiträge für pflegende Angehörige nicht 
übernimmt und die Bundeszuschüsse bei der Rente 
auch noch um 4 Milliarden Euro kürzt. Letzteres führt 
zu weiteren 0,3 Prozentpunkten Beitragssatzsteigerung. 
Das alles ist ein Wirtschaftsabwürgeprogramm und be-
lastet die Menschen mit kleinen Einkommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie lassen die Rente, die Sie stärken wollen, alt aus-

sehen. Die Rente kann ihre Kernaufgaben sehr gut alleine 
besorgen, aber für die gesamtgesellschaftlichen Auf-
gaben braucht sie den Bund, und der versagt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie wollen das Renteneintrittsalter entlang der Lebens-

erwartung erhöhen. Fakt ist, dass die Lebenserwartung in 
den letzten 15 Jahren deutlich geringer gestiegen ist als 
das Renteneintrittsalter. Die Menschen sind also in Vor-
leistung getreten. Das legitimiert es kaum, das Renten-
alter jetzt weiter heraufzusetzen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir müssen das tatsächliche Renteneintrittsalter durch 

die Förderung eines längeren gesunden Arbeitens er-
höhen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Grau, Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist der entscheidende Weg. Die Rente ist Vertrau-

enssache. Ich komme zum Ende.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssten zum Ende gekommen sein.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Entscheidungen haben langfristige Wirkungen, da 

wäre eine Zusammenarbeit aller demokratischen Parteien 
wichtig. Sie wollen ein großes Paket schnüren. Nehmen 
Sie unsere Vorschläge auf, dann wird es auch ein gutes 
Paket.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Die nächste Rednerin ist Sarah Vollath für Die Linke.

(Beifall bei der Linken – Pascal Reddig [CDU/ 
CSU]: Jetzt wird’s wieder faktenfrei!])

Sarah Vollath (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Als Sozialarbeiterin 

weiß ich: Krisenteams funktionieren immer dann beson-
ders gut, wenn sie möglichst breit aufgestellt sind und 
wirklich alle Perspektiven einbeziehen. Deshalb war es 
auch so wichtig, dass die Bundesregierung es allen mög-
lich gemacht hat, an ihrer großen Rentenrettungsmission 
teilzunehmen; also allen außer Gewerkschaften, Sozial-
verbänden, Betroffeneninitiativen und der Opposition.

(Beifall bei der Linken – Pascal Reddig [CDU/ 
CSU]: Das stimmt überhaupt nicht! Frau Voll-
ath, die Gewerkschaften waren in der Renten-
kommission mehrfach eingeladen!)

Denn jeder weiß: Je mehr man von oben herab auf ein 
Problem schaut, umso besser wird die Lösung. Der Kanz-
ler macht es ja wunderbar vor: Im Privatjet lässt sich 
Deutschland ganz gut aushalten.

(Beifall bei der Linken)

Was passiert also, wenn sich drei Regierungspolitiker 
und zehn überwiegend neoliberale Wissenschaftler 
150 Stunden lang zusammensetzen, um ein Sozialver-
sicherungssystem zu retten?

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Das ist eine ab-
solute Frechheit gegenüber der Wissenschaft!)

Richtig: Der Kapitalmarkt profitiert, 45 Jahre harte Ar-
beit werden entwertet, und das Renteneintrittsalter wird 
an die Lebenserwartung geknüpft. Nach dem medialen 
Aufschrei wegen der geplanten Rente mit 70 hat die 
Rentenkommission eine andere Lösung gefunden, denn 
sie will den Renteneintritt an die Lebenserwartung kop-
peln.

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Es wurde nie eine 
Rente mit 70 diskutiert!)

Klingt erst mal besser, ist es aber nicht. Die Rentenkom-
mission blendet die massiven Unterschiede bei der Ent-
wicklung der Lebenserwartung offenbar völlig aus. Män-
ner in Baden-Württemberg leben im Schnitt zwei Jahre 
länger als Männer in Sachsen-Anhalt, und der Abstand 
wächst.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Immer eine gute 
Idee, nach Baden-Württemberg zu ziehen!)

In einigen Bundesländern ist die Lebenserwartung in den 
letzten zehn Jahren sogar gesunken.

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Getrennte Ren-
teneintrittsalter nach Bundesländern!)

Für Menschen in Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 
Hessen würde eine Kopplung also eine direkte Renten-
kürzung bedeuten. Und die Schere geht immer weiter 
auseinander, die Lebenserwartung wird immer unglei-
cher.
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Aber das ist noch nicht alles. Auch der Job und die 
Höhe des Lohns haben Einfluss. Arme Menschen sterben 
früher. Beschäftigte mit körperlich anstrengenden Jobs 
sterben früher. Ihr Vorschlag bedeutet also auch für diese 
Menschen nichts anderes als eine Rentenkürzung.

(Beifall bei der Linken)

Und bevor jetzt wieder Abgeordnete der Union fragen, 
ob wir wohl einen Renteneintritt nach Bundesland oder 
Branche wollen: Nein, auch das würde neue Ungerechtig-
keiten aufbauen, und deshalb ist für uns so klar, dass eine 
Kopplung des Renteneintrittsalters an die Lebenserwar-
tung niemals die Lösung sein kann.

(Beifall bei der Linken)

Das gilt übrigens auch für den Vorschlag, die abschlags-
freie Rente nach 45 Versicherungsjahren abzuschaffen. 
Für Sie scheint es unerträglich zu sein, dass Menschen, 
die teilweise mit 16 oder 17 angefangen haben, zu arbei-
ten, in Rente gehen wollen, bevor sie krank umfallen. Sie 
wollen ihnen in Zukunft das Recht nehmen, frei über 
ihren Ruhestand entscheiden zu dürfen, und das, nach-
dem sie 45 Jahre hart gearbeitet und in die Rentenkasse 
eingezahlt haben. Für Sie können die Leute sich gar nicht 
lange genug kaputtbuckeln. Nach 45 Jahren gesund in 
Rente zu gehen, ist für die Realitätsverweigerer in der 
Union keine Option.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Und die Rentenkommission springt auf diesen Zug auf. 
Das ist in einem so wohlhabenden Land wie Deutschland 
aus unserer Sicht eine echte Schande! Das ist eine Ren-
tenkürzung, und das ist eine Entwertung der Lebensleis-
tung von hart arbeitenden Menschen.

(Beifall bei der Linken)

Und wehe, Sie fangen gleich wieder mit den angeblich 
enormen Kosten an. Die Rente für besonders langjährig 
Versicherte macht entgegen Ihrer Darstellung gerade mal 
1 Prozent der Rentenausgaben aus. Wer das als große 
Sparmaßnahme verkaufen will, verdreht die Realität.

(Beifall bei der Linken)

Die Regierung verkauft die Empfehlungen der Renten-
kommission als großen Schlag. Wenn es nach Friedrich 
Merz und Ministerin Bas geht, soll alles eins zu eins 
umgesetzt werden. Bärbel Bas bezeichnet diesen Vor-
schlag als Gesamtkunstwerk. Ich weiß, Kunst liegt im 
Auge des Betrachters.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Linken)

Aber wie schnell sich der Blick einer Gewerkschafterin 
verändert, wenn sie als Bundesministerin unter dem 
Druck der Union steht, ist wirklich erschreckend.

(Beifall bei der Linken)

Ich sage Ihnen eins: Wenn Sie das machen, sorgen Sie 
dafür, dass Menschen mit niedrigen Löhnen bestraft wer-
den.

Und was ist eigentlich bei den Grünen los? Nach den 
Jungen Wilden der Union gibt es jetzt die Jungen Wilden 
bei den Grünen, und die wollen das Rentenprogramm der 
Linken umsetzen. Grüße gehen raus, ihr Lieben. Es ist nie 
zu spät, Genossin zu werden.

(Beifall bei der Linken)
Währenddessen schreiben die Alten aber Renten-

papiere mit der Union, die dann von der Union als Boll-
werk gegen links inszeniert werden. Das nenne ich Prio-
ritäten. Kommen Sie lieber mit uns nach Erfurt, und wir 
sind gemeinsam das Bollwerk gegen rechts.

(Beifall bei der Linken)
Keinen Fußbreit dem Faschismus! Wir sind widersetzen.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oh, jetzt ist aber der Bogen sehr, 
sehr weit!)

Wir Linken sagen auch dem massiven Abbau der Rente 
den Kampf an. Wir kämpfen bei unseren bundesweiten 
Sozialprotesten für eure Renten. Wir sagen klar: Es 
reicht!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Dr. Florian Dorn von der CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU – Pascal Reddig 
[CDU/CSU]: Jetzt wird es wieder sachlich!)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die gesetzliche Rente ist und bleibt 
die zentrale und tragende Säule der Alterssicherung. Sie 
steht für Sicherheit im Alter, für die Solidarität und auch 
für Anerkennung von Lebensleistung. Aber wir wissen: 
Die Bedingungen haben sich auch in den vergangenen 
Jahren geändert, und die Gesellschaft wird älter. Der 
demografische Wandel setzt die rein umlagefinanzierte 
Rente in den kommenden Jahren weiter unter Druck, 
vor allem jetzt, wo die geburtenstärksten Jahrgänge in 
Rente gehen. Immer weniger Beitragszahler zahlen die 
Renten von immer mehr Rentnern, die heute im Durch-
schnitt länger leben als früher.

Wenn wir jetzt nicht handeln – das zeigen verschiedene 
Prognosen ganz klar –, würden die Beitragssätze – ohne 
Trendumkehr – immer weiter steigen. Die Bundes-
zuschüsse aus Steuermitteln könnten sogar schneller stei-
gen als die Wirtschaftsleistung. Und das Rentenniveau 
würde dann trotzdem in Zukunft immer weiter moderat 
sinken; das ist kein Trend, den wir weiterverfolgen wol-
len.

Damit die Alterssicherung auch dauerhaft stabil und 
verlässlich bleibt, wollen wir sie wieder stärken und zu-
kunftsfest aufstellen. Wir haben dazu ein großes Reform-
paket vorgelegt. Wir zeigen, wie eine finanziell solide 
aufgestellte und strukturell nachhaltige Alterssicherung 
auch in einer alternden Gesellschaft möglich wird. Mit 
dem ausgewogenen Maßnahmenmix wird die Alters-
sicherung zukunftsfest und generationengerechter.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 87. Sitzung. Berlin, Freitag, den 26. Juni 2026                                    10730 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Sarah Vollath 



Ein entscheidender Schritt und Paradigmenwechsel ist 
der Einstieg in die individuelle gesetzliche Kapitalrente 
nach schwedischem Vorbild. Wir verbinden damit das 
Beste aus beiden Welten: Umlage und Kapitaldeckung. 
Die Investitionen am Kapitalmarkt mit Fonds ermögli-
chen, dass alle bei der Alterssicherung von den globalen 
Wachstumsmärkten profitieren. Es ist daher auch eine 
zutiefst soziale Frage, hier alle mitzunehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die investierten Beiträge und Erträge fließen dann 
auch wieder eins zu eins auf diese individuellen, eigen-
tumsgeschützten Konten für die eigene Altersvorsorge 
zurück. Damit stabilisieren wir in den 2030er-Jahren 
nicht nur das jetzige Rentenniveau, sondern damit schaf-
fen wir auch langfristig die Trendumkehr und Zukunfts-
perspektiven, auch für die junge Generation.

Parallel brauchen wir auch strukturelle Reformen zur 
Stabilisierung der Umlagefinanzierung. Dazu gehören 
natürlich auch dringende Reformen beim Renteneintritt. 
Meine Damen und Herren, wir leben heute länger, und 
das ist auch eine gute Nachricht. Wir koppeln daher, nach 
Abschluss der laufenden Altersgrenzanhebung, das Ren-
teneintrittsalter mit dem Zwei-zu-eins-Modell an die Le-
benserwartung, also wenn wir ein Jahr länger leben, steigt 
die Erwerbsphase um acht Monate und die Rentenphase 
um vier Monate.

Bei der jetzigen durchschnittlichen Lebenserwartung 
würde das bedeuten, dass das Renteneintrittsalter unge-
fähr alle zehn Jahre um ein halbes Jahr steigt. Also je-
mand, der dann 2040 in Rente kommt, würde mit 
67,5 Jahren in Rente gehen. Meine Kohorte würde dann 
mal bis 68 Jahre arbeiten. Aber dafür bekommen wir in 
dieser Zeit auch etwas. Wir würden in all dieser Zeit 
stabilere Beiträge zahlen, und die Renten würden auch 
höher ausfallen. Es ist eine Win-win-Situation, die wir 
dafür bekommen.

Und ja, wir reduzieren auch finanzielle Anreize, früher 
in Rente zu gehen. Wir schaffen den finanziellen Bonus 
für den Rentenzugang nach 35 Beitragsjahren ab. Davon 
profitieren – wir haben es heute schon gehört – statistisch 
gesehen nämlich vor allem Besserverdiener und Gesun-
de, auf Kosten der Versichertengemeinschaft.

Statt dieser Gießkanne wollen wir viel mehr Zielge- 
nauigkeit. Wir wollen mit Härtefallregelungen schon da-
für sorgen, dass genau diejenigen, die rentennah sind, hart 
gearbeitet haben und in ihrem Berufsfeld aus gesundheit-
lichen Gründen nicht mehr und nicht länger arbeiten kön-
nen, weiter früher abschlagsfrei in Rente gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Abgeordneten Vollath von der Linken?

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Die hat schon 
genug gefragt!)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Vollath.

Sarah Vollath (Die Linke):
Vielen Dank, dass ich noch mal darf. – Herr Kollege, 

würden Sie denn zugestehen, dass Menschen diese Ren-
tenform nicht in Anspruch nehmen, weil sie es sich selbst 
nach 45 Jahren und ohne Abschläge nicht leisten können, 
in Rente zu gehen, wenn zum Beispiel der durchschnitt-
liche Rentenzahlbetrag von Frauen, die die Rente nach 
45 Versicherungsjahren in Anspruch nehmen, gerade mal 
23 Euro über der Armutsgefährdungsgrenze liegt?

Und finden Sie nicht, es würde in der Verantwortung 
der Regierung liegen, dafür zu sorgen, dass die Löhne 
steigen, damit auch die Renten steigen und mehr Men-
schen das in Anspruch nehmen können? Finden Sie nicht, 
dass es Ihre Verantwortung wäre, die Leute dabei zu 
unterstützen, nach 45 Jahren harter Arbeit einen Renten-
eintritt in Anspruch nehmen zu können, anstatt diese 
Möglichkeit einfach abzuschaffen?

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Dr. Dorn, bitte.

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Ich glaube, Sie sagen das genau richtig: 

Es gibt Gruppen, die sich das nach 45 Beitragsjahren 
nicht leisten können. Deswegen nehmen gerade diejeni-
gen das in Anspruch, die es sich eben leisten können.

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: So ist es!)
Daran sieht man die Ungleichheit und die fehlende Ziel-
genauigkeit.

(Zuruf des Abg. Jörg Cezanne [Die Linke])
Was Sie auch angesprochen haben, ist, dass es wichtig 

ist, dass wir genau hinsehen. Wir haben auch weitere 
Maßnahmen – ich gehe gleich darauf ein – mit Freibeträ-
gen. Das Wichtigste ist: Stabile Arbeit und eine gute 
Lohnentwicklung hängen davon ab, dass unsere Wirt-
schaft weiter eine gute Entwicklung nimmt. Mit den 
Maßnahmen, die Sie jede Woche hier vorschlagen, würde 
genau das Gegenteil passieren: Wir würden hier die Wirt-
schaft abwürgen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Carsten Becker [AfD] – Sarah Vollath [Die 
Linke]: Die SPD klatscht aber nicht!)

Das wäre keine gute Vorsorge für das Alter, und die 
Löhne würden sich nicht gut entwickeln.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Setzen Sie die Rede fort.

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Ja. – Außerdem möchte ich betonen, dass es ja auch 

weiterhin für alle die Möglichkeit gibt – künftig dann ab 
64 Jahren –, früher in Rente zu gehen. Es sagen alle: Das 
ist dann nicht mehr möglich. – Aber auch die Frühver-
rentung ist ja weiterhin möglich, nämlich für diejenigen, 
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die sagen: Ich habe früh angefangen; mir reichen die 
Jahre und meine gesammelten Rentenpunkte für das 
Alter. – Dann nehmen sie eben diese Abschläge in Kauf, 
ohne dass es auf Kosten der anderen Versicherten geht.

Beim Blick auf weitere Gruppen, die bisher stark von 
der Grundsicherung im Alter betroffen waren, werden 
nach dem Reformkonzept Schutzlücken geschlossen. 
Die Grundsicherung im Alter ist auch ein unverzichtbares 
Auffangnetz. Deswegen wollen wir die Zugangshürden 
dazu abbauen.

Außerdem wollen wir die Regeln zur Anrechnung der 
Rente bei der Grundsicherung im Alter ganz gezielt so 
ausgestalten, dass Personen, die gearbeitet haben, im 
Alter ein höheres verfügbares Einkommen haben als die-
jenigen, die nie eingezahlt haben.

Die Botschaft soll doch ganz klar sein – das bezieht 
sich, glaube ich, auch auf die Frage –: Arbeit soll sich 
immer lohnen, auch für die Alterssicherung. Arbeit wird 
damit in jedem Fall die beste Altersvorsorge bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich denke, dieses Paket 
zeigt: Die Koalition geht die Herausforderung an, und 
sie gestaltet die Zukunft.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Ich danke daher herzlich allen Mitgliedern der Alters-

sicherungskommission und vor allem auch Pascal Reddig 
und Annika Klose für die gute Zusammenarbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Kay Gottschalk von der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Kay Gottschalk (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Zuschauer! Vor 

allem: Liebe Menschen! Zunächst einmal bin ich entsetzt 
darüber, dass keiner von Ihnen, den Altparteien, hier und 
heute ein Wort der Entschuldigung gefunden hat für das 
Versagen auch in der Rentenpolitik.

(Zuruf des Abg. Andreas Audretsch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn Rente, meine Damen und Herren, ist ein Ausdruck 
guter Wirtschaftspolitik, guter Energiepolitik, guter Ein-
wanderungspolitik, guter Steuerpolitik –

(Annika Klose [SPD]: Sie haben aber auch 
noch keine einheitliche Linie gefunden, oder? – 
Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles, wovon Sie keine Ahnung haben!)

übrigens, ich werde nicht müde, es zu wiederholen, bis 
die Leute es auswendig können: 700 000 Ukrainer, 
500 000 Syrer, 207 000 Afghanen im Bürgergeld –, guter 
Verteidigungspolitik und guter Rentenpolitik. Sie haben 
in diesen Bereichen versagt.

Sie haben hier auch eben wieder schlichtweg Unwahr-
heiten verbreitet. Dr. Nacke, Sie haben erst gesagt: „Die 
Rente ist sicher.“ Dann haben Sie es anders formuliert: 
„Wir machen die Rente sicher.“

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Sie haben 
nicht zugehört!)

Auch Sie von der Union sind schuld, insbesondere 
Herr Blüm, der, man muss sagen: wider besseres Wissen 
1986 plakatierte: Die Rente ist sicher. – Wir haben da 
schon in der Versicherungsmathematik gejoket: Ja, nur 
in welcher Höhe! Und genau das diskutieren Sie.

Also zunächst mal sollten Sie sich entschuldigen, in 
Sack und Asche gehen, insbesondere Sie von der Sozial-
demokratie. Auch hier haben Sie wie in allen anderen 
Politikbereichen in den letzten Jahrzehnten versagt, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Johannes 
Winkel [CDU/CSU])

Kommen wir zu den nackten Zahlen. Sie setzen auf 
Wählerdemenz. Sie haben Anfang der 2000er-Jahren 
die Berufsunfähigkeitsrente abgeschafft und sie durch 
eine sehr, sehr schwierige Erwerbsminderungsrente er-
setzt. Zu Blüms Zeiten hatte man noch ein Rentenniveau 
von 50,7 Prozent, heute sind es 48 Prozent.

Wir haben bereits, auch meine Kollegin Ulrike 
Schielke-Ziesing, hier 2018 gesagt: Leute, ihr müsst re-
formieren! – Wir haben 2018 nur 69,5 Milliarden Euro 
zusätzlich in die Rente einzahlen müssen, heute sind es 
127,7 Milliarden Euro. Wir stehen also vor einer gewal-
tigen Anstrengung. All das haben Sie zu verantworten, 
meine Damen und Herren.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der größte Unfug unter der Son-
ne! Einfach nur Quatsch! Da kommt nur 
Quatsch raus!)

Malen Sie den Leuten also nicht Potemkinsche Dörfer 
auf, die es gar nicht gibt. Sie tragen die Verantwortung! 
Auch Sie von den Grünen; Sie haben genauso daran mit-
gearbeitet, dass die Renten nicht mehr sicher sind.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie haben keine 
Ahnung von statistischen Größen, Herr 
Gottschalk! – Dr. Armin Grau [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben keine Ah-
nung!)

Sie sollten sich wirklich schämen, dass sich keiner von 
Ihnen heute bei den Rentnern und den Menschen da drau-
ßen entschuldigt hat, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Für Ihre Rede muss 
man sich entschuldigen!)

Ich füttere Sie mit Fakten.
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(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da war noch nichts an Fakten! 
Da war gar nichts an Fakten!)

Wir haben noch nie so viele sozialversicherungspflich-
tige Jobs gehabt, nämlich 35 Millionen. Zu Zeiten von 
Herrn Schröder waren es noch 27 Millionen sozialver-
sicherungspflichtige Jobs.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Wer hat es ge-
macht? Die CDU und die SPD!)

Trotzdem müssen wir diese Debatte hier führen.
Die Grundidee, meine Damen und Herren, war immer 

ähnlich. Ihr Systemversagen ist immer dasselbe: Sie ver-
säumen, weil Sie feige und bequem sind, rechtzeitig Re-
formen einzuleiten. Das ist Ihr Versagen, das ist Ihr Bei-
trag zu der schlechten und desolaten Situation unseres 
Landes.

Aber auch in der Ära Kohl, der ja alles plattgesessen 
hat,

(Dr. Florian Dorn [CDU/CSU]: Sie denken 
gerne in der Vergangenheit! – Andreas 
Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ein Geschichtskongress ohne einen Vor-
schlag!)

gab es noch Leute von Format, auch in Ihrer Partei. Ein 
Mann namens Kurt Biedenkopf – Professor, Analytiker 
und politischer Stratege mit Kopf, Mut und Hirn; davon 
gibt es wenige –

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt noch nicht einen Vorschlag 
von Ihnen! Das ist irgendwelches Geschichts-
gesülze! Gott ist das peinlich!)

warnte schon 1986 seine eigene Partei vor dem anstehen-
den demografischen Wandel. Er plädierte für einen stär-
keren – ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten – Umbau 
der Alterssicherung, während Kohl und Blüm – ähnlich 
wie Merz und Merkel – nur auf die Umfragewerte schiel-
ten. Das ist das Problem der Union: Sie kleben an der 
Macht – ohne Kompass, ohne Richtung und ohne sich 
heute hier überhaupt zu entschuldigen.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie noch einen Vorschlag? 
Haben Sie noch irgendwas zur Debatte bei-
zutragen?)

Ich fordere Sie dazu auf: Entschuldigen Sie sich erst mal 
bei den Menschen dafür.

Drei Maßnahmen waren damals schon überfällig – das 
wusste Herr Biedenkopf, das wusste jeder, der Mathe-
matik studiert hat –: konsequenter Aufbau einer kapital-
gedeckten Säule – da haben Sie von den Grünen mit 
Riester und Rürup schlichtweg versagt; Sie von den 
Grünen haben diesbezüglich Demenz –, die deutlich frü-
here und schnellere Anhebung des Renteneintrittsalters 
und die Einführung eines demografischen Faktors.

Und was war? Es stand eine Bundestagswahl vor der 
Tür, und Sie haben – den Menschen da draußen muss man 
das klarmachen – den demografischen Faktor wieder ab-
geschafft. Das ist Ihre Bigotterie, wenn es um die Reform 

und die Sicherung der Sozialsysteme in Deutschland 
geht. Über die Riester-Reform müssen wir gar nicht dis-
kutieren.

Das Beste am Gesamtkunstwerk der 33 Empfehlungen 
der Expertenkommission wurde – das hat Ulrike 
Schielke-Ziesing schon gesagt – aus unseren Anträgen 
abgekupfert. Die AfD wirkt!

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Als ob! Sie haben 
es immer noch nicht kapiert!)

Das heißt also: Sie können ruhig demonstrieren und zu 
Gewalt aufrufen. Die Leute werden klüger sein. Sie wer-
den Sie hoffentlich in allen Landtagen zum Teufel jagen.

(Dr. Florian Dorn [CDU/CSU]: Wo ist denn 
das AfD-Konzept?)

Die AfD – das kann ich den Menschen nur empfehlen – 
sollte man in Sachsen-Anhalt und in Mecklenburg-Vor-
pommern mit Regierungsverantwortung ausstatten, da-
mit das Elend, das sich in den letzten 30 Jahren durch 
unser Land gezogen hat, beendet wird, damit die Men-
schen von Arbeit und Rente leben können und damit die 
Straßen in Deutschland wieder sicherer werden – nicht 
nur, weil sie bei großer Wärme aufbrechen, sondern auch 
im Allgemeinen sicherer werden. Ich glaube, Sie haben 
mit Ihrer Debatte heute hier gezeigt, dass Sie es nicht 
können. Machen Sie Platz für diejenigen, die es können, 
und lassen Sie die Flickschusterei in unserem schönen 
Vaterland.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schlechtes Wochen-
ende wünsche ich Ihnen!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

der Parlamentarischen Geschäftsführerin der Linken das 
Wort.

Isabelle Vandre (Die Linke):
Vielen herzlichen Dank, Herr Präsident, dass Sie die 

Kurzintervention zulassen. – Herr Gottschalk, ich möchte 
einmal eindeutig für unsere Fraktion klarstellen: Wenn 
wir uns am 4. Juli widersetzen werden, dann ist das ein 
demokratisch legitimer Protest gegen die voranschrei-
tende Faschisierung Ihrer Partei, die Sie hier jede Woche 
erneut zur Schau stellen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das sind Strafta-
ten! Es werden Polizisten verletzt werden! 
Das wissen Sie jetzt schon!)

Es ist notwendig, sich der AfD entgegenzustellen. Genau 
das werden wir tun. Das ist kein Aufruf zu Gewalt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Absolut ist es das! 
Absolut und ausdrücklich!)

Das möchte ich so deutlich sagen.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Gottschalk, möchten Sie erwidern?
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Kay Gottschalk (AfD):
Ich möchte sehr gerne erwidern. – Für mich sind De-

monstrationen völlig in Ordnung. Was ich in den letzten 
Jahren erlebt habe, sind vielmehr Tatbestände von Nöti-
gung und Gewalt, die Sie ausüben – gegen Polizisten, 
gegen Mitglieder meiner Partei, gegen Delegierte.

(Isabelle Vandre [Die Linke]: Das hat niemand 
getan! – Weitere Zurufe von der Linken)

Das ist das eine.
Wenn Sie uns hier unterstellen – und das ist unver-

schämt –, dass wir faschistoid seien, nur weil Sie links-
extrem sind und ein verzerrtes Bild auf die gesamtgesell-
schaftliche Situation,

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das haben wir ja 
bei Ihrem Chef in Sachsen-Anhalt gesehen!)

auf unser wunderbares Land haben, dann ist das Ihre 
Position, verehrte Frau Kollegin. Aber ich erlebe hier, 
dass Sie dazu aufrufen, Zufahrten mit Bussen zu blockie-
ren.

Ich werde Sie da stellen, und meine Fraktion ebenfalls; 
darauf können Sie Gift nehmen. Sie tragen Verantwor-
tung für das, was dort passiert. Für jeden verletzten Po-
lizisten, für jeden verletzten Delegierten werden wir Sie 
hier in einer Aktuellen Stunde stellen,

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das hat ja nichts 
mit dem Thema zu tun!)

und dann können wir gerne über das diskutieren, was Sie 
heute und auch in den letzten Tagen hier gesagt haben.

Wir werden mutig sein. Wir sind aufrecht. Wir sagen 
die Wahrheit und werden uns von Ihnen nicht beeindru-
cken lassen.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Es geht um Ren-
te!)

Aber wir werden Ihnen diese Aufrufe unter die Nase 
reiben, sehr verehrte Frau Kollegin. Darauf können Sie 
sich verlassen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Ich 

erteile Kai Whittaker für die letzte Rede in dieser Aktuel-
len Stunde das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Als 

letzter Redner in dieser Debatte wusste ich schon, warum 
ich keine Rede vorbereite. Der Scherbenhaufen, den mir 
die Kollegen von Linken und AfD hinterlassen haben, ist 
so groß, dass ich gar nicht weiß, wohin ich die ganzen 
Scherben kehren soll.

(Kay Gottschalk [AfD]: Fangen Sie doch mit 
Ihrer Rentenpolitik an!)

Fangen wir mal mit der Linkspartei an. Wissen Sie, 
das Einzige, was Sie den Rentnern anzubieten haben, ist 
Ihre angeblich solidarische Mindestrente in Höhe von 
1 400 Euro – netto, wohlgemerkt. Und da muss ich 
mich schon fragen, ob Sie eigentlich wissen, wie viel 
Rente Menschen in diesem Land bekommen, wenn sie 
45 Jahre lang hart arbeiten und durchschnittlich verdie-
nen. Zum Beispiel ein Mechatroniker. Der bekommt eine 
Nettorente in Höhe von 1 700 Euro. Das wären 300 Euro 
mehr als bei Ihrer Mindestrente,

(Isabelle Vandre [Die Linke]: Sie verstehen das 
Wort „Mindestrente“?)

die man bekommt, egal ob man gearbeitet hat oder nicht. 
Das bedeutet, dass Ihnen ehrliche Arbeit gerade einmal 
7 Euro pro Arbeitsjahr wert ist. Und Sie wollen eine 
Arbeiterpartei sein? Da sage ich nur: Gute Nacht!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Da sind die Menschen bei uns besser aufgehoben. Leis-
tung muss sich lohnen, auch im Alter, meine Damen und 
Herren.

(Isabelle Vandre [Die Linke]: Das Wort „min-
destens“ verstehen Sie schon?)

Dann regen Sie sich, Herr Pantisano, darüber auf, dass 
das Renteneintrittsalter auf 70 Jahre steigen soll – als ob 
wir die rentenpolitischen Geisterfahrer in Europa wären. 
Gucken Sie sich an, was in Dänemark und Schweden 
passiert. Dort liegt das Renteneintrittsalter sogar über 
70 Jahren. Und mir ist nicht bekannt, dass diese Länder 
für soziale Kälte berühmt sind. Insofern müssen Sie da 
wirklich die Kirche im Dorf lassen.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Ich muss gar 
nichts!)

Dort gibt es nämlich auch Dachdecker und hart arbei-
tende Pflegekräfte. Aber da weiß man, dass es nicht 
reicht, sich über den demografischen Wandel zu empö-
ren, sondern man handeln muss.

Deshalb bin ich froh, dass die Rentenkommission den 
Vorschlag gemacht hat. Wir müssen mehr bei Reha und 
Vorsorge tun, und wir brauchen auch eine Härtefallklau-
sel, damit Menschen, die wirklich nicht mehr arbeiten 
können, trotzdem eine gute Rente bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und dann müssen Sie sich irgendwann mal beim 
Thema Kapital entscheiden. Sie sind schnell dabei, die 
ordentlichen Gewinne, die ein Unternehmer macht, ab-
zukassieren über Erbschaftsteuer, Vermögensteuer und 
weiß der Geier, was Sie noch alles haben wollen. Sie 
haben überhaupt kein Problem damit, die Früchte vom 
Baum des Kapitals zu essen.

(Zuruf von der Linken)
Aber Sie tun alles dafür, dass die Arbeitnehmer ja nicht in 
der Lage sind, einen Baum selbst zu pflanzen. Wir ma-
chen Schluss damit!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Menschen sollen am Kapitalmarkt profitieren dürfen.

Und jetzt zur AfD.
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(Kay Gottschalk [AfD]: Oh!)
Sie haben in Ihrem Wahlprogramm ein Rentenniveau von 
70 Prozent versprochen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Es sind drei Säu-
len! Langfristig!)

weil das in Europa Standard sei. Entschuldigung, das ist 
schon mal die erste Falschaussage. Es sind 60 Prozent in 
Europa, und zwar nicht bezogen auf das Rentenniveau, 
sondern auf die Nettoersatzquote. Jetzt ist es bedauerlich, 
dass Frau Schielke-Ziesing schon gegangen ist; denn es 
hat mich wirklich entsetzt – sie ist immerhin mal bei der 
Rentenversicherung beschäftigt gewesen –, dass sie of-
fensichtlich nicht den Unterschied zwischen Renten-
niveau und Nettoersatzquote kennt.

(Dr. Florian Dorn [CDU/CSU]: Genau so ist 
es!)

Gucken Sie in den Rentenbericht; da ist es erklärt. Aber 
Sie verwechseln ja auch gerne Wahlumfragen mit Wahl-
ergebnissen. Insofern wundert mich das alles nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Es gibt schlaue Ökonomen, die sich tatsächlich mal mit 
Ihrem Rentenkonzept beschäftigt haben; warum auch im-
mer, das ist mir schleierhaft; aber bitte schön. Gehen wir 
es mal durch. Sie fordern nicht nur ein Rentenniveau von 
70 Prozent, sondern Sie wollen auch noch die Rente mit 
63 beibehalten, und das Renteneintrittsalter soll nicht 
steigen. Das kostet den deutschen Steuerzahler mindes-
tens 100 Milliarden Euro zusätzlich pro Jahr. Herr 
Gottschalk, wissen Sie was? So viele Flüchtlinge haben 
wir in diesem Land gar nicht, die Sie abschieben müssten, 
um dieses Geld einzusparen, damit Sie Ihr Rentenkonzept 
finanzieren können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Kommen Sie mal in der Realität an!

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 

Gottschalk zulassen?

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Wenn es der Erleuchtung dient. Die Hoffnung stirbt 

zuletzt.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Gottschalk, bitte.

Kay Gottschalk (AfD):
Vielen Dank, Herr Kollege Whittaker, dass Sie die 

Frage zulassen. – Überheblichkeit täuscht über wissens-
technische Defizite nicht hinweg. Ich glaube, ich habe in 
meiner Rede mehrere Punkte aufgeführt, die insgesamt 
diese 100 Milliarden Euro locker abfedern. Ich habe 
Ihnen gesagt: Wenn Sie eine vernünftige Energiepolitik 

gemacht hätten, wenn Sie eine vernünftige Wirtschafts- 
und Steuerpolitik gemacht hätten und

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Das haben Sie 
nicht gesagt!)

die Unternehmen und die Arbeitsplätze nicht ins Ausland 
flüchten würden, dann würden wir über vieles hier gar 
nicht diskutieren. Kleine Erleuchtung an Sie: Für jeden 
Arbeitsplatz – seit 2019 etwa 350 000 –, der verloren 
geht, werden keine Rentenbeiträge mehr gezahlt – o 
Wunder!

Ich habe eben auch gesagt, dass das Ihr Kernproblem 
ist. Und dem haben Sie sich nicht gestellt. Sie haben sich 
nicht entschuldigt. Sie haben auch bei dieser Reform, 
obwohl die entsprechenden Sachverhalte bekannt waren, 
jeden Sachverstand abgelehnt. Mit Herrn Kirchhof, dem 
Professor aus Heidelberg, haben Sie und die SPD es 
übrigens genauso gemacht. Seit Ende der 80er-Jahre ha-
ben Sie jeden Sachverstand abgelehnt und Probleme aus-
gesessen, statt Reformen zu machen. Würden Sie es wie 
in der Finanzpolitik machen – den Zinseszinseffekt muss 
ich Ihnen nicht erklären – und ab Geburt eines Kindes 
100 Euro sparen, dann wären bei einer vernünftigen 
Wertentwicklung zwischen 6 bis 8 Prozent, was am Ka-
pitalmarkt möglich ist, viele Halbmillionäre oder sogar 
Millionäre. Das ist Mathematik.

Deswegen frage ich Sie noch mal: Sind Sie wirklich 
der Meinung, dass Sie rechtzeitig gehandelt haben? Und 
würden Sie mir zustimmen, dass vieles, was laut dieser 
Rentenkommission umgesetzt werden soll, unsere Vor-
schläge sind? Politiker in die Rente miteinzubeziehen, 
eine vernünftige kapitalgedeckte Rente zu ermöglichen, 
Juniorspardepot – das haben wir eingebracht. Kommen 
Sie doch mal zu den Fakten, und diskutieren Sie unsere 
Anträge.

(Dr. Armin Grau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ewige Gequatsche!)

Dabei helfen wir Ihnen ja. Aber bitte kommen Sie hier 
nicht so überheblich daher. Entschuldigen Sie sich bitte 
hier und heute bei den Menschen, dass Sie erst so spät mit 
den notwendigen Reformen und Weichenstellungen an-
fangen, Herr Kollege.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Whittaker.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Also, Herr Gottschalk, wir brauchen wirklich nicht die 

AfD, um gute Politik zu machen. Den Zahn muss ich 
Ihnen gleich mal ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir sind schon selbst Manns – und Frau – genug, um 
kluge Politik zu machen.

Sie haben sich in Ihrer Rede selbst widersprochen. Ich 
weiß nicht, ob es Ihnen aufgefallen ist, aber ich betone es 
gerne noch mal. Sie haben hier gerade den Niedergang 
Deutschlands in den schillerndsten Farben gemalt und 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 87. Sitzung. Berlin, Freitag, den 26. Juni 2026                                                                                                                                                                                                   10735 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Kai Whittaker 



gleichzeitig darauf hingewiesen, dass es in den letzten 
Jahren in unserem Land so viele sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigte

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Genau so ist 
es!)

wie noch nie gab.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
Wenn wir angeblich am Niedergang Deutschlands schuld 
sind, dann sind wir aber auch an diesem Aufwuchs von 
Arbeitsplätzen schuld. Daran sind wir gerne schuld; denn 
wir haben in den letzten 20 Jahren dieses Land wirtschaft-
lich weiter aufgebaut.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Einen letzten Punkt möchte ich Ihnen noch mitgeben, 

Herr Gottschalk. Ja, dieses Land macht gerade eine 
schwierige Phase durch. Das hat mitnichten irgendwie 
mit Fehlentscheidungen in der Politik zu tun.

(Beatrix von Storch [AfD]: Nein! Das fiel vom 
Himmel! Die Migrationspolitik fiel vom Him-
mel!])

Vielmehr stehen wir vor einer geopolitischen Herausfor-
derung: Wir werden militärisch angegriffen von Ihrem 
Kumpel Putin, und wir werden wirtschaftlich angegriffen 
von Ihren Genossen aus Peking.

(Beatrix von Storch [AfD]: Energiewende und 
Migrationspolitik! Zwei Wörter! Eijeijei!)

Und Sie stehen eher an deren Seite als an unserer, an der 
Seite der deutschen Bevölkerung. Dafür sollten Sie sich 
schämen. Sie sollten sich hier als Vaterlandsverräter ent-
schuldigen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Beatrix von Storch [AfD], an den Sitzungsvor-
stand gewandt: Muss man sich als „Vaterlands-
verräter“ hier beschimpfen lassen, oder was?)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Jetzt können Sie Ihre Rede fortsetzen.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Vor dem Hintergrund des Totalausfalls von links und 

rechts bin ich umso dankbarer, dass sich die Kollegen von 

den Grünen sehr wohlwollend zu dem Bericht der Ren-
tenkommission geäußert haben. Ja, es gibt Dinge, über 
die wir politisch natürlich weiterhin streiten können. 
Aber es besteht jetzt die einmalige Chance, einen Renten-
kompromiss über Fraktions- und Parteigrenzen hinweg 
herbeizuführen. Ich finde, das wäre es wert. Denn die 
Menschen sind massiv verunsichert. Sie glauben, sie 
kriegen keine Rente mehr und müssen dafür immer 
mehr Beiträge zahlen. Mit diesem Rentenpaket können 
wir den Menschen diese Angst nehmen. Die Menschen 
können darauf vertrauen, dass sie eine gute Rente haben 
werden, auch in den nächsten 30 Jahren. Daran sollten 
wir arbeiten.

Ich wünsche Ihnen jetzt ein schönes Wochenende. Hei-
zen Sie Ihren Kopf nicht so stark auf, Herr Gottschalk.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Ak-

tuellen Stunde liegen mir nicht vor. Ich schließe diese.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung angelangt. Ich danke allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Hohen Hauses, die uns ermöglicht ha-
ben, dass wir tagen können. Ich danke allen, die uns ihre 
Aufmerksamkeit schenken. Ich habe für alle, die uns 
hören, eine schlechte Nachricht: Wir müssen das Dach 
des Hohen Hauses für Besucherinnen und Besucher an 
diesem Wochenende komplett schließen, inklusive Kup-
pel. Denn die Hitzewarnung ist so gravierend, dass wir 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes niemanden da 
hoch lassen können.

Deshalb bitte ich alle: Nehmen Sie diese Warnungen 
ernst. Es ist ernst. Gehen Sie nicht in die pralle Sonne, 
trinken Sie ausreichend, passen Sie auf sich und auf an-
dere auf, und kommen Sie gesund und froh wieder.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf Mittwoch, den 8. Juli 2026, 14 Uhr, ein.

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 15:23 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Banaszak, Felix BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bauer, Marcel Die Linke

Boehringer, Peter AfD

Bollmann, Hendrik SPD

Böttger, Janina Die Linke

Brandes, Dirk AfD

Breilmann, Michael CDU/CSU

Dietz, Thomas AfD

Droßmann, Falko SPD

Düber, Dr. Hülya CDU/CSU

Düring, Deborah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Eichwede, Sonja 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Eißing, Mandy Die Linke

Gennburg, Katalin Die Linke

Gerster, Martin SPD

Hahn, Florian CDU/CSU

Haise, Lars AfD

Hemmelgarn, Udo Theodor AfD

Hermeier, Mareike Die Linke

Heselhaus, Nadine SPD

Hostert, Jasmina SPD

Janssen, Anne CDU/CSU

Kaddor, Lamya BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kaufmann, Dr. Malte 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Kempf, Martina AfD

Klöckner, Julia CDU/CSU

Knodel, Sieghard fraktionslos

Abgeordnete(r)

Koch, Heinrich 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Koegel, Jürgen AfD

Köhler, Achim 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Komning, Enrico AfD

Koob, Markus CDU/CSU

Körber, Carsten CDU/CSU

Kreiser, Dunja SPD

Limbacher, Esra SPD

Moll, Claudia SPD

Moosdorf, Matthias AfD

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Münzenmaier, Sebastian AfD

Naujok, Edgar AfD

Nieland, Iris AfD

Pawlik, Natalie SPD

Pellmann, Sören Die Linke

Pistorius, Boris SPD

Rohde, Dennis SPD

Rudzka, Angela AfD

Schattner, Bernd AfD

Schrodi, Michael SPD

Schuhmann, Bernd AfD

Seifert, Dario AfD

Sichert, Martin AfD

Uhr, Martina AfD

Weiser, Mathias AfD

Willnat, Christin Die Linke
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Anlage 2 

Schriftliche Antwort auf die Frage 26 der Fra-
gestunde (Drucksache 21/6572)

Frage 26
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Wie hoch waren die Gewinne oder anderen Zahlungen aus 
Unternehmensbeteiligungen des Bundes, die dem Bundes-
haushalt im Haushaltsjahr 2025 zugeflossen sind (bitte die 
Gesamtsumme angeben und die zehn größten Zahlungen mit 
zahlenden Unternehmen separat auflisten, dabei bitte gegebe-
nenfalls eine Auskehrung von Guthaben des KfW-Dividenden-
kontos nach Unternehmen aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:

Die Gesamtsumme der Gewinne und Zahlungen aus 
unmittelbaren Unternehmensbeteiligungen des Bundes, 
die dem Bundeshaushalt 2025 zugeflossen sind, beträgt 
1 107 775 600 Euro (gerundet).

Es haben insgesamt neun unmittelbare Beteiligungen 
des Bundes im Haushaltsjahr 2025 Gewinne oder Zah-
lungen an den Bundeshaushalt geleistet, und zwar folgen-
de:

Nr. Unternehmen Gewinne/Zahlungen in Euro (gerundete Werte)

1 Deutsche Telekom AG 620 641 000

2 SEEHG Securing Energy for Europe Holding GmbH 391 411 000

3 Flughafen München GmbH 66 820 000

4 Bundesdruckerei Gruppe GmbH 19 490 000

5 PD Berater der öffentlichenHand GmbH 4 863 000

6 juris GmbH 3 566 000

7 VEBEG GmbH 972 000

8 16 Wohnungsbaugenossenschaften 11 300

9 Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH 1 300

Es gab keine Auskehrung von Guthaben aus dem KfW-Dividendenkonto.
(85. Sitzung, 24.06.2026, Tagesordnungspunkt 2)

Anlage 3 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung
Der Bundesrat hat in seiner 1066. Sitzung am 12. Juni 

2026 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen zu-
zustimmen bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 
des Grundgesetzes nicht zu stellen:
– Zweites Gesetz zur Änderung des Luftverkehr-

steuergesetzes
– Gesetz zur Weiterentwicklung der Apothekenver-

sorgung (Apothekenversorgung-Weiterentwick-
lungsgesetz – ApoVWG)
Gesetz für den Bürokratierückbau im Bereich des
Bundesministeriums des Innern
Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung
gefasst:
1. Der Bundesrat regt an, das Bundeskriminalamtge-

setz (BKAG) in einer Weise zu ergänzen, die den
deutschen Melde- und eID-Karte-Behörden einen
Zugriff auf die Sachfahndung des Schengener In-
formationssystems (SIS) ermöglicht. Für den Zu-
griff von Melde- und eID-Karte-Behörden auf
nach den Kategorien des Artikels 38 Absatz 2
Buchstabe l der Verordnung (EU) 2018/1862 (ge-

stohlene, unterschlagene, auf sonstige Weise ab-
handengekommene, für ungültig erklärte oder ge-
fälschte ausgestellte Identitätsdokumente wie 
Pässe, Personalausweise, Aufenthaltstitel, Reise-
dokumente und Führerscheine) im SIS ausge-
schriebene Dokumente ist kurzfristig eine weitere 
Nummer in § 33b Absatz 1 Satz 1 BKAG aufzu-
nehmen, nach der auch die nach landesrechtlichen 
Vorschriften zuständigen Melde- und eID-Karte- 
Behörden für die Zwecke des Artikels 44 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung (EU) 2018/1862 zu-
griffsberechtigt sind.

2. Der Bundesrat regt ferner an, nach entsprechender
Ergänzung des BKAG die Meldebehörden sowie
die eID-Karte-Behörden als zuständige Behörden
gemäß Artikel 56 Absatz 7 der Verordnung
(EU) 2018/1862 in die Änderungsliste zur Über-
mittlung an eu-LISA aufzunehmen.

Begründung:

Die empfohlene Ergänzung dient der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfol-
gung terroristischer oder sonstiger schwerer 
Straftaten im Sinne des Artikels 44 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung (EU) 2018/1862.
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Die eID-Karte wurde in Umsetzung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 910/2014 (eIDAS-Verord-
nung) eingeführt, um EU-Bürgerinnen und 
-Bürgern unter Gewährleistung eines gleichen 
Zugangs zu digitalen Leistungen die Nutzung 
der Online-Ausweisfunktion (eID-Funktion) 
in Deutschland zu ermöglichen. Nach polizei-
lichen Erkenntnissen werden mittels gestohle-
ner oder zur missbräuchlichen Nutzung zur 
Verfügung gestellter ausländischer Identitäts-
dokumente bei der Beantragung von eID-Kar-
ten Strohpersonalien etabliert, die unter ande-
rem zu Geldwäsche oder Betrug genutzt 
werden. Auch schon bei der Anmeldung eines 
Wohnsitzes werden in Einzelfällen gestohlene 
oder zur missbräuchlichen Nutzung zur Ver-
fügung gestellte Identitätsdokumente durch 
ähnlich aussehende, fremde Personen vor-
gelegt. Mit der so etablierten Personalie werden 
im Anschluss unter anderem Unionsbürgerkar-
ten (eID-Karten) beantragt, Konten eröffnet 
und Scheinfirmen gegründet. Es besteht Grund 
zu der Annahme, dass die beschriebene Etab-
lierung von Strohpersonalien als Dienstleistung 
(Crime as a Service) für andere kriminelle 
Strukturen, beispielsweise die organisierte Kri-
minalität, erbracht wird. Im Raum stehen hohe 
Schadenssummen.

Aus Sicht des Bundesrates ist es erforderlich, 
diesem Kriminalitätsphänomen wirksame Maß-
nahmen entgegenzusetzen.

Mit der Verhinderung der Ausstellung auf 
Scheinidentitäten beruhender eID-Karten wird 
auch ein Beitrag zur Bürokratieentlastung ge-
leistet, da so die missbräuchliche Inanspruch-
nahme von Verwaltungsressourcen unterbun-
den wird. Umgekehrt wird der Folgeaufwand 
gesenkt, den auf Scheinidentitäten beruhende 
eID-Karten insbesondere für die öffentliche 
Verwaltung (z. B. Einziehung und Sicherstel-
lung) auslösen.

Ein effektiver Weg, eine Ausstellung von eID- 
Karten an Personen zu verhindern, die sich als 
gestohlen gemeldeter ausländischer Ausweis-
dokumente bedienen, liegt in einem standard-
mäßigen Abgleich der für die Beantragung 
der eID-Karten vorgelegten ausländischen 
Identitätsdokumente mit der Sachfahndung 
des Schengener Informationssystems (SIS) 
durch die eID-Karte-Behörden. Ein entspre-
chender Zugang der eID-Karte-Behörden auf 
das SIS ist nach aktueller Rechtslage allerdings 
nicht vorgesehen. Daher sind die eID-Karte-Be-
hörden als zugriffsberechtigte Stellen in § 33b 
Absatz 1 Satz 1 BKAG aufzunehmen.

Da bereits eine unter Verwendung eines gestoh-
lenen Identitätsdokuments erwirkte Wohnungs-
anmeldung und die auf dieser Grundlage etwa 
erlangte Meldebescheinigung oder Melderegis-
terauskunft im Rechtsverkehr einen Rechts-
schein erzeugt, der zur Begehung der oben ge-

nannten Straftaten missbraucht werden kann, 
muss auch den Meldebehörden der entspre-
chende Zugriff auf das SIS ermöglicht werden.
Ein Zugriff auf das SIS müsste sich auf aus-
geschriebene Dokumente der Kategorie gemäß 
Artikel 38 Absatz 2 Satz 1 Buchstabe l der Ver-
ordnung (EU) 2018/1862 (gestohlene, unter-
schlagene, auf sonstige Weise abhandengekom-
mene, für ungültig erklärte oder gefälschte 
ausgestellte Identitätsdokumente wie Pässe, 
Personalausweise, Aufenthaltstitel, Reisedoku-
mente und Führerscheine) beziehen.
Ziffer 2 ist eine Verfahrensfolge aus Ziffer 1 
und sollte zusammen mit Ziffer 1 umgesetzt 
werden.

– Gesetz zur Digitalisierung des Vollzugs von Immo-
bilienverträgen, der gerichtlichen Genehmigungen 
von notariellen Rechtsgeschäften und der steuer-
lichen Anzeigen der Notare

– Gesetz zur Einführung der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung und der Täterarbeit im Gewalt-
schutzgesetz

– Gesetz zur Förderung und Modernisierung des 
Anwaltsnotariats, zur Änderung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes, zur Digitalisierung des 
Führungszeugnisses und zur Verlängerung der 
Antragsfrist für Anträge von Soldatinnen und Sol-
daten auf Entschädigung wegen dienstrechtlicher 
Benachteiligung

– Gesetz zur Änderung flaggen-, schiffsregister- und 
seefischereirechtlicher Vorschriften

– Gesetz zur Modernisierung der nationalen Um-
setzung von europäischen Regelungen zum Öko-
design, zur Energieverbrauchskennzeichnung 
und zu weiteren Regelungen

– Gesetz zu dem Vertrag vom 12. März 2025 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über die gemeinsame 
Staatsgrenze

– Neuntes Gesetz zur Änderung von Vorschriften im 
Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht

Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 
gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:
Finanzausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Fünfzehnter Bericht der Bundesregierung über die 
Auswirkungen des Gesetzes zur Bekämpfung der 
illegalen Beschäftigung
Drucksachen 21/6100, 21/6479 Nr. 1

Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Berufsbildungsbericht 2026
Drucksachen 21/5900, 21/6122 Nr. 1.6
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Verkehrsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Verkehrsinvestitionsbericht für das Berichts-
jahr 2024

Drucksachen 21/5910, 21/6122 Nr. 1.7

Ausschuss für Tourismus
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Nationale Tourismusstrategie

Drucksache 21/3940

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Ausschuss für Wirtschaft und Energie
Drucksache 21/693 Nr. A.57
EP P10_TA(2025)0065
Drucksache 21/2828 Nr. A.6
Ratsdokument 14015/25
Drucksache 21/5443 Nr. A.5
ERH 10/2026
Drucksache 21/5443 Nr. A.10
Ratsdokument 7213/26
Drucksache 21/5443 Nr. A.11
Ratsdokument 7214/26
Drucksache 21/6127 Nr. A.1
Ratsdokument 8452/26
Drucksache 21/6127 Nr. A.2
Ratsdokument 8482/26
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